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Die unabhängige Zeitung für Baden-Württemberg

R
eicht es nicht allmählich mit der Ver-
gangenheitsbewältigung? Muss der
EnBW-Deal wirklich noch weiter

aufgearbeitet werden? Hat der Hauptver-
antwortliche, der ehemalige Ministerpräsi-
dent Stefan Mappus (CDU), mit der Abwahl
nicht schon die politische Höchststrafe er-
halten? Auf den ersten Blick erscheinen sol-
che Gedanken verständlich. Doch je tiefer
man sich mit dem Milliardengeschäft be-
fasst, je mehr neue Einzelheiten und Wider-
sprüche bekannt werden, desto klarer wird:
die Aufklärung hat gerade erst begonnen.
Der Vorgang schreit geradezu nach einem
Untersuchungsausschuss des Landtags,
und der wird – diese Prognose sei gewagt –
früher oder später auch kommen.

Was, wenn nicht ein Fünfmilliarden-
geschäft unter Umgehung des Parlaments,
sollte ein solches Gremium rechtfertigen?
Ungleich kleinere Themen haben die Abge-
ordneten schon mit großem Aufwand unter-
sucht, etwa die Verlegung dreier Messen
aus der Provinz nach Stuttgart. Da muss es
ihnen die Mühe allemal wert sein, wenn ein
Ministerpräsident mit seinem Freund –
Dirk Notheis und dessen Investmentbank
Morgan Stanley – als Berater mit Steuergel-
dern einen halben Energiekonzern kauft.
Wie die beiden eine angebliche Notlage kon-
struierten, wie sie den Sachverstand des
Parlaments und des Regierungsapparates
ausschalteten, wie sie bei ihrem einsamen
Vorgehen Fehler machten und Milliardenri-
siken in Kauf nahmen – das ist bundesweit
wohl ohne Beispiel. Das Ergebnis, dass der
Staat wieder Mitbesitzer der EnBW ist,
wäre diskussionswürdig gewesen. Aber es
konnte eben nicht diskutiert werden.

Noch zögert die einstige Opposition, ei-
nen Untersuchungsausschuss zu installie-
ren. Mit der Zukunft der EnBW sind die
neuen Regierungsparteien schon genug ge-
fordert, manchmal scheint es: überfordert.
Doch es wäre ein kleiner Skandal im gro-
ßen, wenn sie am Ende die Aufklärung ver-
weigerten. Keiner der Einwände gegen das
Gremium ist überzeugend, am wenigsten
der, es gebe ja keine Akten mehr. Wie bizarr
dieses Argument der Grünen ist, macht der
Umkehrschluss deutlich: Täter dürften nur
keine Spuren hinterlassen, dann wären sie
vor Verfolgung gefeit. Gerade das Fehlen
von Unterlagen – schon für sich unglaub-
lich – erfordert es dringend, die Beteiligten
als Zeugen zu hören. Nicht gegenüber Me-
dien oder seinen Parteifreunden, vor dem
Parlament müssen Mappus, seine Helfer
und Berater Rechenschaft ablegen. Unter
einer Wahrheitspflicht wie vor Gericht wird
sich jeder Einzelne sehr genau überlegen,
was er aussagt. Nur so ließen sich die teil-
weise krassen Widersprüche auflösen. Nie-
mandem wäre gedient, wenn die Vorwürfe
weiter im Ungefähren blieben, letztlich
auch der CDU nicht; der kluge neue CDU-
Landtagspräsident hat das klar erkannt.

Offene Fragen gibt es en masse. Wie ver-
hielt es sich wirklich mit dem Parlaments-
vorbehalt, für den Mappus angeblich
kämpfte und von dem der französische Kon-
zern EdF als Verkäufer des 45-Prozent-An-
teils an der EnBW nie etwas gehört haben
will? Warum gab es bei einem Geschäft die-
ser Größenordnung keine ordentliche Wert-
ermittlung, warum wurden die Warnungen
der Analysten – sogar jener von Morgan
Stanley – just vor Energieaktien ignoriert?
Wie konnte es zu einer Vereinbarung kom-
men, die den Investmentbankern des Map-
pus-Freundes Notheis dicke Folgeaufträge
zuschusterte? Diese Fragen zu klären hat
nichts mit Nachtreten zu tun, wohl aber mit
Verantwortung vor den Bürgern und Steuer-
zahlern. Sie können erwarten, dass Grün-
Rot bei aller gebotenen Konzentration auf
die Zukunft auch die Vergangenheit aus-
leuchtet; auch dafür haben sie die frühere
Regierung abgewählt. Apropos Abwahl: die
sollte in der Demokratie keine Strafe, son-
dern der Normalfall sein. So gesehen ist der
EnBW-Deal für die Verantwortlichen bis
jetzt ohne Konsequenzen geblieben. Bleibt
als Fazit: Landtag, bitte aufklären!

Ministerpräsident Giorgos Papandreou übersteht die Vertrauensfrage.
Doch die Hellenen wenden sich verbittert vom Parteiengezänk in Athen ab.
SEITEN 4, 11, 12, 31 und auf stuttgarter-zeitung.de/thema/eurokrise

Börse SEITEN 16, 17

1986 war nicht nur das Jahr von Tscherno-
byl, sondern auch des Großbrands beim
Pharmakonzern Sandoz und der Explosion
der US-Raumfähre Challenger. Wissen-
schaft und Technik wurden in der Öffent-
lichkeit kritisch gesehen und die Nachfrage

nach unabhängigen
Informationen stieg.
Am 8. November
1986 antwortete die
StZ darauf mit einer
neuen Wissenschafts-
seite, die sich der „ru-
higen Abwägung der
Risiken und Chan-
cen“ verpflichtet sah

– und heute noch sieht. Dass die Wissen-
schaft viel zum Fortschritt beigetragen hat,
beleuchtet in den kommenden Tagen eine
Serie auf der Entdecken-Seite.  amd
– „Wir schauenzurück“ SEITE 20
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as Training mit den dick gepolsterten
Schlagstöcken, Pugil Sticks (Schlagstö-
cke) genannt, ist ein fester Bestandteil der

Ausbildung bei den Marines im kalifornischen
San Diego. Ein Sergeant, der junge Männer für
den Einsatz in Afghanistan drillt, lobt deren her-
vorragende Wirkung: „Die Jungen kommen hierher und waren
noch nie in einem Kampf verwickelt, die haben noch nie ihre
Faust benutzt, um jemand anders zu schlagen.“ Das Training
mit den gepolsterten Stöcken erzeuge die nötige Aggression, die
der Soldat für den Ernstfall benötige.

Nun bleiben diese Trainingskämpfe aber trotz der dicken
Polster nicht folgenlos. Wenn ein Rekrut bisher mit glasigen
Augen aus dem Ring taumelte, schrie ihn der Ausbilder an und
befahl ihm weiterzukämpfen. Jetzt aber haben sich auch bei den
Marines in San Diego die Zeiten geändert: Ein eigens angeheuer-
ter Fitnesstrainer erkennt die Anzeichen einer Gehirnerschütte-
rung und bringt den Rekruten schleunigst ins Krankenhaus. Die
Fitnesstrainer sind Teil eines sportmedizinischen Programms,
das 15,5 Millionen Dollar kostet. Eine Anlage für die Rehabilita-

tion nach Verletzungen soll folgen. Bisher galt das
13 Wochen lange Boot Camp (Ausbildungslager)
der Marines in San Diego als das härteste der
US-Army. Wird es jetzt eine Wellnessoase? Wer-
den die Rekruten zu Weicheiern? Früher, so erin-
nern sich die Veteranen, habe es bei einer Verlet-

zung nur geheißen: „Vergiss es und renn weiter.“ Wer nicht
mehr weiterlaufen mochte und in ein Auto stieg, bekam den
Spott der ganzen Kompanie zu spüren.

Damit ist nun Schluss – denn die Marines haben die höchste
Verletzungsrate im ganzen Land. Die soll mit dem Programm
verringert werden, weil die verletzten Rekruten Geld kosten
und die Moral der ganzen Truppe senken. Die Trainer, die alle
eine medizinische Ausbildung haben, sollen nun gewährleisten,
dass die jungen Männer reibungsloser und gesünder in Soldaten
verwandelt werden. Gehirnerschütterungen und gebrochene
Schienbeine sollen vermieden werden. Schon beginnt das Pro-
gramm Wirkung zu zeigen: die Verletzungsrate San Diegos
gleicht sich der in anderen Boot Camps an. Und eine weitere
Bastion für harte Männer wackelt.

D
as hochverschuldete Italien unter-
wirft sich der Kontrolle des Interna-
tionalen Währungsfonds. Die Über-

wachung gehe auf einen Wunsch der Regie-
rung in Rom zurück und finde parallel zu
den bereits vereinbarten Überprüfungen
durch die Europäische Union statt, er-
klärte EU-Kommissionspräsident José Ma-
nuel Barroso gestern am Rande des
G-20-Gipfels in Cannes. Die EU-Kommis-
sion werde sich bereits in der kommenden
Woche mit der Lage in dem südeuropäi-
schen Euroland beschäftigen.

„Ich sehe das als Beweis dafür, wie wich-
tig Italiens Reformprozess für das Land
und die gesamte Eurozone ist“, sagte Bar-
roso zu der Entscheidung Italiens, sich
vom IWF kontrollieren zu lassen. Mit dem
Schritt kam Ministerpräsident Silvio Ber-
lusconi den Finanzmärkten entgegen. Der
französische Präsident Nicolas Sarkozy
sagte, Berlusconi wisse, dass die Märkte an
der Umsetzung der Sparmaßnahmen zwei-
felten. Das Reformprogramm sieht unter
anderem eine Erhöhung des Rentenalters,
Lockerungen am Arbeitsmarkt und Privati-
sierungen vor. Bundeskanzlerin Angela
Merkel zufolge wollen EU und IWF viertel-
jährlich über den Fortgang der italieni-
schen Anstrengungen berichten.

Italien kämpft um das Vertrauen der Fi-
nanzmärkte. Zuletzt verlangten Anleger
für Staatsanleihen mehr als sechs Prozent
Zinsen. Will sich die Bundesrepublik Geld
leihen, werden zurzeit weniger als zwei Pro-
zent Zinsen fällig.

Nach französischer Vorstellung sollen
die Europäische Zentralbank und der
Euro-Rettungsfonds intervenieren, falls es
auf den Finanzmärkten einen Angriff auf
Italien gibt. „Die EZB und der Fonds ste-
hen bereit, falls dies nötig ist“, sagte Staats-
präsident Nicolas Sarkozy in Cannes. „Ita-
lien ist nicht allein.“

Die führenden Industrie- und Schwel-
lenländer verständigten sich darauf, mit ei-
nem Maßnahmenpaket weltweites Wachs-
tum zu schaffen. Die Teilnehmer des
G-20-Gipfels hätten sich auf einen Aktions-
plan einschließlich einer Reform des Fi-
nanzmarkts und eines freieren Welthan-
dels verständigt, sagte Bundeskanzlerin An-
gela Merkel in Cannes.

Merkel betonte, man sei sich auf
G-20-Ebene einig, dass man Wachstum
nicht nur durch Konjunkturprogramme,
sondern vor allem durch Strukturrefor-
men erreichen wolle. Dafür sei auch der
Abbau protektionistischer Maßnahmen
notwendig. Ferner habe der Internationale
Finanzstabilitätsrat Beschlüsse zu den
weltweit systemrelevanten Banken ge-
fasst. Für diese Banken sei eine Prozedur
der Restrukturierung beschlossen worden,
so dass die Steuerzahler nicht mehr für
mögliche Ausfälle in Haftung genommen
werden könnten.

Die G-20-Länder wollen zudem den
Kampf gegen grenzüberschreitende Steuer-
hinterziehung verstärken.  rtr/dapd
– Deutschland sollWachstumstärken SEITE 11

– Italien ist besser als seinRuf SEITE 12
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Die gute Lage am Arbeitsmarkt spült Bund,
Ländern und Gemeinden Geld in die Kas-
sen. Laut Steuerschätzung werden sie fast
40 Milliarden Euro mehr einnehmen als
erwartet. Die Debatte über Steuererleichte-
rungen flammt erneut auf. SEITEN 2, 3

S21:Kampagnenstarten
Drei Wochen vor dem Referendum zu Stutt-
gart 21 nehmen die Kampagnen der Befür-
worter und der Gegner Form an. Viele De-
tails sind aber noch offen. Über die Kosten
für einen etwaigen Ausstieg aus dem Pro-
jekt wird weiter gestritten. SEITEN 5, 22

Polizei inGeldnot
Ist die Polizei pleite? Zumindest im Land
fehlen den Beamten 1,4 Millionen Euro.
Zwar fahren die Streifen, aber Fortbildun-
gen und Reparaturen müssen oft verscho-
ben werden. Für die Polizeigewerkschaft
ein unhaltbarer Zustand. SEITE 21

USA Die US-Army will

die Zahl der Verletzten in

der Ausbildung senken.

Von Susanne Janssen

Schuldenkrise Der Internationale Währungsfonds überwacht künftig
Roms Reformen. Die G 20 beschließt ein Wachstumsprogramm.

Die Steuern sprudeln

EnBW-Deal Gerade weil es

keine Akten gibt, ist ein

Untersuchungsausschuss

nötig. Von Andreas Müller

Wir schauen
zurück

Umtost vom Sturm der Finanzkrise

Ex-Ministerpräsident Stefan Mappus hat
seinem Freund Dirk Notheis (beide CDU)
strikte Geheimhaltung zugesichert, als er
dessen Investmentbank Morgan Stanley
mit der Begleitung des EnBW-Deals beauf-
tragte. Die vom ehemaligen Staatsminister
Helmut Rau unterzeichnete Vereinbarung
ist nach StZ-Informationen nicht nur als
„streng vertraulich“ eingestuft. Sie enthält
auch eine Zusatzklausel, wonach die Rolle
von Morgan Stanley ohne schriftliche Er-
laubnis nicht offengelegt werden darf. Wo-
möglich hat Mappus darauf vertraut, als er
in einem Brief an CDU-Kollegen entgegen
dem Vertragsinhalt angab, es seien keine
Folgeaufträge für die Bank vereinbart. mül
– SorgenwegenSchweigeklausel SEITE 5

Kontrolleure nehmen

Italien an die Leine
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„Hattest recht mit Griechenland,
kannst das Ding wieder abnehmen!“

Geheimvertrag
beim EnBW-Kauf

Wurde zwischen VW und Telekom
gemauschelt? Ein pikanter Fall SEITE 30

SportReportage Die Brücke zur Welt

Fußball-Bundesliga: der VfB Stuttgart
verliert in Mainz mit 1:3 SEITE 40
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E
s war ein schöner Erfolg für den Lan-
desrechnungshof. Glasklar bestä-
tigte der baden-württembergische

Staatsgerichtshof, was die Karlsruher Prü-
fer bereits drei Monate zuvor in ihrer Denk-
schrift festgestellt hatten: Mit der Inan-
spruchnahme der Notbewilligungsklausel
habe die schwarz-gelbe Regierung das
Haushaltsrecht des Parlaments verletzt
und somit die Verfassung gebrochen.

Es ging, im Jahr 2007, um 58 Millionen
Euro für die auf Drängen der FDP privati-
sierte Bewährungshilfe. Dreieinhalb Jahre
später, beim EnBW-Deal, ging es um das
Hundertfache dieses Betrages. Doch der
Umgang des Rechnungshofes mit den bei-
den – abgesehen von der Dimension – frap-
pierend ähnlich gelagerten Fällen unter-
scheidet sich fundamental.

Während die Kontrollbehörde unter
dem früheren Präsidenten Martin Frank
(CDU) ganz im Sinne ihres Auftrages
agierte, das Haushaltsgebaren des Landes
zu überwachen, reagierte sie unter dessen
Nachfolger Max Munding (CDU) seltsam
defensiv. Die gleichen Prüfer, die sich sonst
auch um Kleinbeträge kümmern und da-
rob zuweilen als „Erbsenzähler“ geschol-
ten werden, blieben bei dem Milliarden-
deal fast durchweg untätig. Mehr noch:
Munding ließ eine Initiative aus den eige-
nen Reihen, das Geschäft offiziell zu prü-
fen, sogar bewusst ins Leere laufen.

Vom Coup des damaligen Ministerpräsi-
denten Stefan Mappus (CDU) war der Rech-
nungshof am 6. Dezember 2010 genauso
überrascht wie die gesamte Öffentlichkeit.
Schnell kam die Frage auf, was denn die
Finanzkontrolleure zu der erkennbar trick-

reichen Transaktion
sagten. Doch Mun-
dings knappe Erklärun-
gen zeugten vor allem
von dem Bemühen, die
CDU/FDP-Regierung

drei Monate vor der Wahl nicht zu deutlich
zu kritisieren. „Wir halten es für legitim,
dass eine Unternehmensbeteiligung in die-
ser Dimension (. . .) vertraulich angebahnt
und vorbereitet wird“, ließ er auf Medien-
anfragen erklären. Die weiteren Schritte
müssten nun im gesetzlich vorgegebenen
Verfahren unter Beteiligung des Landtags
erfolgen; der treffe letztlich die Entschei-
dung. „Vorbereitende Verträge können
auch davor geschlossen werden, sofern sie
Vorbehaltsklauseln enthalten.“

Damit war der Knackpunkt, der feh-
lende Parlamentsvorbehalt, zwar angespro-
chen, aber möglichst moderat. Für das
„Wir“ hatte der Präsident allerdings kein
Mandat: Der aus ihm, seinem Vize Günther
Kunz und den fünf Mitgliedern bestehen-
den Senat hatte sich mitnichten eine Mei-
nung gebildet – und konnte das auf der
dürren Faktengrundlage auch gar nicht.
Teile des Kollegialorgans wurden sogar –
entgegen den Usancen – ausgesperrt, als
der Finanzausschuss am 14. Dezember in

nichtöffentlicher Sitzung über den EnBW-
Deal beriet. Nur Munding, Kunz und die
fürs Finanzministerium zuständige Direk-
torin Hilaria Dette waren zugelassen. Was
er dort gesagt hatte, wollte der Chefprüfer
wegen der strengen Vertraulichkeit zu-
nächst nicht verraten. Er habe „die Inan-
spruchnahme des Notbewilligungsrechts
nicht gebilligt“, behauptet er heute. Doch
sein Stellvertreter Kunz, wird berichtet,
habe sich über die Sitzung „wahnsinnig auf-
geregt“. Der Grund ließe sich leicht im Pro-
tokoll feststellen, aber das wird bis heute
unter ungewöhnlich strengem Verschluss
gehalten – aus rätselhaften Gründen.

Doch nicht alle Chefprüfer wollten es
beim Wegducken bewenden lassen. Noch
im Dezember kam aus ihren Reihen der
erste informelle Vorstoß, den EnBW-Deal
offiziell aufzugreifen, im Februar dann
auch ein formeller – schriftlich an den Prä-
sidenten. Schließlich wurde das Thema un-
ter dem Punkt „Verschiedenes“ im Senat
aufgerufen. Die Beratung dort erfolgte wie

stets geheim, lässt sich aber zumindest
grob rekonstruieren. Die zuständige Direk-
torin Dette ergriff danach keine Initiative,
eine Prüfung einzuleiten. Ein eigentlich
nicht zuständiger Kollege empfahl hinge-
gen dringend, der Rechnungshof müsse
sich des dubiosen Milliardengeschäfts an-
nehmen; in Angelegenheiten von „besonde-
rer Bedeutung“ sind dazu alle Chefprüfer
berechtigt. Doch der Präsident wimmelte
das Begehren ab, ohne dass darüber abge-
stimmt wurde. Ob einer der Chefprüfer per
Mehrheitsbeschluss zum Jagen getragen
werden kann, ist ohnehin strittig.

„Der Präsident hat (. . .) keine Prüfung
verhindert“, lässt Munding heute erklären
– was rein formal stimmen mag. Seine Be-
gründung für die Untätigkeit: Da es im
Kern um eine „rein verfassungsrechtliche
Frage“ gegangen sei, deren Prüfung beim
Staatsgerichtshof anstand und „deren Sach-
verhalt feststand“, wäre „eine eigenstän-
dige Prüfung des Rechnungshofs nicht wei-
terführend gewesen“. Das ist eine in meh-
rerlei Hinsicht fragwürdige Auskunft.

Im Kern mag es um eine Rechtsfrage
gegangen sein, aber eben auch um das urei-
genste Revier der Kontrollbehörde – den
Landeshaushalt. Der Sachverhalt stand we-
der damals noch heute wirklich fest; viel-
mehr werden immer neue, merkwürdige
Einzelheiten des Deals
bekannt. Und weiter-
führend wäre eine Prü-
fung schon allein des-
halb gewesen, weil sich
die Prüfer umgehend,
wie üblich, aus den beteiligten Ministerien
die Akten geholt hätten. Dann hätten sie
entweder noch vorhandene Unterlagen si-
chern können – oder schon damals festge-
stellt, dass es keine gab.

Inoffiziell wird aus dem Rechnungshof
noch eine andere Begründung genannt:
Man habe nicht in den Wahlkampf eingrei-
fen wollen. Das widerspräche zwar dem
Leitbild, wonach die Behörde ihren Auf-
trag unabhängig und objektiv wahrnimmt,
erscheint aber keineswegs lebensfremd.
Merkwürdig wäre es gleichwohl: Ein Deal,
der erkennbar auf den Wahltag zielte,
könnte vorher nicht untersucht werden?
Das Ergebnis wäre ohnehin erst danach,
bei der Vorstellung der Denkschrift im
Sommer publik geworden.

Beim Loben war die Behörde trotz des
Wahlkampfes nicht so zurückhaltend: „Vor-
bildlich“ habe die schwarz-gelbe Landesre-
gierung das Konjunkturprogramm umge-
setzt, teilte sie im Februar mit – ein für die
Karlsruher ungewohnt überschwängliches
Kompliment. Die Sicht der Regierung ist
den maßgeblichen Chefprüfern übrigens
nicht fremd: Munding war vor seinem
Wechsel zum Rechnungshof Abteilungslei-
ter in der CDU-geführten Staatskanzlei,
Dette dort Referatsleiterin. Die neue Rolle,
sagte der Präsident kurz nach seinem Amts-
antritt 2009, sei für ihn „natürlich ein
Front- und Kulturwechsel“. Wie weit er
den wirklich vollzogen hat, darüber gehen
die Ansichten auch innerhalb der Behörde
auseinander. Auch Dette ist nicht unum-
stritten, wie schon im Staatsministerium.

Auf Dauer will sich der Rechnungshof
dem wohl brisantesten landespolitischen
Thema der vergangenen Jahre übrigens
nicht verweigern. Man schließe „eine künf-
tige Prüfung der Landesbeteiligung an der
EnBW und damit zusammenhängender
Fragenkreise nicht aus“, verblieb Munding.

D
ie Ärztestreiks an den Universitäts-
kliniken sind in letzter Minute ab-
gewendet worden. Die Tarifpar-

teien einigten sich am Samstag in Berlin
auf eine lineare Erhöhung der Gehälter um
3,6 Prozent. Außerdem sei für die bundes-
weit 20 000 Mediziner eine Einmalzah-
lung von 350 Euro vorgesehen, teilte der
Verhandlungsführer der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder, Niedersachsens
Finanzminister Hartmut Möllring (CDU),
mit. In Baden-Württemberg gilt die Eini-
gung für rund 4000 Ärzte.

Ohne die Einigung wären im Südwesten
die Kliniken in Ulm, Heidelberg, Tübingen
und Freiburg von heute an bestreikt wor-
den. Verschiebbare Operationen und Be-
handlungen waren bereits verlegt worden.
Die Ärzte im Südwesten reagierten erleich-
tert auf die Tarifeinigung. Gleiches gilt für
den Leitenden Ärztlichen Direktor der Uni-
klinik Freiburg, Jörg Rüdiger Siewert. Er
sagte: „Das ist vor allem eine gute Nach-
richt für unsere Patienten, da ein Streik
abgewendet werden konnte. Nun müssen
wir uns mit dem Ergebnis und seiner Finan-
zierung auseinandersetzen.“

Die Tarifparteien vereinbarten auch
eine Erhöhung der Zuschläge für Nacht-
und Bereitschaftsdienste. Für Vollarbeit in
der Nacht erhalten die Ärzte vom 1. Januar
2012 an pro Stunde einen Zeitzuschlag in
Höhe von 20 Prozent anstelle des bisheri-
gen Stundenzuschlages für Nachtarbeit
von 1,28 Euro. Auch für nächtliche Bereit-
schaftsdienste wird künftig ein Zeitzu-
schlag in Höhe von 20 Prozent je Stunde
gezahlt. Der Abschluss sei ein „schwerer
Kompromiss“, sagte die Landeschefin der
Gewerkschaft Marburger Bund, Sandra
Bigge. Viele Mediziner hätten auf mehr als
die nun vereinbarte Gehaltserhöhung um
3,6 Prozent gehofft. Dafür seien die höhe-
ren Zuschläge bei Nacht- und Bereitschafts-
diensten aber ein wichtiger Schritt nach
vorn. Die Ärztegewerkschaft hatte eine li-
neare Anhebung der Gehälter um fünf Pro-
zent gefordert.  lsw

Unikliniken In letzter Minuten
einigen sich die Tarifparteien
auf 3,6 Prozent mehr Gehalt.

B
aden-Württembergs Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann hat die
Bundesländer davor gewarnt, sich

bei der neuen Suche nach einem Standort
für ein Atommüll-Endlager wegzuducken.
„Es muss der Standort sein, der der beste
ist, egal wo er liegt“, sagte der Grünen-Poli-
tiker mit Blick auf ein geplantes Treffen
der Länder bei Bundesumweltminister
Norbert Röttgen (CDU) am kommenden
Freitag. Sein Land solle bei der Endlagersu-
che deshalb nicht von vornherein ausge-
schlossen werden. Auch Gorleben in Nie-
dersachsen bleibe eine Option. „Da Salzstö-
cke grundsätzlich infrage kommen, bleibt
Gorleben erst mal drin.“ Die Grünen im
Bund und in Niedersachsen wollen die lau-
fende Erkundung von Gorleben stoppen.

Röttgen hatte die Regierungschefs einge-
laden – angeblich wollen aber nur Kretsch-
mann und der Niedersachse David McAllis-
ter (CDU) persönlich kommen; andere schi-
cken Vertreter. Normalerweise lädt nur die
Kanzlerin Landesregierungschefs ein.

Nach einer Emnid-Umfrage würden 47
Prozent der Baden-Württemberger ein
Atomendlager in ihrem Bundesland akzep-
tieren. In Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern bejahten dies jeweils 41 Prozent, in
Rheinland-Pfalz, Hessen und im Saarland
jeweils 35 Prozent. In Schleswig-Holstein,
Niedersachsen, Hamburg und Bremen ant-
worteten 29 Prozent mit Ja. Greenpeace-
Aktivisten hatten am Samstag in rund 45
Städten gegen den bevorstehenden Castor-
transport nach Gorleben protestiert.  dpa

Ärztestreik

abgewendet
Aktien Warum der Rechnungshof
den Milliardencoup nicht aufgriff
und sein Präsident einen Kollegen
ausbremste. Von Andreas Müller

Atommüll 47 Prozent der Baden-Württemberger würden laut
einer Umfrage ein Endlager in ihrem Bundesland akzeptieren.
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Wegducken gilt nicht

Lob war trotz
Wahlkampf
erlaubt.

Kontakt

Kritik wurde
schonend
verpackt.

ZieleDer Rechnungshof ver-
steht sich als Kontroll- und Be-
ratungsinstanz in allen Fragen,
die die Finanzen des Landes be-
treffen. Er unterstützt den
Landtag, die Regierung und die
Verwaltung „bei derWahrneh-
mung ihrer Aufgaben“, steht
im Leitbild der Karlsruher Be-
hörde. Ziel sei der „bestmögli-
che Einsatz“ und die „Scho-
nung der finanziellen Ressour-
cen des Landes“.Weiter heißt

es: „Wir identifizieren unsmit
unseremAuftrag und sind uns
der Verantwortung gegenüber
der Allgemeinheit bewusst.“

ArbeitDie Spitze des Rech-
nungshofes, der Senat, besteht
aus dem Präsidenten, seinem
Stellvertreter und fünf Direkto-
ren.Wer wofür zuständig ist,
ist imGeschäftsverteilungs-
plan festgelegt; der Präsident
oder sein Vize haben eine über-

greifende Zuständigkeit. Be-
schlüsse fällt der Senat entwe-
der mehrheitlich oder mit den
Stimmen der zuständigenMit-
glieder. In Fällen „von wesentli-
cher Bedeutung“ kann auch je-
der nicht zuständige Direktor
eine Entscheidung verlangen.
Die Chefprüfer sind unabhän-
gig wie Richter. Pflichtverstöße
kann der Landtagspräsident
durch das Richterdienstgericht
prüfen lassen. mül

Redaktion Landespolitik

Die Scheu der Prüfer vor dem EnBW-Deal

DER RECHNUNGSHOF – NUR DER ALLGEMEINHEIT VERPFLICHTET

Rechnungshof-ChefMaxMunding: „Keine Prüfung verhindert.“. Fotos: Steinert, dpa
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B
ei der Ganztagsbetreuung von
Grundschülern liegt der Südwesten
einer Studie zufolge deutlich unter

dem Bundesdurchschnitt. Lediglich 13 bis
19 Prozent der Grundschüler in Baden-
Württemberg seien Anfang 2010 in einer
Ganztagsbetreuung gewesen, teilte die Ber-
telsmann-Stiftung bei der Vorstellung des
Länderreports „Frühkindliche Bildungssys-
teme 2011“ in Gütersloh mit. Deutschland-
weit seien es dagegen etwa 30 Prozent.

In den westdeutschen Ländern nutzen
den Angaben zufolge etwa 21 Prozent der
Grundschüler ein Ganztagsangebot. In den
ostdeutschen Ländern seien es sogar gut
drei Viertel. Großen Aufholbedarf hätten
neben dem Südwesten Niedersachsen, wo
die Betreuungsquote bei 15 Prozent liege,
und Bayern mit 16 Prozent.

Ganztagsbetreuung gibt es in Deutsch-
land vor allem in Horten und Ganztags-
schulen. Verbindliche Qualitätsstandards
gebe es aber fast nur in den Horten, heißt
es in der Studie. So müssten die Betreuer in
den Horten mindestens einen Abschluss
als Erzieher vorweisen können. In den
Ganztagsschulen gebe es keinerlei Vorga-
ben für die Qualifikation des Personals.

Bei den Ganztagsschulen orientiere sich
Baden-Württemberg noch immer an einer
Definition aus dem Jahr 2003, kritisierte
die Stiftung. Demnach sei eine Schule be-
reits dann eine Ganztagsschule, wenn an
mindestens drei Tagen in der Woche für
sieben Stunden oder mehr am Tag eine Be-
treuung angeboten werde. Andere Länder
dagegen stellten inzwischen höhere Anfor-
derungen an ihre Ganztagsschulen.

Kultusministerin Gabriele Warminski-
Leitheußer (SPD) räumte ein, dass Baden-
Württemberg noch Nachholbedarf bei der
Ganztagsbetreuung von Grundschulkin-
dern habe. „Wir werden mit den Kommu-
nen über die Weiterentwicklung der Rah-
menbedingungen und der Ressourcen zum
Ausbau der Ganztagsangebote verhan-
deln“, kündigte die Ministerin an.  dapd

D
ie Staatsanwältin aus Bayern war
fassungslos über ihre Kollegen aus
Baden-Württemberg. Schon lange

wunderte sie sich darüber, dass wegen des
EnBW-Deals von Exministerpräsident Ste-
fan Mappus (CDU) einfach keine Ermitt-
lungen aufgenommen würden. Es gebe
schließlich genügend Anhaltspunkte für
Untreue durch die handelnden Politiker
und Beihilfe zur Untreue durch ihre Bera-
ter. Schließlich verfasste sie selbst eine um-
fassend begründete Strafanzeige und
schickte sie im Oktober nach Stuttgart. Ihr
Fazit: „Jede andere Entscheidung als die
Aufnahme von Ermittlungen würde auf Un-
verständnis stoßen und an Strafvereite-
lung im Amt grenzen.“

Mit ihrer Empörung steht die bayeri-
sche Juristin nicht alleine da. Andere An-
zeigeerstatter – so ein pensionierter Poli-
zeibeamter aus Südbaden – betrachten es
inzwischen selbst als einen Fall für die Jus-
tiz, dass die Ermittler „bis
heute untätig“ seien. In Leser-
briefen und Internetforen
wird reihenweise gefragt, wie
es sein könne, dass ein Minis-
terpräsident im Wahlkampf
ungestraft mit Milliarden von
Steuergeldern spekulieren
dürfe, Normalbürger dagegen
wegen Centbeträgen gewaltigen Ärger be-
kämen. Die Justiz, so ein verbreiteter Ein-
druck, messe da mit zweierlei Maß.

An Strafanzeigen hat es nicht gefehlt.
Schon wenige Tage nach Mappus’ „EnBW-
Coup“ am 6. Dezember 2010 liefen die ers-
ten bei der Staatsanwaltschaft Stuttgart
ein. Nach dem Urteil des Staatsgerichts-
hofs, das den Aktienkauf am Landtag vor-
bei im Oktober als glatten Verfassungs-
bruch einstufte, kamen weitere. Insgesamt
dürften es um die zwanzig sein. Darunter
waren juristisch wenig gehaltvolle Schrei-
ben, in denen Bürger einfach ihrem Unmut
Luft machten, aber auch fachlich fundierte
Darlegungen von Rechtsanwälten. Auch
die bayerische Staatsanwältin verwies auf
einschlägige BGH-Urteile.

Adressat der Vorwürfe waren Mappus
und sein Finanzminister Willi Stächele so-
wie deren Berater von der Investmentbank
Morgan Stanley und der Anwaltskanzlei
Gleiss Lutz. Den früheren Staatsminister
Helmut Rau nahm hingegen niemand ins
Visier – dabei stand er als Geschäftsführer
der Kaufgesellschaft Neckarpri am unmit-
telbarsten in der Verantwortung. Fünf An-
zeigen werden nach Auskunft der Staatsan-
waltschaft derzeit noch geprüft, alle ande-
ren Erstatter erhielten den Bescheid, dass
es keinen Anlass für Ermittlungen gebe.

Zuständig für die Prüfung ist nicht die
Abteilung für Wirtschaftskriminalität, die
im Ruf steht, unerschrocken auch gegen
Mächtige vorzugehen – etwa in den Fällen
LBBW oder Porsche. Zum Teil waren die
Anzeigen direkt dort eingelaufen, wurden
aber weitergeleitet an die „politische“ Ab-
teilung von Oberstaatsanwalt Bernhard
Häußler; diese ist für Fälle zuständig, in
denen Abgeordnete betroffen sind. Häuß-
ler, der nicht nur wegen seiner Rolle bei
den (Nicht-)Ermittlungen rund um Stutt-
gart 21 umstritten ist, lässt den EnBW-
Komplex von einer bewährten Ersten
Staatsanwältin bearbeiten. Noch vor der
Landtagswahl, schneller als zunächst ange-

kündigt, entschied sie sich erstmals gegen
Ermittlungen. Den Anzeigen werde „keine
Folge gegeben“, hieß es in einer Pressemit-
teilung vom 4. März.

Mappus war damit gleichsam amtlich
von dem Verdacht reingewaschen, er
könnte mit dem politisch, rechtlich und
wirtschaftlich bereits hochumstrittenen
Coup auch gegen Strafgesetze verstoßen ha-
ben. Ihre Entscheidung stützte Häußlers
Ermittlerin offenbar ausschließlich auf das
Vorbringen der Anzeigeerstatter und die
Berichte in den Medien. Vertiefte eigene
Untersuchungen – etwa das Befragen von
Zeugen oder die Sicherstellung von Unter-
lagen – sind in der Prüfphase vor offiziellen
Ermittlungen nicht zulässig.

In der ersten Verfügung, der inzwischen
weitere, fast gleichlautende folgten, wird
vor allem begründet, warum es keinen An-
fangsverdacht auf Untreue gebe. Dazu
müsse der Vertragsschluss nämlich pflicht-

widrig gewesen sein, weil „die
Grenzen des zulässigen Hand-
lungsspielraums überschrit-
ten“ seien. Für ein solches
„treuwidriges Risikoge-
schäft“ gebe es jedoch keine
ausreichenden Anhalts-
punkte: Weder das hohe Volu-
men des Aktiendeals noch die

Eile ließen auf „wirtschaftlich unvertret-
bare Risiken oder eine zweifelhafte Ge-
winnaussicht“ schließen. Es spreche auch
nichts dafür, dass der Kaufpreis „nicht an-
gemessen“ gewesen sei und Mappus „die
Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit ei-
nes Vermögensverlustes gebilligt“ habe.
Ein relevanter Vermögensschaden – straf-
rechtlich genügt bereits eine bloße Gefähr-
dung – sei zudem nicht erkennbar.

Kein Wunder: damals, Anfang März, lag
der Aktienkurs noch wie festgenagelt auf
dem Niveau der Übernahmeangebots von
41,50 Euro. Erst später sackte er so stark
ab, dass dem Land zeitweise ein Buchver-
lust von einer Milliarde Euro entstand.
Nach der Katstrophe von Fukushima
wurde die Verfügung nur um einen Satz
erweitert: der in der Folge eingeleitete
Kurswechsel in der Atompolitik sei „nicht
vorhersehbar“ gewesen. Dass eine Verfas-
sungsklage gegen die längeren Laufzeiten
anhängig war, der allgemein gute Erfolgs-
aussichten bescheinigt wurden, dass Ana-
lysten etwa der LBBW oder sogar von Mor-
gan Stanley vor der politischen Unsicher-
heit für Energieaktien gewarnt hatten,
spielte in der Begründung keine Rolle.
Ebenso wenig wurde erwähnt, dass es zur

Wertermittlung keine vertiefte Prüfung
gab – eine sogenannte Due Diligence –, die
bei Transaktionen dieser Größenordnung
üblich ist. Allein deren Fehlen, sagte ein
erfahrener Wirtschaftsjurist der StZ,
könne schon ein Indiz für Untreue sein.

Direkten Vorsatz unterstellt Mappus
und seinen Mitakteuren wohl niemand; be-
dingter Vorsatz – das billigende Inkaufneh-
men – würde für eine strafrechtliche Rele-
vanz indes schon reichen. Im Kern geht es
mithin darum, ob die „Regeln der kaufmän-
nischen Sorgfalt“ verletzt wurden. Was bei
Mappus bis jetzt verneint wird, registrie-
ren erfahrene Ermittler mit Verwunde-
rung, sei in ähnlich gelagert Fällen durch-
aus bejaht worden – und zwar von der glei-
chen Staatsanwaltschaft. Die seit zwei Jah-
ren laufenden Ermittlungen gegen die
LBBW-Vorstände etwa begründete die
Wirtschaftsabteilung damit, sie hätten es

unterlassen, sich vor dem Eingehen eines
Risikogeschäfts „vollständig über dessen
Chancen und Risiken zu informieren“.
„Mangelnder Überblick“ über die verbrief-
ten Kreditforderungen wird als Indiz für
eine mögliche Strafbarkeit genannt. Nur
aufgrund „sorgfältig erhobener, geprüfter
und analysierter Informationen“ hätte der
Vorstand die Risiken eingehen dürfen.

Ob diese Maßstäbe beim EnBW-Deal er-
füllt wurden, erscheint zumindest zweifel-
haft. Die Wirtschaftsexperten der Staatsan-
waltschaft wurden bei der Prüfung, so weit
bekannt, allerdings nicht hinzugezogen.
Die bei ihnen eingehenden Hinweise muss-
ten sie umgehend an die politische Abtei-
lung abgeben. Nur einer der Anzeigeerstat-
ter legte übrigens Beschwerde ein, die von
der Generalstaatsanwaltschaft zurückge-
wiesen wurde.

Die Entscheidung, keine Ermittlungen
aufzunehmen, ist indes stets eine vorläu-
fige; neue Erkenntnisse können jederzeit
doch noch zu einem Verfahren führen. Sol-
che liefert möglicherweise die von der Re-
gierung geplante Prüfung durch eine An-
waltskanzlei, bei der zwar die Frage von
Schadenersatz im Vordergrund steht. Zi-
vil- und strafrechtliche Aspekte, sagen er-
fahrene Wirtschaftsjuristen, hingen je-
doch eng mitenander zusammen.

Auch die Münchner Staatsanwältin
hätte von sich aus Ermittlungen einleiten
können – und diese dann umgehend an die
zuständige Behörde abgeben müssen. Sie
hätte sich sogar verpflichtet sehen können,
von Amts wegen unverzüglich tätig zu wer-
den. Doch ihre Anzeige erstattete sie aus-
drücklich als Privatperson.

Ganztagsbetreuung Auch Bayern
und Niedersachsen hinken dem
Bundesdurchschnitt hinterher.

Aus der Anzeige einer
Staatsanwältin aus Bayern

„Nicht zu ermitteln
würde an
Strafvereitelung
im Amt grenzen.“

D
er Termin für den Festakt zur Ein-
weihung des Zentrums für Islami-
sche Theologie in Tübingen steht

seit Kurzem fest: Am 16. Januar wird sich
Bundesbildungsministerin Annette Scha-
van (CDU) vor Ort über das erste Zentrum
dieser Art in Deutschland informieren. Ge-
lehrt wird Islamische Theologie allerdings
bereits seit Beginn des Wintersemesters
2011/2012. 23 Frauen und 13 Männer ha-
ben dieses Studium im Bachelor-Studien-
gang aufgenommen. Leiter des Zentrums
ist Omar Hamdan, der die Professur für
Koranwissenschaften innehat.

Parallel zum ersten Semester geht der
Ausbau des Zentrums schneller voran als
ursprünglich geplant. Der Senat der Univer-
sität hat den Weg für zwei weitere Professu-
ren frei gemacht, die bereits 2012 besetzt
werden sollen. „Dafür haben wir uns eigent-
lich vier Jahre Zeit nehmen wollen“, er-
klärte Unirektor Bernd Engler, der vor Kur-
zem für weitere acht Jahre mit der Leitung
der Universität Tübingen betraut worden

ist. Im Falle des Islamzentrums wird die
Universität nach der noch ausstehenden
Zustimmung durch das Wissenschaftsmi-
nisterium in konkrete Verhandlungen mit
zwei Wissenschaftlern eintreten.

Bei den beiden Professuren handelt es
sich um Religionspädagogik und Islami-
sche Glaubenslehre. Darüber hinaus ist die
Uni in Gesprächen zur Besetzung von zwei
Juniorprofessuren, die den Fachgebieten
Islamisches Recht und Islamischer Ge-
schichte gewidmet sind. Neben diesen we-
sentlichen Fachgebieten wäre dann nur
das Gebiet Hadith-Wissenschaften/Pro-
phetische Tradition noch nicht abgedeckt.

Wunschkandidatin für das Fach Islami-
sche Glaubenslehre ist die Theologin Lejla
Demiri, die derzeit am Wissenschaftskol-
leg in Berlin tätig ist. Engler bezeichnet sie
als „ausgezeichnete und international um-
worbene Nachwuchswissenschaftlerin“.
Die gebürtige Mazedonierin studierte Isla-
mische Theologie in Istanbul, Katholische
Theologie in Rom und promovierte in Cam-

bridge. Der Rektor hofft, dass sie 2012 nach
Tübingen wechselt.

Für das Islamische Zentrum ist in Tübin-
gen mittelfristig ein Neubau im Gespräch.
Bis dahin ist es zentrumsnah in der „Villa
Köstlin“ untergebracht. Der spätklassizisti-
sche Bau ist 1842/43 von dem Tübinger
Rechtsgelehrten Christian Reinhold Köst-
lin errichtet worden und hat sich rasch zu
einem kulturellen Zentrum entwickelt.
Seit 1881 wird es von der Universität ge-
nutzt und ist vor seiner aktuellen Bestim-
mung gründlich renoviert worden.

Die 36 Studierenden des in Deutsch un-
terrichteten Studiengangs sind größten-
teils in Deutschland geboren und aufge-
wachsen. Einige wollen Imam werden, an-
dere warten darauf, dass der Studiengang
um ein Lehramtsangebot erweitert wird,
um Religion an Schulen unterrichten zu
können. Entsprechende Verhandlungen
mit dem Ministerium laufen.

Laut Prorektorin Stefanie Gropper sind
viele der Studierenden nicht mit einem kla-
ren Berufsziel in dieses Studium gegangen.
Diesen jungen Menschen geht es vielmehr
darum, das Fach kennenzulernen, um spä-
ter zu entscheiden, in welcher Weise sie
ihre Kenntnisse nutzen werden.

Das Land hat

Nachholbedarf

Justiz Die Staatsanwaltschaft sieht keine Anhaltspunkte für Untreue,
prüft aber weiter. Misst sie mit zweierlei Maß? Von Andreas Müller
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Das Landratsamt in Friedrichshafen spart
sich die Weihnachtspost an Kooperations-
partner. Stattdessen spendet die Behörde
die veranschlagte Summe in Höhe von
2000 Euro der Volkshochschule im Boden-
seekreis. Diese bietet damit vergünstigte
Kurse für Geringverdiener an.  dapd

Tübingen Bereits 2012 sollen zwei weitere Professuren besetzt werden.
36 Studierende sind eingeschrieben. Von Michael PetersenDie Zahl der alkoholabhängigen Beschäfti-

gen in Deutschland ist seit 30 Jahren recht
konstant. „Etwa fünf bis acht Prozent der
Beschäftigten gelten als alkoholabhängig“,
sagt Hartmut Nicklau, Fachbereichsleiter
der Diakonischen Suchtberatungsstelle
Reutlingen/Tübingen. Vor 30 Jahren habe
hauptsächlich Alkoholabhängigkeit im Fo-
kus der Diakonie Württemberg gestanden,
heute seien die Suchtformen mit Spiel-
oder Internetsucht und Essproblemen viel-
fältiger. Vor allem Menschen in helfenden
Berufen seien durch hohe psychische An-
forderungen betroffen, sagte Nicklau.

Die Diakonie Württemberg bildet seit
30 Jahren betriebliche Ansprechpartner
für Suchthilfe und Suchtprävention aus.
Ziel sei es, „berufstätigen Menschen mit
Suchtproblemen Wege aus der Suchter-
krankung aufzuzeigen und Prävention
nachhaltig zu fördern“, erläuterte Kirchen-
rätin Heike Baehrens, stellvertretende Vor-
standsvorsitzende des Diakonischen
Werks Württemberg. Die Arbeitsfähigkeit
der Mitarbeiter solle erhalten bleiben und
ihnen nach Krankheit und Rehabilitation
ein Wiedereinstieg ermöglicht werden.  lsw
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Ermittler tun sich mit

EnBW-Deal schwer

Spende

Bildung statt Karten

Der EnBW-Deal wird bei der Staatsanwaltschaft nicht von den Wirtschaftsexperten
geprüft, sondern von den „politischen“ Ermittlern unter Bernhard Häußler. Fotos: dpa, dapd

VerdachtAuch der Umgang
mit den Akten zum EnBW-
Deal könnte zum Thema für
die Justiz werden. Die grün-
rote Regierung hatte beklagt,
dass kaumUnterlagen aus der
Zeit vor demVertragsschluss
vorhanden seien. Ex-Minister-
präsident StefanMappus war
demVerdacht, es seien Akten
verschwunden, scharf entge-
gengetreten. Im Staatsministe-
riummüsstenmindestens
zehnOrdner existieren, sagte
er – womit offenbar die Zeit

nach dem 6. Dezember
gemeint war. In Hinweisen an
die Staatsanwaltschaft und
die StZ werden zwei mögliche
Tatbestände genannt,
um die es gehen könnte.

Paragrafen In Betracht käme
zum einen Verwahrungsbruch
(Paragraf 133 Strafgesetz-
buch). Danachmacht sich
strafbar, wer Schriftstücke,
die sich in dienstlicher Verwah-
rung befinden, „zerstört,
beschädigt, unbrauchbar

macht oder der dienstlichen
Verfügung entzieht“. Amtsträ-
ger werden besonders hart be-
straft. Die andereMöglichkeit
wäre Paragraf 274, Urkunden-
unterdrückung. Er stellt es
unter Strafe, wenn jemand
eine Urkunde, die ihm nicht
oder nicht alleine gehört, „ver-
nichtet, beschädigt oder unter-
drückt“. ZumUmgangmit
der Akte liegt der Staatsanwalt-
schaft mindestens eine
Anzeige vor, die jedoch noch
nicht geprüft wurde. mül

Islamisches Zentrum wächst schnell

AUCH DIE ENBW–AKTEN KÖNNTEN ZUM FALL FÜR DIE JUSTIZ WERDEN

Diakonisches Werk

Suchtprobleme
werden vielfältiger
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rin der Uniklinik Heidelberg und Verhand-
lungsführerin in der anstehenden Tarif-
runde. Die wirtschaftliche Situation sei
„sehr angespannt“, in Freiburg und Heidel-
berg habe „nur mit Mühe ein negatives Er-
gebnis vermieden“ werden können.

Der Verdi-Verhandler Günther Busch
will dem nicht nachgeben. Die Lohnunter-
schiede zu anderen Krankenhäusern hät-
ten zumeist mit Austritten kommunaler
Arbeitgeber aus dem Tarifverbund und da-
raus resultierenden Lohnabsenkungen zu
tun. „Wir machen keine Tarifarbeit nach
Kassenlage“, sagte Busch. Es sei darüber hi-
naus nichts Neues, dass die Klinikleitungen
stets vor Beginn von Tarifverhandlungen
herausstrichen, „dass kein Geld da ist“. Die
Friedenspflicht im Zuge der Tarifverhand-
lungen endet am 1. April.

ments gegeben hätte“, sagte der Ulmer Per-
sonalratsvorsitzende Bruno Stemmer. Am
29. März gebe es in Ulm eine Personalver-
sammlung, dann werde ein Rechenschafts-
bericht der Klinikleitung erwartet.

Noch gestern wiesen die Universitäts-
klinika die Forderung nach einer Lohn-
erhöhung von 6,9 Prozent zurück. Dies sei
nicht finanzierbar. Von den Krankenkas-
sen sei lediglich eine Budgetsteigerung von
1,5 Prozent zu erwarten, heißt es in einer
Pressemitteilung. „Bereits heute erhalten
die Mitarbeiter der Universitätsklinika, die
nach einem eigenen Tarifvertrag der Uni-
klinka entlohnt werden, Vergütungen, die
zwischen 3,7 bis 7 Prozent über den Vergü-
tungen im öffentlichen Dienst in anderen
Krankenhäusern liegen“, erläuterte Irm-
traut Gürkan, die kaufmännische Direkto-

Zum ersten Mal seit Jahren haben zwei
der vier Unikliniken – Ulm und Tübingen –
Millionenverluste gemeldet. 6,8 Millionen
fehlten 2011 den Ulmern, den Tübingern
rund sechs Millionen Euro, wie gestern die
Personalrätin Angela Hauser berichtete.
Im laufenden Jahr, erklärte Hauser, müss-
ten nach internen Vorgaben 130 Stellen ab-
gebaut werden. In Ulm sollen, wie die Kli-
nikverwaltung Ende Februar mitteilte, 50
Arbeitsplätze wegfallen, zudem ist ein Ein-
stellungsstopp verhängt worden. Beide Kli-
nikleitungen führten einen überraschen-
den Patientenrückgang im letzten Quartal
2011 als Grund für ihr Millionenminus an.
Doch es gibt Zweifel, zumal Freiburg und
Heidelberg deutlich besser gewirtschaftet
haben. „Ich hätte mir gewünscht, dass es
früher Gegenmaßnahmen des Manage-

Am 23. März beginnen in Stuttgart
die Verhandlungen für einen neuen
Tarifvertrag für die Beschäftigten

an den Universitätskliniken Freiburg, Hei-
delberg, Tübingen und Ulm. Die Arbeitsge-
meinschaft der Personalräte aller vier Uni-
kliniken (GAP) forderte gestern in Ulm ein
Plus von 6,9 Prozent oder mindestens 250
Euro für jeden der rund 25 000 Klinik-Ta-
rifbeschäftigten. „Die Zitrone ist ausge-

presst“, sagte Günther
Busch, der stellvertre-
tende Landesbezirk-
leiter von Verdi.

Der Vorsitzender
der GAP, Herbert Beck
von der Uniklinik Hei-
delberg, sagte: „Die
Grenzen der Belast-
barkeit sind erreicht.“
Mehrere Rationalisie-
rungs- und Restruktu-

rierungsprogramme bei gestiegenen Pa-
tientenzahlen hätten die Arbeitsbelastung
immer weiter erhöht. Die Landesregierung
nötige die Kliniken zur Vorfinanzierung
von Baumaßnahmen und lasse im Unkla-
ren, welchen Teil der Kosten es übernehme
und wann schließlich Geld fließe. „Wir ha-
ben das Land aufgefordert, die Investi-
tionskosten endlich zu übernehmen, und
zwar unverzüglich“, sagte Beck.
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Die merkwürdige
Neugier des Ministers

Am Anfang war es nur ein Gerücht, al-
lerdings ein brisantes: Mindestens
einer der Bürger, die Stefan Mappus

wegen des EnBW-Deals bei der Stuttgarter
Staatsanwaltschaft angezeigt hatten, hät-
ten danach Ärger in ihrem beruflichen Um-
feld bekommen. Anhänger der CDU-Regie-
rung, hieß es, hätten ihm bedeutet, dass sie
den Schritt gar nicht gut fänden – zumal
wenige Wochen vor der Landtagswahl.

Brisant daran war, dass die Anzeige-
erstatter eigentlich gar nicht bekannt sein
konnten. Keiner der damals vier – inzwi-
schen wurden es erheblich mehr – hatte sei-
nen Namen öffentlich gemacht. Aktenein-
sicht für Mappus oder seine Anwälte gab es
nicht, weil ja (bis heute) kein förmliches Er-
mittlungsverfahren eingeleitet wurde.
Auch in der Justiz kannte nur ein kleiner
Kreis die Identität der Kritiker: der für Poli-
tiker zuständigen Stuttgarter Oberstaats-
anwalt Bernhard Häußler, sei-
ne prüfende Kollegin und die
Behördenleitung. Nicht ein-
mal die übergeordnete Gene-
ralstaatsanwaltschaft erfuhr
zunächst Namen.

Waren die Ermittler um
Häußler also wieder einmal zu
lax mit persönlichen Daten
umgegangen? Erst im vorigen
Herbst wurden sie vom Lan-
desdatenschutzbeauftragten gerügt, weil
in einer Verfügung zu Stuttgart 21 die An-
zeigeerstatter mit Vor- und Nachnamen
samt akademischen Graden aufgeführt wa-
ren. Auf StZ-Anfrage nach etwaigen un-
dichten Stellen kam von der Sprecherin der
Staatsanwaltschaft eine überraschende
Auskunft: Jawohl, man habe einen Namen
weitergegeben, und zwar ans Justizminis-
terium. Nach einem Zeitungsbericht über
die ersten Anzeigen gegen Mappus (StZ
vom 20. Januar 2011), darunter eine von
einem „renommierten Wirtschaftsanwalt“,
habe ein Ministerialer beim stellvertreten-
den Behördenchef Hans-Jörg Götz nachge-
fragt. Der habe ihm den Namen des An-
walts verraten, ob gefragt oder ungefragt,
wisse er nicht mehr.

Zulässig wäre eine solche ministerielle
Recherche, und zwar nach dem Gerichts-
verfassungsgesetz, das die Dienstaufsicht
über die Staatsanwälte regelt. Wozu aber
wollte das damals von Ulrich Goll (FDP) ge-
führte Ressort den Namen wissen? Auch
dazu gab es eine überraschende Auskunft,
von der Sprecherin des Nachfolgers Rainer
Stickelberger (SPD). Der damalige Minis-
ter persönlich habe die Identität des An-
walts erfahren wollen und deshalb telefo-
nisch beim stellvertretenden Leiter der
Strafrechtsabteilung, Christof Kleiner,
nachgefragt. Weil Kleiner nicht Bescheid
wusste, wandte er sich an die Staatsanwalt-
schaft: erst an den Vizebehördenchef Götz
und dann, um ganz sicher zu gehen, an die

zuständige Dezernentin. Schließlich gab er
den Namen, ebenfalls telefonisch, an Goll
weiter. Einen Aktenvermerk über den Vor-
gang aus dem Januar 2011 verfasste der Mi-
nisterialrat indes erst ein Jahr später.

Wozu aber brauchte der Justizminister
unbedingt den Namen? „Mich hat interes-
siert, wie die Strafanzeigen gegen den Mi-
nisterpräsidenten einzuschätzen sind“,
sagte Ulrich Goll jetzt der StZ. Deswegen
habe er sich erkundigt, was und wer dahin-
terstecke und welche Gefahr Mappus dro-
he. „Ganz sicher“ ist sich der Liberale, nicht
von dem Ex-Regierungschef um die Re-
cherche gebeten worden zu sein. „Nicht
ausschließen“ könne er hingegen, mit die-
sem einmal über die Erfolgsaussichten der
Anzeigen gesprochen zu haben. Seine Ein-
schätzung: er würde die Sache „nicht ganz
so hoch hängen”, bestätigte sich prompt.
Noch vor der Wahl, schneller als angekün-

digt, entschied die Staatsan-
waltschaft, keine Ermittlun-
gen aufzunehmen.

Den Namen des Anwaltes,
beteuert Goll, habe er an nie-
manden weitergegeben: „So
etwas mache ich nicht.” Auch
sein einstiger Mitarbeiter
Kleiner will niemandem
außer den Minister informiert
haben – auch nicht seinen Vet-

ter im Staatsministerium, den unter ande-
rem fürs Justizressort zuständigen Abtei-
lungsleiter Michael Kleiner.

Mappus und sein Anwalt Christoph
Kleiner – nicht verwandt oder verschwä-
gert mit den anderen Kleiners – reagieren
seit Wochen nicht auf eine StZ-Anfrage. Ob
der Premier den Namen des Anwaltes er-
fragt und erfahren habe, ob er ihn weiterge-
geben habe oder mit Goll über die Erfolgs-
aussichten der Anzeigen gesprochen habe
– Schweigen. Antworten muss er indes vor
dem Untersuchungsausschuss zum EnBW-
Deal, der den Nebenschauplatz in der Jus-
tiz noch näher beleuchten dürfte.

Irgendwie jedenfalls muss der Name des
Wirtschaftsanwaltes nach draußen ge-
drungen sein. Der angesehene Jurist, der
nicht in der Zeitung genannt sein will, be-
stätigt das frühe Gerücht zumindest teil-
weise: Jawohl, er habe nach dem StZ-Be-
richt über die Anzeigen gegen Mappus zwei
Anrufe von Kollegen erhalten – nach seiner
Erinnerung sogar am selben Tag. Bei einem
der beiden, deren Namen er nicht nennt,
vermute er ein „rein persönliches Interes-
se“, beim anderen sei er sich „nicht so si-
cher“. An Einzelheiten des Gesprächs kön-
ne er sich nach mehr als einem Jahr nicht
mehr genau erinnern. Daher wisse er auch
nicht mehr, ob der Anrufer sein Schreiben
an die Staatsanwaltschaft kannte oder da-
rüber nur Mutmaßungen anstellte. Es sei
im Übrigen keine förmliche Strafanzeige
gewesen, sondern nur ein rechtlicher

„Denkanstoß“. Auch zur Intention des An-
rufers äußert sich der Anwalt nur vage: Er
könne weder ausschließen noch unterstel-
len, dass es seinem Gesprächspartner nicht
nur um seine Beweggründe gegangen sei,
sondern auch darum, „mich umzustim-
men, zum Beispiel durch die Zurücknahme
meiner vermeintlichen Anzeige“.

Sollte einer der beiden Kollegen ihn
„aufgrund einer Indiskretion innerhalb der
Behörde“ kontaktiert haben, sagt der Wirt-
schaftsanwalt, „würde mich dies schon un-
angenehm berühren“. Andererseits sei ihm
an einer Aufklärung der näheren Umstände
deshalb nicht gelegen, weil er vermeiden
wolle, „dass am Ende mein Brief oder gar
meine Person zwischen den politischen

Fronten instrumentalisiert wird“. Sollte es
soweit kommen, würde sich jeder Bürger
künftig „dreimal überlegen“, ob er der
Staatsanwaltschaft einen Hinweis gebe –
und damit das Risiko eingehe, „hinterher in
der Öffentlichkeit an den Pranger gestellt
zu werden“.

Nicht nur beim Untersuchungsaus-
schuss dürfte das Interesse an Aufklärung
indes deutlich größer sein. Auch die Justiz
hat in anderen Fällen, in denen Ermitt-
lungsinhalte offenkundig unbefugt weiter-
gegeben wurden, unerbittlich nachgehakt.
Zur Rückkehr von Ulrich Goll ins Amt des
Justizministers kam es nur deshalb, weil
seine Vorgängerin wegen des Verdachts auf
Geheimnisverrat zurücktreten musste.

Justiz Der Name eines Anwalts, der Anzeige wegen des EnBW-Deals
erstattete, wurde gegen dessenWillen bekannt. Von Andreas Müller

Ulrich Goll ( links) war im Landtag mit dabei, als Stefan Mappus (Mitte) am 6. Dezember
2010 zusammenmitWilli Stächele den EnBW-Deal bekannt gab. Foto: dpa

„Mich hat
interessiert, wie
die Strafanzeigen
gegen Mappus
einzuschätzen sind.“
Ulrich Goll,
Exjustizminister

Goll Ex-Justizminister Ulrich
Goll (FDP) ist bei der nächsten
Sitzung des Untersuchungs-
ausschusses zum EnBW-Deal
am Freitag nächsterWoche
als Zeuge geladen. Dabei dürf-
te es darum gehen, wie weit
Ex-Ministerpräsident Stefan

Mappus (CDU) ihn vorab
in denAktienkauf und sein
Vorgehen eingeweiht hat.

Notheis Erster Zeuge ist der
Deutschlandchef der Invest-
mentbankMorgan Stanley,
Dirk Notheis. Seine Anhörung

war zunächst vertagt worden.
Mit Spannungwird der
Auftritt von Ex-Finanzminister
Willi Stächele (CDU) erwartet,
der wie die Ex-Minister Ernst
Pfister (Wirtschaft, FDP) und
Tanja Gönner (Umwelt, CDU)
geladen ist.mül

WEITERE ZEUGEN VOR DEM AUSSCHUSS ZUM ENBW-DEAL

Unikliniken Die Beschäftigten an
den vier Standorten im Land
wollen für deutlich mehr Lohn
kämpfen. Von Rüdiger Bäßler

Auf 240 Millionen Euro Kosten ist der Neubau der Ulmer Chirurgie veranschlagt. Im Sommer geht die Klinik in Betrieb. Wann das Land
welchen exakten Anteil überweist, ist offenbar schwer kalkulierbar. Foto: Bäßler

Tarifverhandlungen im Zeichen hoher Defizite

„Ich hätte mir
gewünscht,
dass es früher
Maßnahmen
gegeben
hätte.“
Belegschaftschef
Bruno Stemmer, Ulm

H eilbronn ist heute Schauplatz der
nächsten ganztägigen Warnstreiks
im öffentlichen Dienst. Beteiligen

werden sich Beschäftigte aller Tarifberei-
che – insbesondere der öffentliche Nahver-
kehr. Die Fahrer sollen aber erst von 8.30
Uhr die Arbeit niederlegen, um den Abitu-
rienten vor den Prüfungen einen reibungs-
losen Schultransport zu ermöglichen. Etwa
45 Minuten später setzt sich vor dem DGB-
Haus ein Demonstrationszug zur Kundge-
bung vor der Harmonie in Bewegung.

Bundesweit ist die zweite Warnstreik-
welle bereits gestern angerollt. An den Ak-
tionen in Niedersachsen und Bremen nah-
men 20 000 Gewerkschaftsmitglieder teil.
Am kommenden Montag rückt die Landes-
hauptstadt Stuttgart zum Abschluss der
Warnstreikserie in den Fokus. Als Höhe-
punkt ist eine zentrale Kundgebung mit
Verdi-Chef Frank Bsirske geplant. Details
will die Gewerkschaft heute bekannt ge-
ben. Offen ist, ob die Abiturienten, die am
26. März im Fach Latein geprüft werden,
wie die Schüler heute in Heilbronn bei der
Anfahrt vom Streik verschont bleiben. Da-
zu laufen Gespräche mit dem Schulamt.

Klar ist hingegen, dass sich am Montag
die Tarifunion des Beamtenbundes (DBB)
in den Konflikt einschaltet. Etwa 1000 bis
1500 Mitglieder will der DBB – der seit etli-
chen Jahren mit Verdi in Tarifrunden ge-
meinsame Sache macht – auf die Straße
bringen. Zum Streik aufgerufen werden die
Straßenwärter der Landratsämter und
Kommunen, aber auch die Tarifbeschäftig-
ten der Bundeswehrverwaltung, des Zolls
und weiterer Bundesdienststellen.

Besonders folgenreich wäre es, wenn
der DBB-Ableger Komba die von ihm
großteils organisierte Feuerwehr am
Stuttgarter Flughafen in den Ausstand
einspannen würde. Diese Eskalation wür-
de den Flugbetrieb zum Erliegen bringen.
Ein solcher Aufruf sei bisher nicht ge-
plant, sagte der Geschäftsführer des Lan-
desbundes Baden-Württemberg, Peter
Ludwig, der StZ. „Ich möchte aber auch
nichts ausschließen.“

Am 28./29. März wird wieder über mehr
Geld für die zwei Millionen Beschäftigten
von Bund und Kommunen verhandelt. Im
April ist ein unbefristeter Streik möglich.

Ausstand Die Abiturienten werden
in Heilbronn von Verdi geschont.
Von Matthias Schiermeyer

Nächste Serie
der Warnstreiks
gestartet

Innenministerium

„Mehr Migranten in
den Polizeidienst“
Der Innenminister Reinhold Gall (SPD)
fordert mehr Migranten bei der Polizei. Ge-
messen an der Gesamtbevölkerung sei de-
ren Anteil an den Ordnungshütern „immer
noch viel zu gering“, sagte der Minister. Die
Gewerkschaft der Polizei (GdP) erörterte
das Thema am Montag bei einer Tagung in
Sindelfingen (Kreis Böblingen). Gall beton-
te, dass eine bürgernahe Polizei „für alle
Menschen unabhängig von ihrer Herkunft
da“ sein müsse. „Dabei kommt die Polizei
nicht mehr ohne interkulturelles Denken
und Handeln aus, es gehört zum Hand-
werkszeug“, sagte der Minister.

Die GdP sieht auch ein Angebotsprob-
lem: „Wir müssen ein attraktiver Arbeitge-
ber sein und haben die Möglichkeit, wieder
ein Spiegelbild der Bevölkerung zu wer-
den“, sagte der Landesvorsitzende Rüdiger
Seidenspinner. Derzeit hätten nur rund
sieben bis acht Prozent der Polizisten einen
sogenannten Migrationshintergrund – bei
einem Bevölkerungsanteil von rund 25
Prozent, berichtete er. Der Innenminister
kann durchaus Fortschritte erkennen:
„Eine Befragung der letzten beiden Ein-
stellungsjahrgänge ergab, dass nahezu 17
Prozent unserer Nachwuchskräfte einen
Migrationshintergrund haben.“

Seidenspinner pocht auf die Ankündi-
gung im Koalitionsvertrag. Schließlich ha-
be sich Grün-Rot dafür ausgesprochen,
mehr Migranten für die Polizei anwerben
zu wollen. Das wollen Gall wie Öney ver-
stärkt angehen. So ist ein Modellprojekt in
Mannheim geplant. „Es geht darum, bei
jungen Migranten überhaupt die Möglich-
keit einer Ausbildung in der Verwaltung
oder bei der Polizei ins Blickfeld zu rü-
cken“, sagte Ministerin Öney. dpa
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Widerstand gegen Erdgaserkundungen neu entflammt

D er Widerstand gegen die Ausbeu-
tung von Erdgasfeldern amBoden-
see und im Oberland durch das so-

genannte Fracking ist neu entflammt, seit
bekannt geworden ist, dass britische
Unternehmen Anträge zur weiteren Er-
kundung von drei großflächigen Konzes-
sionsfeldern gestellt haben. Der Oberbür-
germeister von Konstanz, Horst Frank
(Grüne), sprach sich im Namen seiner
Stadt ebenso wie der Grünen-Landtagsab-
geordnete Siegfried Lehmann gegen die
umstrittene Technik imBereich der Trink-
wasserversorgung aus. „Fracking“, betonte
der im September aus dem
Amt scheidende Frank, „ist in
unserer sensiblen Bodensee-
landschaft nicht machbar.“
Einen entsprechenden Be-
schluss auf Ablehnung der
Technik hatte der Konstanzer
Gemeinderat bereits AnfangMärz gefasst.

Die Fracking oder genauer Hydraulic
Fracturing genannte Methode ist heftig
umstritten. Es geht dabei darum, das Erd-
gas aus unkonventionellen Lagerstätten zu
erschließen. Im Südwesten werden große
Vorkommen im Molassebecken zwischen
Alpen,BodenseeundDonauvermutet.Die-
ses Schiefergas ist fünf bis 35 Millionen
Jahre alt und hat sich gebildet, als hier ein
voreiszeitliches Meer lag. Um das Gas zu
gewinnen, wird das Fracking-Verfahren
angewandt. Dabei wird ein Gemisch aus
Sand, Wasser und Chemikalien mit hohem
Druck in den Boden gepresst. um die Ge-

steins- und Kohleschichten aufzubrechen
und das Gas freizusetzen. In den USA ha-
ben die Konzerne ExxonMobile undHalli-
burton bereits Zehntausende Bohrungen
durchgeführt, von denen viele als bedenk-
lich eingestuft wurden, da die eingesetzten
Chemikalien als umweltgefährdend, giftig
oder krebserregend gelten. Verfechter der
Methode verteidigen das Fracking jedoch
alsweitgehendunbedenklich.

In Baden-Württemberg gibt es derzeit
drei große Konzessionsfelder, in denen die
Experten großflächige Vorkommen von
Schiefergas vermuten. Sie liegen alle am

Bodensee und in Oberschwa-
ben. Im Einzelnen handelt es
sich dabei

a) um das Erkundungsfeld
Konstanz, das mit einer Flä-
che von 1500 Quadratkilome-
tern die Landkreise Konstanz

und denBodenseekreis umfasst und das im
Norden über Pfullendorf und im Osten bis
nachRavensburg reicht; b) umdas Erkun-
dungsfeld Biberach, das mit 1100 Quadrat-
kilometern im Norden bis an den Land-
kreis Ulm geht und im Süden weite Teile
des württembergischen Allgäus und des
Landkreises Ravensburg umschließt; und
c) um das zwischen beiden Gebieten lie-
gende Erkundungsfeld Bad Saulgau/Wan-
genmit einer Fläche von noch einmal rund
1500Quadratkilometern.

Für alle drei Felder hat das für das ganze
Land zuständige Landesamt für Geologie,
Rohstoffe undBergbau (LGRB) in Freiburg

zum Teil schon seit Längerem und von der
Öffentlichkeit zunächst unbemerkt Kon-
zessionen zur Erkundung an britische
Unternehmen vergeben. Zwei der drei Li-
zenzen stehen gegenwärtig zur Verlänge-
rung an. Bereits im vergangenen Jahr hatte
die Behörde dem britischen Energiekon-
zernBell ExplorationLtd. für Bad Saulgau/
WangeneineVerlängerungder2009erteil-
tenKonzessionbis zum30.August 2013 ge-
nehmigt. Erst kürzlich hat das Unterneh-
men Parkyn Energie Germany Ltd. aus
Dublin eine Untersuchung des Feldes
Konstanz für weitere drei Jahre beantragt.
Die erste Genehmigung an die Parkyn-
Tochter 3Legs Resources war Ende April
ausgelaufen. Beim Feld Biberach endet die
Konzession Ende Mai. Auch hier erwartet
die Bergbaubehörde in Freiburg einen ent-
sprechendenAntrag von 3LegsResources.

Die Landesbergdirektion habe wenig
Möglichkeiten, die Erkundungen zu ver-
weigern, solange Unternehmen die gesetz-
lichen Vorgaben erfüllen, sagte Holger
Schick, stellvertretenderLandesbergdirek-
tor. Die Behörde habe sogar ein Interesse

an der Erkundung, da sie diese nicht selbst
durchführen könne. Es sei vom Gesetzge-
ber ausdrücklich sogewollt, dassdieUnter-
suchung des Erdreichs auf abbaubare Roh-
stoffe durch die Industrie vorgenommen
werde. erläuterte Schick weiter. Wenn die
Konzerne allerdings seismische Untersu-
chungen oder Probebohrungen vorneh-
men wollten, seien gesonderte Genehmi-
gungen erforderlich. Erst dann müsse die
Behörde imAbstimmungmit demBundes-
umweltamt abwägen, ob eine Ausbeutung
derRohstoffe sinnvoll sei.

Der Grünen-Abgeordnete Lehmann
geht davon aus, dass die Landesregierung
seismische Messungen am Bodensee nicht
genehmigen wird. Lehmann hofft zudem,
dass das „antiquierte Bergbaurecht“ mo-
dernisiert wird. Das sieht bislang keine
Umweltverträglichkeitsprüfung bei Er-
kundungsanträgen vor. Nordrhein-Westfa-
len, wo die Anstrengungen der Rohstoff-
konzerne weiter gediehen sind, hat eine
entsprechende Initiative in den Bundesrat
eingebracht, die von der grün-roten Lan-
desregierung in Stuttgart unterstützt wird.

Rohstoffe Britische Gesellschaften wollen sich die Konzessionen
für Untersuchungsrechte verlängern lassen. Von Wolfgang Messner Definition „Fracking“ kommt

aus dem Englischen und
bedeutet „aufbrechen“ oder
„aufreißen“. Das Fracking,
oder besser hydraulisches
Fracturing, ist eineMethode
der geologischen Tiefbohr-
technik zur Gewinnung von
Bodenschätzen, bei der durch
Einpressen einer Flüssigkeit
Risse in der Erdkruste erzeugt
und stabilisiert werden.

Verfahren Bei demVerfahren
wird ein Gemisch aus Sand,
Wasser und chemischen
Flüssigkeiten in eine bis zu
1500Meter tiefe Bohrung ge-
presst. Der Sand verbleibt in
den Rissen. Das Gestein wird
aufgebrochen, um das Erdgas
zu lösen. Ein Teil des Bohrwas-
sers verbleibt im Erdreich. Um
dasGas zu fördern, müssen
weitere Bohrungen erfolgen.

GefahrenUmweltschützer
warnen vor denGefahren des
Fracking. Vor allem, wenn die
Flüssigkeiten in das Grund-
wasser gelangen, sei dies sehr
bedenklich, da einige der ein-
gesetzten Chemikalien krebs-
erregend, giftig oder ander-
weitig gesundheitsschädigend
sind. Die Zusammensetzung
der Chemikalienwirdmeist
geheim gehalten.wom

FRACKING – EINE UMSTRITTENE ART DER ROHSTOFFGEWINNUNG

D er wegen unflätiger Kommentare
auf seiner Facebook-Seite („FDPis-
ser“) entlassene Ministerialdirek-

tor im Wirtschaftsministerium, Daniel
Rousta, erhält noch gut ein Jahr lang Bezü-
ge vom Land. Danach hat der 39-jährige
Diplom-Jurist keinen Versorgungsan-
spruchmehraus seinerkurzenTätigkeit als
Spitzenbeamter. Das ergibt sich aus Aus-
künften des Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisteriums vonNils Schmid (SPD).

Ein Sprecher Schmids teilte auf StZ-An-
frage mit, man dürfe aus Gründen des
Datenschutzes keine personenbezogenen
Angaben veröffentlichen. Er erläuterte je-
doch die allgemeinen gesetzlichen Vorga-
ben für einen solchen Fall. Danach erhält
Rousta, der nach Besoldungsgruppe B 9
(Grundgehalt: 9800Euro) vergütetworden
war, noch in dendrei FolgemonatendieBe-
züge, die ihm am Tag der Entlassung zu-
standen. Dieses war der 21. April, bis Juli
wirderalsonochvoll bezahlt. ImAnschluss
bekommt er für die Dauer der Zeit, die er
sein Amt innehatte, ein Übergangsgeld von
71,75 Prozent der ruhegehaltsfähigen
Dienstbezüge. Dies entspricht etwa 7000
Euro, die ihm für elf Monate – so lange war
er Ministerialdirektor –, also bis Juni 2013
zustehen. Danach hat er entgegen vielfach
geäußerten Vermutungen, er habe als eins-
tiger Spitzenbeamter lebenslang „ausge-
sorgt“, keineAnsprüchemehr.

Das Finanz- und Wirtschaftsministe-
rium hat unterdessen mitgeteilt, dass
Rousta nicht nur wegen seiner flapsigen
Äußerungen entlassenworden ist. Auf eine
Anfrage des FDP-Fraktionschefs Hans-Ul-
rich Rülke hin nannte es als weiteren
GrunddieVerwendungdes großenLandes-
wappens auf seiner privaten Facebook-Sei-
te. Nur die obersten Landesbehörden, also
dieMinisterien, seien berechtigt, das große
Landeswappenzu führen, erläutertSchmid
in der Antwort an die Liberalen. Andere
Institutionen dürften esmit Genehmigung
des Ministerpräsidenten verwenden. Die
Nutzung auf einer privaten Internetseite
sei jedoch ausgeschlossen. Rousta habe da-
für auch keine Genehmigung gehabt. Des-
halb und wegen der Facebook-Kommenta-
re sei er entlassenworden.

Schon vor der Entlassung hatte Rousta
das Wappen und seinen Titel als Ministe-
rialdirektor von der Seite entfernt. Später
löschte er die Kommentare, in denen er
sich spöttisch auch über Vertriebene und
einen Bürgermeister geäußert hatte. In-
zwischen ist auch der Eintrag verschwun-
den,mit demer seinenAustritt ausderSPD
begründet hatte – er wolle nicht mit dem
Landtagsfraktionschef Claus Schmiedel in
einer Partei sein. Zuletzt hat er seinen
Wohnsitz vonTübingen inBerlin geändert.
Vor seinem Einsatz als SPD-Wahlkampf-
leiter in Baden-Württemberg war der ge-
bürtige Tübinger in der Bundeshauptstadt
Geschäftsführer des Netzwerks Berlin,
eines Kreises von pragmatischen, aus Sicht
von Kritikern karriereorientierten Sozial-
demokraten, zu dem auch Nils Schmid ge-
zähltwird.

VierWochen nach demRauswurf Rous-
taswird damit gerechnet, dass Schmid bald
einen Nachfolger oder eine Nachfolgerin
beruft. Zuletzt hatte er die imMinisterium
kursierende Erwartung gedämpft, eine
Frau solle neue Spitzenbeamtin werden.
Ein Kriterium stand jedoch früh fest: Der
oder die Neue soll im Gegensatz zu Rousta
Verwaltungserfahrung haben.

Affäre Daniel Rousta wurde auch
wegenWappenmissbrauchs
entlassen. Von Andreas Müller

Ex-Amtschef
erhält noch ein
Jahr Bezüge

ImLandwird in
dreiGebietenmit
Vorkommenvon
Gas gerechnet.

Die Kanzlei profitiert von einem Ja zum Deal

D ie Anwaltskanzlei Gleiss Lutz hat
am Zustandekommen des EnBW-
Deals auch selbst profitiert. Wäre

das Milliardengeschäft wegen rechtlicher
Bedenken abgebrochen worden, hätten die
Anwälte nur knapp ein Drittel ihres Ge-
samthonorarserhalten:Anstelledergut2,6
Millionen Euro, die für die gesamte Trans-
aktion abgerechnet wurden, wären dann
nur etwa 800 000 Euro angefallen. Das er-
gibt sich nach StZ-Informationen aus den
geheim zu haltendenRechnungen, die dem
Untersuchungsausschuss des Landtags
vorliegen. Die Kanzlei erhielt danach fünf-
mal weniger Geld als die Investmentbank
Morgan Stanley, die für das Geschäft etwa
13MillionenEuroHonorar bekam.

Gleiss Lutz hatte den Weg über das Not-
bewilligungsrecht freigegeben, mit dessen
Hilfe der frühere Ministerpräsident Stefan
Mappus (CDU) den Kaufvertrag ohne Betei-
ligung des Parlaments besiegelte. Dieses
Vorgehen war vom Staatsge-
richtshof später als verfas-
sungswidrig verurteilt worden.
Mappus und sein früherer
Staatsminister Helmut Rau
(CDU) sagten vor dem Aus-
schuss, sie seien nicht vor die-
semrechtlichenRisikogewarnt
worden. Die Kanzlei will das
Land dagegen sehr wohl auf die
Risiken hingewiesen haben. Gleiss Lutz äu-
ßerte sichnicht zudenAngabenüberdasHo-
norar, das auf einem Stundensatz von 450
Eurobasierensoll. „ZuHonorarfragengeben
wir grundsätzlich keine öffentlichen Stel-
lungnahmen ab“, hieß es auf StZ-Anfrage.
Gegenüber dem Untersuchungsausschuss
hat die Kanzlei ihre internen Unterlagen
weitestgehend freigegeben. Ausgenommen
blieben die Rechnungen, die als Betriebsge-
heimnis geschützt werden sollen. Für die
rechtlicheBegleitung der imDezember 2010
beschlossenen Milliardentransaktion hatte
Gleiss LutzAnfang 2011 in drei Tranchen zu-
sammen2 628 588Euro abgerechnet.

Das Bekanntwerden der Teilbeträge soll
offenbar die Frage aufwerfen, ob bei der
Kanzlei auch eigene, finanzielle Interessen
im Spiel waren. „Diesen Vorwurf weisen
wir strikt zurück“, hieß es in der Stellung-
nahme gegenüber der StZ, „wir lassen uns
bei unserer Beratung nicht von Eigeninte-
ressen, sondern nur von den Interessen
unseres Mandanten leiten.“ Tatsächlich
gilt es inAnwaltskreisen als unwahrschein-
lich, dassGleiss Lutz dasGeschäft auchmit
Blick auf das eigene Honorar trotz Beden-
ken ermöglicht haben sollte; die lange Ge-
schäftsbeziehung zum Land würde sicher
nicht wegen eines einmaligen Vorteils aufs
Spiel gesetzt. Umgekehrt verweisen Ken-
ner darauf, dass die Kanzlei sicher alles da-
rangesetzt habe, denWunsch der früheren
Regierung nach einer Lösung ohne Beteili-
gung des Parlaments zu erfüllen und diese
abzusegnen. Der Verkäufer der Aktien, die
französische EdF, hatte einen Parlaments-
vorbehalt offenbar abgelehnt.

In CDU-Kreisen wird die Rolle von
Gleiss Lutz gleichwohl in mehrerlei Hin-
sicht kritisch hinterfragt. Als problema-
tisch wird etwa betrachtet, dass die Kom-
munikation zwischen der Kanzlei und dem
Land ganz überwiegend über denDeutsch-
land-Chef der Investmentbank Morgan
Stanley und Mappus-Freund Dirk Notheis
lief. Notheis habe weder eine entsprechen-
de Vollmacht des Landes vorgelegt, noch
sei er der richtige Adressat für den Risiko-
hinweis gewesen, heißt es; daneben hätten
die Anwälte auch das Land selbst aufklären
müssen. Gleiss Lutz verwies dazu auf die
Aussage des Mandatsführers Martin Scho-
ckenhoff vor dem EnBW-Ausschuss: Von
Mappus habe man bis zum Vertragsab-
schluss keine Kontaktdaten erhalten, sagte
der Anwalt dort, Notheis habe sich selbst
zum zentralen Ansprechpartner erklärt.
Manhabedavonausgehenkönnen, dass die
rechtlichen Einschätzungen die Landesre-

gierung über ihn tatsächlich
erreichten und erMappus auf
demLaufendenhielt.

Bezweifelt wird in CDU-
Kreisen auch, ob der für die
Nutzung des Notbewilligungs-
rechts zuständige Finanzmi-
nister Willi Stächele (CDU)
vondenAnwältenausreichend
aufgeklärtwurde. Stächelewar

von Mappus erst am Vorabend des Deals
eingeweiht worden und konnte die Diskus-
sion über das Vorgehen daher nicht kennen.
Die Rechtsrisiken waren bei der Informa-
tion durch Schockenhoff aber offensichtlich
kein Themamehr, ebenso wenig wie bei der
Kabinettssitzung tags darauf. Gleiss Lutz
verwies dazu auf Darlegungen vor demAus-
schuss, wonach die Entscheidung für den
Weg über das Notbewilligungsrecht bereits
eineWochezuvor gefallen sei.Maßgeblicher
Entscheidungsträger auf Seiten des Landes
sei für die Kanzlei der damalige Minister-
präsident gewesen, der den EnBW-Rück-
kauf ersichtlich zu einer Richtlinienfrage
seiner Politik gemacht habe. Auch im Kabi-
nett sei es nicht mehr um die Abwägung
unterschiedlicher Risiken gegangen, son-
dern um die Erläuterung und Begründbar-
keit des eingeschlagenenWeges.

Insgesamt sieht Gleiss Lutz weiterhin
keine Beratungsfehler: „Wir haben richtig
beraten.“ Aufgabe des Anwaltes sei es, auf
Risiken hinzuweisen, die endgültige Ent-
scheidung treffe aber der Mandant. Man
habe die Hürden des Weges über das Not-
bewilligungsrecht „vollständig aufgezeigt,
aber auch die Entscheidung des Landes
mitgetragen,umderSicherheitdesZustan-
dekommens einer als wichtig für das Land
eingeschätzten Transaktion willen diesen
Weg zu gehen“.Dieser sei „auf derBasis des
uns übermittelten Sachverhaltes“, dass der
Erwerb der EnBW-Anteile durch einen
ausländischen Investor drohe, „gut be-
gründbar“ gewesen.Auch für etwaige Scha-
denersatzansprüche sieht Gleiss Lutz wei-
terhin „keineGrundlage“.

EnBW-Rückkauf Gleiss Lutz hat für die Beratung bei dem Aktiengeschäft gut 2,6 Millionen Euro Honorar erhalten. Eigene finanzielle Interessen
hätten für sie aber – wie stets – keine Rolle gespielt, sagen die Anwälte. Von Andreas Müller

Der Mandatsführer der Anwaltskanzlei Gleiss Lutz, Martin Schockenhoff, bei seinem Auf-
ritt im Untersuchungsausschuss Foto: dpa

„Wir haben richtig
beratenunddie
HürdendesWeges
aufgezeigt.“
Die Anwaltskanzlei
gegenüber der StZ

Vermarktet Sechs Zeugen
sind bei der nächsten Sitzung
des Untersuchungsausschus-
ses zum EnBW-Deal am
Freitag geladen. Als Erster
kommt der frühereMedien-
berater von Ex-Ministerpräsi-
dentMappus, DirkMetz. Er
hatte dasMilliardengeschäft
als Beweis dafür vermarktet,
dass der junge Regierungschef
„auchWirtschaft kann“.
Zweiter Zeuge ist Folker Dries
von der PR-Agentur Hering
Schuppener in Frankfurt,
die denDeal gegenüber den
Wirtschaftsmedien kommuni-
zieren sollte. Der frühere

FAZ-Redakteur Dries sorgte
offenbarmit dafür, dass ein
Redakteur der Zeitung am
Vorabend des Vertragsschlus-
ses im Staatsministerium sein
durfte. Als Dritter wird der
damalige Leiter der Grund-
satzabteilung im Staatsminis-
terium, SvenHinterseh,
gehört. Der frühere Referent
vonUnionsfraktionschef Vol-
ker Kauder wurde inzwischen
zum Landrat des Schwarz-
wald-Baar-Kreises gewählt.

ErmöglichtDer Ausschuss
hat zudemdrei Vertreter der
Oberschwäbischen Elektrizi-

tätswerke (OEW) geladen –
neben dem Land zweiter
EnBW-Großaktionär: der
Verbandsvorsitzende und
Ulmer Landrat Heinz Seiffert,
sein Vorgänger undVize, der
Ravensburger Kreischef Kurt
Widmaier (beide CDU) und
dieOEW-Geschäftsführerin
Barbara Endriss. Sie waren
vonMappus fünf Tage vor
demDeal im Staatsministe-
rium eingeweiht worden.
Sie ermöglichten ihn unter
anderem dadurch, indem sie
auf Vorkaufsrechte verzichte-
ten und sich verpflichteten,
ihre Anteile zu halten.mül

MEDIENLEUTE UND OEW-VERTRETER ALS ZEUGEN

Staatsgerichtshof

Beschwerden gegen
die Landtagswahl
Der Staatsgerichtshof verhandelt am
Dienstag über eine Beschwerde gegen die
Landtagswahl vom27.März2011wegendes
Zuschnitts von Wahlkreisen. Nach Anga-
ben des Gerichts hatten drei Bürger aus
Essingen (Ostalbkreis) diese eingelegt,weil
sie demWahlkreis SchwäbischGmünd (25)
zugeordnet seien und nicht dem Aalener
(26). Dorthin bestehe eine viel engere Ver-
bindung, argumentieren die Beschwerde-
führer. Im Oktober 2009 waren die Wahl-
kreise neu gebildetworden. lsw
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„Bürger wollen mehr
für Integration tun“

F ür das Integrationsministerium gibt
es einiges zu tun. Das folgert dessen
Chefin Bilkay Öney (SPD) aus einer

Umfrage zur Integration in Baden-Würt-
temberg. Danach hat sich im Land in den
vergangenen fünf Jahren weniger getan als
im Bund. „Das ist ein Handlungsauftrag an
das Ministerium“, folgert Öney. Allzu gro-
ßes Zutrauen haben die Befragten mit
deutscher Staatsangehörigkeit nicht in die
neue Institution. Nur 39 Prozent erwarten
Verbesserungen durch das 2011 gegründete
Ministerium. Immerhin wissen 45 Pro-
zent, dass es ein solches Ministerium gibt,
Nur im Regierungsbezirk
Karlsruhe hat Öney ein Wahr-
nehmungsproblem. Dort ha-
ben nur 37 Prozent von einem
Landes-Integrationsministe-
rium gehört, dafür weiß es im
Bezirk Stuttgart jeder zweite.

Überhaupt meinen 70 Pro-
zent der Befragten, die Zu-
wanderer täten nicht genug
für die Integration, Defizite
bei den Einheimischen sehen
61 Prozent, bei der Politik aber
nur 30 Prozent.

Dass Migranten nicht
überall die gleichen Chancen
haben wie Einheimische, se-
hen 76 Prozent der Baden-
Württemberger so. 61 Prozent
glauben, Einwanderer hätten
schlechtere Chancen auf dem
Wohnungsmarkt, 48 Prozent
sehen Benachteiligungen in
Arbeit und Ausbildung, je-
doch geben nur 23 Prozent an,
Kinder mit ausländischen
Wurzeln würden in Schule und Bildung den
Kürzeren ziehen. Die Betrachtungsweise
hängt unter anderem vom Lebensalter ab:
Befragte über 65 Jahre sprechen deutlich
seltener von Chancenungleichheit als jün-
gere Umfrageteilnehmer.

61 Prozent halten die Integration im
Land für gelungen. Das Fazit für den eige-
nen Wohnort fällt mit 72 Prozent positiver
aus. Tendenziell beurteilt die Großstadtbe-
völkerung die Integration skeptischer als
die Bewohner kleinerer Orte.

Am wichtigsten ist den Baden-Würt-
tembergern, dass die Zuwanderer die Ge-
setze beachten. Das erwarten 100 Prozent
der Befragten. Alle wollen auch, dass Zu-

wanderer Deutsch lernen. Dass sie ihre kul-
turelle und religiöse Lebensweise aufgeben
sollen, erwartet lediglich jeder dritte. Als
besonders störend wird kulturell begrün-
dete Gewalt genannt (96 Prozent), dass El-
tern die Eheentscheidung für ihre Kinder
treffen, lehnen 87 Prozent der Befragten ab
und 62 Prozent monieren, dass Zuwande-
rer unter sich bleiben. 34 Prozent stören
sich an muslimischen Kopftüchern, 32 Pro-
zent lehnen Moscheebauten ab. Als wich-
tigste Integrationsmaßnahme betrachten
die Befragten die Sprachförderung (96 Pro-
zent), 91 Prozent raten, etwas gegen krimi-

nelle Zuwanderer zu tun.
Bei der Verbesserung der

Integration fassen sich die Be-
fragten an die eigene Nase.
Zwar glauben 52 Prozent, die
Zuwanderer seien selbst für
das Gelingen der Integration
verantwortlich. Doch meinen
92 Prozent, man müsse ihnen
Tipps zum Einleben oder Hil-
fe bei Problemen mit Behör-
den geben. Tatsächlich helfen
jedoch nur 31 Prozent.

Die Ministerin folgert da-
raus: „Die Bevölkerung ist be-
reit, mehr für die Integration
zu tun. Wir müssen sie er-
muntern und unterstützen“.
Öney spricht davon, mehr
Formen der Begegnung zu er-
möglichen. Die Bürger begrü-
ßen die kulturelle Bereiche-
rung, doch die nachbarschaft-
lichen Kontakte sind
ausbaufähig. Auch das ergibt
die Studie. Das Land sieht

Öney auf dem richtigen Weg. Dass die ver-
bindliche Grundschulempfehlung abge-
schafft sei, könnte die Bildungschancen
verbessern. Die Sprachförderung soll wei-
ter ausgebaut werden. Geplant ist zusam-
men mit dem Innenministerium ein Mo-
dellprojekt, um den Migrantenanteil in der
Polizei zu erhöhen. Mitte Juni soll ein
arbeitsmarktpolitisches Projekt beginnen.
Dann will das Land anonymisierte Bewer-
bungen erproben. Das soll die Chancen von
Migranten auf dem Arbeitsmarkt erhöhen.
Gleichzeitig will Öney deutlicher machen,
dass das Land die zugewanderten Fach-
kräfte braucht. Deren wirtschaftliche Leis-
tung werde nicht ausreichend anerkannt.

Umfrage Die Baden-Württemberger meinen, Zuwanderer bräuchten
mehr Hilfe von Einheimischen. Von Renate Allgöwer

Ein Stück Normalität: gläubige Muslime beten in der Yavuz Sultan Selim Moschee in
Mannheim . Dennoch stören sich einer aktuellen Umfrage zufolge 34 Prozent der Befragten
an muslimischen Kopftüchern, 32 Prozent lehnenMoscheebauten ab. Foto: dpa

„Ich wollte mit
einer deutschen
Oma ein Haus
teilen. Jetzt habe
ich die Wohnung
von Ex-Minister
Peter Frankenberg
übernommen.“
Bilkay Öney über Probleme
von Migranten als Mieter

Foto: dpa

BefragteGenau 3001Wahl-
berechtigte wurden imZeit-
raum vom30. Januar bis
4.März telefonisch vom
Meinungsforschungsinstitut
Infratest dimap befragt. Rund
600 Befragte sind Einwande-
rer, die die deutsche Staatsan-
gehörigkeit angenommen
haben. Die Interviews dauer-
ten 26Minuten.

KategorienZu 14 Themenfel-
dern sollten die Befragten sich
amTelefon äußern. Die Berei-
che erstreckten sich von der

Einschätzung desMigranten-
anteils in Baden-Württemberg
bis zur Bekanntheit des
Integrationsministeriums.

MigrantenanteilNicht
schlecht lagen die Befragten
bei der Einschätzung der Zu-
wandererquote im Land: Sie
schätzten sie auf 22,6 Prozent,
laut Statistischem Landesamt
liegt sie bei 26,2 Prozent.

ErfahrungenZuwanderer
gehören zumAlltag in Baden-
Württemberg. 66 Prozent

der Befragten haben häufig
Kontakt amArbeitsplatz,
57 Prozent in der Familie, in
der Nachbarschaft jedoch nur
26 Prozent. 68 Prozent der
Befragten erklären, dass sie
überwiegend gute Erfahrun-
genmit Zuwanderern
gemacht haben.

// Die 54 Seiten starke
Studie „Gelebte Vielfalt“
kann heruntergeladen
werden unter
www.integrationsministeri-
um-bw.de

ZUWANDERER GEHÖREN ZUM ALLTAG IN BADEN-WÜRTTEMBERG

Weinbau

Bonde: Steillagen
fördern Tourismus
Der baden-württembergische Weinbaumi-
nister Alexander Bonde (Grüne) hat die Be-
deutung der Steillagen im Land für Touris-
mus und Ökologie betont. „Die Landschaft
wird durch die Weinbausteillagen attraktiv
geprägt und bietet viele Möglichkeiten, den
Weintourismus auszubauen“, sagte er in
Lauffen am Neckar (Kreis Heilbronn).

Steillagen mit Trockenmauern hätten
als geschützte Biotope mit vielen bedroh-
ten Pflanzen und Tierarten eine enorme
ökologische Bedeutung, sagte Bonde. „Als
über Jahrhunderte entstandene Gesamt-
kunstwerke ganzer Wengerter-Generatio-
nen sind sie als Markenzeichen aus unserer
Kulturlandschaft nicht wegzudenken und
zugleich touristische Anziehungspunkte.“

Mit mehr als 58 Hektar Fläche verfügt
Lauffen nach Ministeriumsangaben über
die größte terrassierte Steillagenfläche in
Württemberg. Insgesamt gibt es demnach
im Land rund 1000 Hektar Terrassenwein-
berge mit Trockenmauern, vor allem ent-
lang des Neckars. „Wir werden Investitio-
nen in den Mauersteillagen und Hand-
arbeitslagen auch in Zukunft fördern“,
sagte Bonde. Damit federe das Land die ho-
hen Kosten des Steillagenweinbaus ab. Vor
allem die oft notwendige Handarbeit stelle
hohe Anforderungen an die Bewirtschafter.
Eine genaue Summe nannte eine Ministe-
riumssprecherin mit Verweis auf viele ver-
schiedene Töpfe nicht. dpa

Agrarminister Alexander Bonde macht sich
für den Steillagen-Weinbau stark. Foto: dpa

Notheis korrigiert seine Zeugenaussage

D er Deutschland-Chef der Invest-
mentbank Morgan Stanley, Dirk
Notheis, hat bereits im Sommer

2010 mit dem damaligen Ministerpräsi-
denten Stefan Mappus (beide CDU) über
die Zukunft der EnBW gesprochen. Dies
berichtet Notheis jetzt in einem sechsseiti-
gen Schreiben an den Untersuchungsaus-
schuss zum EnBW-Deal, in dem er seine
Aussagen vor dem Gremium nachträglich
korrigiert, interpretiert oder ergänzt. Dort
hatte er auf die Frage nach seiner ersten Be-
fassung mit dem Thema gesagt, Morgan
Stanley sei am 25. November 2010 beauf-
tragt worden sei. Die Grünen rügten, Not-
heis wolle seine Aussage „zurechtdrehen“.

Laut Notheis’ Brief bat ihn Mappus etwa
ein halbes Jahr vor dem Ak-
tienrückkauf um seine Ein-
schätzung zu einem Szenario,
bei dem die Electricité de
France (EdF) die Mehrheit an
dem Karlsruher Energiekon-
zern übernehmen würde. Zu-
gleich habe er ihn gefragt, ob
die EdF ihren Anteil verkau-
fen würde und welche Hand-
lungsmöglichkeiten das Land habe. Hinter-
grund sei ein Gespräch zwischen Mappus
und dem EdF-Chef Henri Proglio gewesen.
„Ich habe Stefan Mappus damals gesagt,
dass meiner Meinung nach EdF wohl nicht
verkaufen würde“, schreibt Notheis.

Er wolle das Thema bei Gelegenheit je-
doch gerne mit dem französischen Mor-
gan-Stanley-Chef René Proglio bespre-
chen, dem Zwillingsbruder des EdF-Chefs.
Dies sei am Rande einer Weltbanktagung in
Washington geschehen. Später habe ihm
René Proglio berichtet, er habe mit seinem
Bruder Henri über die EnBW-Beteiligung
gesprochen; über das Ergebnis dieses Ge-
sprächs schreibt Notheis nichts.

Bereits nach einem Gespräch mit Map-
pus und den beiden Proglio-Brüdern am
10. November in Paris wurde der Invest-

mentbanker tätig. Dies habe die Sichtung
von Unterlagen ergeben, die die Bank dem
Untersuchungsausschuss nachträglich zur
Verfügung stellte. Danach, so Notheis, habe
er „einige Vorüberlegungen zu einer mögli-
chen Strukturierung des . . . .Erwerbs der
EnBW-Aktie sowie zu Bewertungsfragen
angestellt“. Am 26. November kam es dann
zu einer Telefonkonferenz, in der Proglio
39,90 Euro je Aktie forderte und Mappus
40 Euro anbot. Grundlage war offenbar
eine Aussage des EdF-Chefs, er werde auf
keinen Fall unter dem Buchwert verkaufen.

Im Ausschuss war offen geblieben, wie
dieser Buchwert in die Verhandlungen ein-
geführt wurde. Dazu berichtet Notheis
nun, Henri Proglio habe den Betrag bei dem

Gespräch in Paris nicht genau
präsent gehabt und auf 37
Euro geschätzt. Später habe
sich herausgestellt, dass er
sich nach der testierten EdF-
Bilanz auf 39,90 Euro je Aktie
belief. Dies sei dem französi-
schen Morgan-Stanley-Chef
René Proglio wenige Tage vor
der Telefonkonferenz in einer

Mail mitgeteilt worden, die jetzt ebenfalls
dem Ausschuss zuging. René Proglio spiel-
te bei dem Deal danach offenbar eine grö-
ßere Rolle, als bisher sichtbar wurde.

Zudem korrigiert Notheis seine Aus-
kunft, er habe Mappus zur Vorbereitung
der Telefonkonferenz „keine Unterlagen“
übermittelt. Bei dieser Antwort sei er da-
von ausgegangen, dass nach Präsentatio-
nen oder vergleichbaren Ausarbeitungen
gefragt worden sei. Tatsächlich habe er „bei
nochmaliger Überprüfung“ festgestellt,
dass er dem damaligen Ministerpräsiden-
ten „eine E-Mail mit einem Skript zur Vor-
bereitung auf die Telefonkonferenz über-
sandt habe“. Darin sei der Buchwert der
EnBW-Aktie mit 39,90 Euro angegeben ge-
wesen. Auch diese Mail wurde dem Aus-
schuss nun zur Verfügung gestellt.

Die Grünen im Landtag warfen Notheis
vor, er versuche, „seine Zeugenaussage zu-
rechtzudrehen“; dies sei ein einmaliger
Vorgang. Nachdem der Investmentbanker
sich zunächst in Widersprüche verwickelt
und viele Fragen offen gelassen habe, trete
er nun „die Flucht nach vorne an“, sagte der
Obmann der Fraktion, Ulrich Sckerl. „Wir
müssen davon ausgehen, dass er vor dem
Ausschuss die Unwahrheit gesagt hat.“

Sckerl bezweifelte, dass die nachträgli-
che Aussage überhaupt verwertbar sei. Als
besonders bemerkenswert hob er hervor,
dass René Proglio „plötzlich eine Schlüssel-
rolle“ bei dem Deal gespielt haben soll. Der
Bruder des EdF-Chefs hatte sich kürzlich
geweigert, vor dem Ausschuss zu erschei-
nen. „Ich hoffe sehr, dass das kein abge-
sprochenes Vorgehen ist“, sagte der Grüne.

Der Ausschussvorsitzende Ulrich Mül-
ler (CDU) hatte nach einer Durchsicht der
von Morgan Stanley nachgereichten inter-
nen Mails angeregt, Notheis, Mappus und
den Rechtsanwalt Martin Schockenhoff
noch einmal als Zeugen zu hören.

U-Ausschuss Der Investmentbanker gibt per Brief neue Auskünfte
zum Ablauf des EnBW-Deals und seiner Rolle. Von Andreas Müller

Dirk Notheis im März vor dem EnBW-Aus-
schuss – seine Aussage dort ergänzt er nun
in einem sechsseitigen Brief. Foto: dpa

Der Bruder des
EdF-Chefs Proglio
soll nun doch eine
zentrale Rolle bei
dem Aktienkauf
gespielt haben.

D er Mannheimer OB und Aufsichts-
ratsvorsitzende der MVV Energie
AG, Peter Kurz (SPD), hat Forde-

rungen nach einem Ausstieg des Unterneh-
mens aus dem Großkraftwerk Mannheim
(GKM) und dem dort im Bau befindlichen
neuen Kohleblock zurückgewiesen. Für
eine erfolgreiche Umsetzung der Energie-
wende seien neben dem Ausbau erneuerba-
ren Energien weiter hocheffektive konven-
tionelle Kraftwerke nötig, erklärte der OB.
Auch aus wirtschaftlichen Gründen gebe es
keine Grundlage für einen Rückzug.

Genau dies behauptet aber das Mann-
heimer Umweltforum, in dem mehrere ein-
schlägige Verbände der Stadt zusammen-
geschlossen sind. Ende voriger Woche hat
der Geschäftsführer des Forums in einem
offenen Brief an den OB und Vertreter des
Gemeinderats vor hohen Verlusten durch
den neuen Block 9 gewarnt. Die auf 1,2 Mil-
liarden Euro veranschlagte Anlage drohe
„zu einer Investitionsruine zu werden“,
schrieb er. Der Stromumsatz des GKM, das
mehrheitlich den Energieversorgern RWE
und EnBW gehört und an dem die MVV
Energie AG mit 28 Prozent beteiligt ist, sei
2011 bereits um elf Prozent zurückgegan-
gen. Infolge des schwierigen Umfelds auf
dem Strommarkt und risikoreicher Verzö-
gerungen beim Bau des neuen Blocks wer-
de das Großkraftwerk für seine Anteilseig-
ner zu einem „nachhaltigen Verlustbrin-
ger“ werden. Die Stadt sollte daher die
MVV zu einem Ausstieg aus dem Kohlege-
schäft veranlassen. Den freiwerdenden Be-
trag könne das Unternehmen für den Auf-
bau einer nachhaltigen und günstigen
Energieerzeugung vor Ort nutzen.

Die Stärkung erneuerbarer Energien
und der Energieeffizienz sei zentraler Be-
standteil der MVV-Strategie, sagte Kurz da-
zu. Unabhängig davon habe sich im letzten
Winter die besondere Bedeutung des
Mannheimer Großkraftwerks als Kaltre-
serve gezeigt. Aus energiewirtschaftlichen
Gründen habe das Unternehmen daher
auch künftig eine Schlüsselfunktion für die
Energiewende, stellte der OB fest. joe

Energiewende Das Umweltforum
befürchtet Einbußen durch den
neuen Block des Großkraftwerks.

Mannheims OB
gegen Ausstieg

Finanzministerium

64,5 Millionen für
Fraunhofer-Institut
Das Finanzministerium unterstützt Bau-
maßnahmen der Fraunhofer-Gesellschaft
mit 64,5 Millionen Euro. Mit dem Geld sol-
len Erweiterungen der Institute in Stutt-
gart, Freiburg und Mannheim – wie üblich
– zur Hälfte gefördert werden, teilte Fi-
nanzminister Nils Schmid (SPD) in Stutt-
gart mit. Der Ausbau kostet 129 Millionen
Euro. Schmid wird dem Kabinett vorschla-
gen, von 2016 an jährlich zehn Millionen
für Sonderinvestitionen in die mittelfristi-
ge Finanzplanung aufzunehmen. Die
Fraunhofer-Gesellschaft betreibt im Süd-
westen 17 Einrichtungen. Sie ist maßgeb-
lich an der wirtschaftsnahen Forschung
außerhalb der Universitäten beteiligt.

Sonderinvestitionen wie bauliche Aus-
stattungen der Institute teilen sich Bund
und Länder zu gleichen Teilen. Die Grund-
finanzierung der Fraunhofer-Gesellschaft
werden zu 90 Prozent vom Bund und zu 10
Prozent von den Ländern getragen. dpa

Ensemble Recherche

Höherer Zuschuss
für Neue Musik
Die Landesregierung erhöht ihren Zu-
schuss für das Freiburger Ensemble Re-
cherche vom kommenden Jahr an um
30 000 Euro. Zuletzt betrug der jährliche
Beitrag nach Angaben des Kunstministe-
riums in Stuttgart 19 500 Euro. Er war seit
2001 sukzessive gekürzt worden. „Mit der
Erhöhung der Förderung wird das heraus-
ragende musikalische Wirken des Ensemb-
les gewürdigt“, sagte Staatssekretär Jürgen
Walter (Grüne). Das Ensemble Recherche
leiste einen wesentlichen Beitrag dazu,
dass zeitgenössische Werke aufgeführt und
einem großen Publikum vermittelt wer-
den. Das Ministerium von Theresia Bauer
(Grüne) hat einen seiner Schwerpunkte im
Bereich Neue Musik. dpa
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D ie Frankfurter PR-Berater, die den
EnBW-Rückkauf vermarkten soll-
ten, baten dringend um eine

Sprachregelung. „Was antworten wir auf
die Frage, wer den Deal eingefädelt hat?“,
erkundigten sie sich bei Dirk Notheis, dem
Deutschlandchef der Investmentbank
Morgan Stanley. „Der MP natürlich“, also
Ministerpräsident Stefan Mappus, schrieb
Notheis perMail zurück, keine 48 Stunden
vor dem Abschluss des Milliardenge-
schäfts. So klarwar das offenbar nicht.

Auchsonst zeigte sichderBankerdarauf
bedacht,möglichst imHintergrund zublei-
ben. Wie Mappus reagieren solle, wenn er
nach seinenBeratern gefragtwerde? „Wür-
de ich nicht beantworten“, empfahl Not-
heis seinem Freund aus gemeinsamen Ta-
gen bei der JungenUnion. „Wenn gar nicht
anders möglich“, solle der auf die „hervor-
ragende“ Anwaltskanzlei Gleiss Lutz ver-
weisen. Über die anfallenden Honorare
dürfe er aus Gründen der Vertraulichkeit
ohnehin nichts sagen – also auch nichts
über jene 12,8 Millionen Euro zuzüglich
Mehrwertsteuer, die Morgan Stanley für
denEnBW-Deal kassierte.

Die beiden Mails stammen aus drei Ak-
tenordnern mit internem Schriftverkehr,
die die Investmentbank dem Untersu-
chungsausschuss des Landtags nachträg-
lich zur Verfügung gestellt hat. Rechtzeitig
vor der Zeugenaussage weiterer Mitarbei-
ter an diesem Freitag macht sie damit of-
fenbar reinen Tisch. Für ihren Deutsch-
land-StatthalterNotheis, dessenJobbisher
nicht gefährdet schien, ist das mindestens
so unangenehm wie für seinen derzeit
arbeitslosen Kumpel StefanMappus. Denn
die Korrespondenz bestätigt jenen Ein-
druck, den ein beteiligter Manager der
Électricité de France (EdF) bereits kurz
nach dem Deal der StZ geschildert hatte:
Treibende Kraft bei dem Milliarden-
geschäft sei der Investmentbanker gewe-
sen, seinen Freund aus der Politik habe er
dafür „benutzt“. Mappus hoffte freilich ge-

nauso zu profitieren,
der Coup sollte für ihn
zum Befreiungsschlag
werden.

Notheis’ Rolle, das
zeigen die Mails, ging
weit über die des In-
vestmentbankers hi-
naus. Er war der Regis-
seur des Deals, er
schrieb das Drehbuch,
er kümmerte sich auch
um die politische Stra-
tegie. Mappus hin-
gegen erscheint alswil-
liger Lehrling des gro-
ßen Meisters, ja sogar
fast als Sprechpuppe,
die vorformulierte
Sätze aufsagen darf.

Manchmal fragt er nach, wenn er etwas
nicht recht verstanden hat, sonst fallen sei-
ne Erwiderungen knapp aus. „Top, LG (lie-
be Grüße, d. Red.), sm“, heißt es da etwa.
Der sonst so Misstrauische hat offenbar
grenzenlosesVertrauen in seinenFreund.

Im Flugzeug nach New York, zum Bei-
spiel, entwirft Notheis schon früh das
„Skript“ für die Pressekonferenz. „Sie wer-
den mir recht geben, den Deal hätte auch
die ,schwäbische Hausfrau‘ gemacht, wenn
sie es denn könnte“, soll Mappus sagen.
Fast wortgleich kommt die Passage später
in einem Interview. Detailliert wird dem
Ministerpräsidenten vorgegeben, wen er
wann und wie einbinden soll – etwa den
früheren EnBW-Chef Gerhard Goll: „Auch
wenn Du Dich über ihn geärgert hast,
musst Du ihn anrufen. Du brauchst Goll,
nicht Groll!“ Als Lockmittel für die FDP

(„So ein Deal ist nicht ganz einfach für Or-
doliberale“) empfiehlt der Banker einen
Aufsichtsratsposten für Wirtschaftsminis-
ter Ernst Pfister, den er „Pfisterer“ nennt.
„Dasnimmterbestimmtgernean, zumal er
aus der Politik ausscheidet.“ Dann nämlich
muss er die etwa 50 000 Euro Vergütung
nichtmehr ans Land abliefern. Dem für die
Freigabe der Milliarden benötigten Fi-
nanzminister Willi Stächele (CDU) miss-
traut Notheis offenbar nochmehr alsMap-
pus. „Wenn Du ihn am Montag morgen in
den Griff bekommst, dann würde ich ihn
doch nicht vorab informieren“, rät er ihm.
DasErgebnis ist bekannt: Stächelewird am
Vorabendnach 23Uhr eingeweiht.

Die Medien soll Mappus mit einem re-
nommierten Experten beeindrucken, „der
dasGanze gut findet“ und als „moderne In-
dustriepolitik“ lobt. „Es sollte jemand sein,
der Dir einen Gefallen schuldet bzw. den
Du gut kennst . . .“, empfiehlt Notheis – et-
wa der Mannheimer Professor Wolfgang
Franz. Seine „moderne Industriepolitik“
muss der Premier später freilich selber lo-
ben, in der Fachwelt erntet ermit demDeal
eherKopfschütteln bisEntsetzen. Auchdie

Medienberater der Agentur Hering Schup-
pener bringt der Banker ins Spiel. Sie wür-
denderGeschichte für dieWirtschaftsblät-
ter den richtigen Dreh geben „und Dich
aufs Titelblatt bringen“. Dort landete er
tatsächlich, aber ganz anders als gedacht.

Für die auf Englisch geführte Telefon-
konferenzmit denFranzosenwirdMappus
Wort fürWort präpariert. „Du solltest nach
Aufforderung durch mich dann . . . Folgen-
des ausführen“, schreibt ihmNotheis.Nach
der Antwort des EdF-Chefs Henri Proglio
soll der Premier zum Preis kommen: „Can
you confirm that we have a deal at 39,9?“
Jene 39,90 Euro sind der Buchwert, mit
demdieBeteiligung inParis indenBüchern
steht; Notheis hat ihn sich vom französi-
schen Morgan-Stanley-Chef René Proglio,
demZwillingsbruderdesKonzernchefs, er-
mitteln lassen. Bei 40 Euro wird man han-
delseinig, von den angeblich folgenden,
hartenPreisverhandlungen ist indenMails
keineRedemehr.

Die EdF ist ohnehin bestens bedient,
findet Notheis. 40 Euro je Aktie seien
„mehr als üppig, wie wir beide wissen“,
schreibt er an René Proglio. Der soll seinen

Bruder davon abhalten, seinerseits eine In-
vestmentbank einzuschalten, was die Din-
ge nur unnötig komplizieren würde. Noch
massiver warnt Notheis später den Minis-
terpräsidenten davor, den Kaufpreis im
Nachhinein von anderen Banken überprü-
fen zu lassen. Zahlreiche Institute würden
ihm eine solche „Fairness opinion“ anbie-
ten – neben der Deutschen Bank sicher
auch zwei mit Baden-Württembergern als
Fürsprechern: Rothschild mit dem Ex-
Daimler-Manager Klaus Mangold und
Merril Lynch mit Lothar Späth. „Du musst
dasallesablehnen“,beschwörter ihn.Sonst
komme „erheblich Sand ins Getriebe, und
das kann ich jetzt nicht gebrauchen“.

Der Proglio-Zwilling spielte bei dem
„Tandem-Deal“ (Notheis) offenkundig eine
größere Rolle als bisher eingeräumt. Er
vermittelte nicht nur zu seinem Bruder
Henri, sondern wird auch alarmiert („My
friend, need your help“), als die EdF-An-
wälte sich Sorgen wegen der Ausschaltung
desLandtagsmachen.Nochnie in der fünf-
zigjährigen Geschichte Baden-Württem-
bergs, versucht Notheis zu beruhigen, habe
sich das Parlament nach einem Kabinetts-
beschluss quergestellt; dessen Plazet sei
eine „reine Formalie“.
Schließlich habeMap-
pus „seine politische
Zukunft mit dem Deal
verknüpft“. Später
schlägt er dann dro-
hende Töne an. Wenn
die Franzosen weiter
Schwierigkeiten ma-
chen, könne er „für
nichts garantieren“.
Mappus werde not-
falls auch AngelaMer-
kel einschalten, die di-
rekt im Elysée-Palast
anrufen werde – also
dem Amtssitz von
Staatspräsident Nico-
las Sarkozy. „Unter-
schätze nicht die
Macht dieses Kerls“,
schreibt er René Pro-
glio, auf dass dieser
wohl seinenBruderHenri beeindrucke; der
Ministerpräsident kontrolliere 30 Prozent
der Parteitagsdelegierten „und kann Ange-
lamit seinenTruppen fertigmachen“.

Einige Tage zuvor hatte Notheis der
Kanzlerin noch eine andere Aufgabe zuge-
dacht: Umeinen gemeinsamenAuftrittmit
Sarkozy solle Mappus sich entweder bei
Henri Proglio bemühen. „Oder Du fragst
Mutti, ob sie Dir das arrangieren kann.“
Das Treffen kommt nie zustande, aber der
Präsidentwirdaufden letztenMeterndoch
noch benötigt, um den Widerstand eines
Ministers zu brechen. Ein „französischer
Schluckauf“ habe „Sarkos Eingreifen“ er-
fordert, meldet ein Notheis-Vertrauter
später demTeam.Nun sei aber alles klar.

Die Freude währte bekanntlich nur
kurz. Mappus und Notheis geraten in der
Folgezeit zusehends in die Defensive, ihre
sorgfältig gestrickte Legende gerät schwer
ins Wanken. Vor einem Hintergrundge-
spräch mit Journalisten stimmt sich der
Banker Anfang Januar 2011 noch einmal
mit dem Politiker ab. Bereits im Juni, so
ihre Version, habe der Regierungschef den
ersten Kontakt mit Proglio gehabt und
dann ihn angesprochen. „Dann könnenwir
sagen, dass es eben monatelange Verhand-
lungen gegeben hat.“ Mappus ist einver-
standen.DieMedien lassensich indesnicht
so leicht auf den Leim führen. „Heute wie-
der Scheiß-Artikel in Sachen EnBW“, la-
mentiert Mappus vier Wochen vor der
Wahl. Ob Notheis die Rechnung nicht so
stellen könne, dass die Millionen erst da-
nach fällig würden? „Für Dich mach ich
doch alles“, mailt sein Freund Dirk samt
Smiley zurück. Mappus erwidert launig:
„Falls die Kohle nicht mehr reicht, ich
spendier im Stami warmes Essen und war-
meGetränke . . .“

„Wir wissen, der Preis ist mehr als üppig“
EnBW-Deal Die Mails des Bankers
Notheis zeigen Mappus als
Marionette. Von Andreas Müller

Zu den Aktenordnern des EnBW-Ausschusses sind drei weitere mit höchst aufschlussrei-
chen internenMails der InvestmentbankMorgan Stanley hinzugekommen. Foto: dapd

PrüfungDer EnBW-Untersu-
chungsausschuss beauftragt
externe Gutachtermit der
Prüfung, ob der vom Land ge-
zahlte Preis für die Anteile des
Landes an dem Energieversor-
ger zu hochwar. DemSWR
zufolge seien dieOppositions-
fraktionenmit einem entspre-
chendenAntrag in einer nicht-
öffentlichen Sitzung erfolg-
reich gewesen. Baden-Würt-
temberg hatte imDezember
2010 die EnBW-Anteile vom

französischen Stromversorger
EdF für rund 4,8Milliarden
Euro übernommen. Die jetzige
grün-rote Regierungskoalition
ist der Auffassung, dass der
Preis zu hoch gewesen ist, und
klagt vor der Internationalen
Handelskammer auf Rückzah-
lung von zweiMilliarden Euro.

Zusatzvertrag BeimVerkauf
der EnBW-Aktien hat der fran-
zösische Staatskonzern EdF
laut den „Stuttgarter Nach-

richten“mit dem Land einen
Zusatzvertrag geschlossen.
Demnach hätte die EdF einen
finanziellen Nachschlag erhal-
ten, wenn Baden-Württem-
berg seinen EnBW-Anteil über
demKaufpreis von 41,50 Euro
je Aktie an einenDrittenwei-
terverkauft hätte. Der Passus
sehe eine gestaffelte Nachho-
norierung in den ersten zwei
Jahren nach demVertrags-
abschluss imDezember 2010
vor. dapd/dpa

„NACHSCHLAG“ ALS TEIL DES VERKAUFSVERTRAGES

D ie Nachfrage nach Biolebensmit-
teln wächst. Rund zwei Drittel der
Baden-Württemberger kaufen re-

gelmäßig Obst und Gemüse aus ökologi-
schem Anbau, vier Fünftel würden nach
Angaben des Verbraucherministers Ale-
xander Bonde (Grüne) gerne mehr Biowa-
ren aus der Region kaufen. Doch die deut-
schen Landwirte können die Nachfrage
längst nicht decken. „Jede zweiteBiokarot-
te, jeder zweite Bioapfel und sogar 80 Pro-
zent der Biotomaten müssen importiert
werden“, sagte Bonde bei der Vorstellung
desÖkomonitoring-Berichts 2011.

Das Vertrauen, das die Verbraucher in
heimische Produkte setzen, ist nicht unbe-
gründet. Laut dem Bericht wurden bei den
Untersuchungen nur bei zwei Prozent der
Obst- undGemüseprodukte von deutschen
Bioerzeugern (1115 Proben) unzulässige
Rückstände vonPflanzenschutzmitteln ge-
funden. Die Beanstandungsquote bei der
Importware lag trotz deutlich niedriger
Anzahl von Proben im Schnitt mit 5,8 Pro-
zent deutlichhöher.Negative Spitzenreiter
waren2011 Italien (9,2Prozentbei 672Pro-
ben), Ägypten (9,1 bei 44 Proben) undGrie-
chenland (8,9 bei 56). Frankreich jedoch
war besser als Deutschland, keine der 92
Probenmusste beanstandetwerden.

Insgesamt habe es im vergangenen Jahr
keine größeren Auffälligkeiten bei einzel-
nen Lebensmitteln gegeben, erklärte der
Minister. So lagen bei allen untersuchten
72 Bioeiern aus Freilandhaltung der Di-
oxingehalt deutlich unterhalb des festge-
legtenHöchstwertes. FürdieLandwirte ge-
be es inzwischen eine Liste, anhand der sie
ohne teure Untersuchungen ihren Hof
nach typischen Eintragsquellen für Dioxi-
ne–etwaTelefonmastenoderBrandstellen
–prüfenkönnten.DurchdieKontrolle aller
Arbeitsschritte sei man auch der Ursache
für Rückstände vonPflanzenschutzmitteln
inÖkoweinen auf die Spur gekommen.

Die waren 2010 erstmals entdeckt und
auch 2011 erneut gefunden worden. Die
Rückstände stammen aus Filtern, durch
die zuvor konventionell erzeugterWein ge-
flossen war. „Eine handelsübliche Reini-
gung des Filters verhindert die Verunreini-
gung“, sagte Bonde. In reinen Ökobetrie-
ben sei dieses Problemnicht aufgetreten.

Die grün-rote Landesregierung sehe im
Ökolandbau ein wichtiges Marktsegment
für die Landwirte und unterstütze sie des-
halb während des Umstellungsprozesses,
sagte Bonde. Die CDU/FDP-Vorgängerre-
gierung hatte diese Förderung gestrichen.
2011 wurden im Südwesten im vergange-
nen Jahr 7,9 Prozent (113 000 Hektar) der
landwirtschaftlichenFlächeökologischbe-
wirtschaftet, der Zuwachs im Vergleich
zum Vorjahr lag bei 4,8 Prozent. Bundes-
weit beträgt die Ökoanbaufläche 6,1 Pro-
zent, der Zuwachs beträgt 3,2 Prozent.

Der ökologische Landbau solle in der
neuenFörderperiode von2014 anverstärkt
gefördert werden, sagte der Landesge-
schäftsführer des Bundes für Umwelt und
Naturschutz (BUND), Berthold Frieß. Das
nütze angesichts der deutlich geringeren
PestizidbelastungnichtnurNaturundUm-
welt, sondern auch der Gesundheit der Be-
völkerung. „Ein Biogericht pro Tag muss
zur Auswahl auf jeder Speisekarte sein“,
forderte der Agrarexperte des Natur-
schutzbund (Nabu), Matthias Strobl. Das
Land solle entsprechendauf Schulen,Men-
sen undKantinen einwirken.

Ökomonitoring Importiertes Obst
und Gemüse sind öfter belastet.
Von Andrea Koch-Widmann

Heimische
Bioprodukte
deutlich besser

Ökomonitoring Beim sogenanntenÖkomoni-
toring nehmen die vier Chemischen und
Veterinär-Untersuchungsämter (CVUA) in
Baden-Württemberg seit 2002 ökologisch er-
zeugte Lebensmittel unter die Lupe. Ziel ist,
Verbraucher zu schützen und vorbildlicheÖko-
produzenten zu stärken. Diese Einrichtung ist
bundesweit einmalig, und auch in Europa gibt
es laut Verbraucherminister Bonde keine ähn-
lich umfassendeÜberprüfung.

Bilanz In zehn Jahrenwurden rund 4500
pflanzliche Lebensmittel aus ökologischem
Anbau auf Pflanzenschutzmittel untersucht.
2002waren es noch rund 200Wirkstoffe,
aktuell sind esmehr als 600. Die Beanstan-
dungsquote schwankt. 2005 lag sie bei 8,4,
2009 bei 1,0 und 2011 bei 2,1 Prozent. akw

EINMALIG IN EUROPA

„OderDu
fragstMutti,
ob sieDir das
arrangieren
kann.“
Notheis über Angela
Merkel und einen
Empfang bei Sarkozy

Foto: dpa

„Unterschätze
nicht dieMacht
diesesKerls
(. . .), der kann
Angelamit
seinenTruppen
fertigmachen.“
Notheis über Mappus
an seinen Pariser
Kollegen René Proglio

Foto: dpa

Die vordringlichen Straßenbauprojekte stehen fest

G rün-Rot hat erstmals eine Reihen-
folge für den Aus- und Neubau von
Bundesfernstraßen festgelegt. Die

ersten fünf der 20 baureifen Projekte wer-
den ab 2014 umgesetzt. Ministerpräsident
Winfried Kretschmann und Verkehrsmi-
nister Winfried Hermann (beide Grüne)
betontenbei einem„Straßenbaugipfel“mit
Vertretern ausWirtschaft, Umweltverbän-
den und Kommunen am Montag in Stutt-
gart: „Wirwissen, dass die betroffenenBür-
ger schon lange auf die jeweilige Straße
warten.“ Aber angesichts der drastischen
Unterfinanzierung der Verkehrsinfra-
struktur müssten Schwerpunkte gesetzt
werden. „Wir wagen das, wovor die alte
Landesregierung sich stets gedrückt hat.“
Auf der Prioritätenlisten stehen weitere

fünf Projekte, die vom Jahr 2015/16 an in
Angriff genommen werden. Die größte
Gruppe umfasst zehn Projekte, bei denen
erst danach der Bagger rollt. In der Gruppe
mit dem frühesten Baustart sind die Orts-
umgehungen Ravensburg, Holzgerlingen
(Kreis Böblingen), Süßen (Kreis Göppin-

gen), die Verlegung der B 31 zwischen Im-
menstaad und Friedrichshafen (Bodensee-
kreis) und die Tangente von der Autobahn-
anschlussstelle Pforzheim-West bis zur
B 294. Die einzige Maßnahme an einer
Autobahn, der Ausbau der A 3 bei Wert-
heim (Main-Tauber-Kreis), ist in derGrup-
pemit dem spätestenBaubeginn gelandet.

Ausschlaggebend für die Bewertung der
Vorhaben waren sechs Kriterien, darunter
das Kosten-Nutzen-Verhältnis, die Ver-
kehrssicherheit und die Lärmbelastung.

Während einer Anhörung hatte der Bund
für Umwelt und Naturschutz (BUND) mo-
niert, dass verkehrliche Belange im Ver-
gleich zu Umweltaspekten zu viel Gewicht
erhalten hätten. Gar nicht berücksichtigt
werde der durch Straßenbau neu verur-
sachte Verkehr. „Da hat sich die Straßen-
baulobby durchgesetzt“, sagte Klaus-Peter
Gussfeld vom BUND. Im Grundsatz sei das
Setzen von Schwerpunkten zu begrüßen.

Das Land erhält nach Auskunft des Ver-
kehrsministeriums im Jahr regulär 120
Millionen Euro vomBund für den Bundes-
fernstraßenbau. ImSchnittder letztenJah-
rewareneswegenSondereffekten220Mil-
lionen Euro. Die noch nicht begonnenen
Projekt des vordringlichen Bedarfs kosten
insgesamt 3,7MilliardenEuro, darunter al-
lein die 20 planfestgestellten Projekte mit
rund 800MillionenEuro. Hermann beton-
te, entscheidend für die Zahl der zu reali-
sierenden Projekt und deren Bauzeit sei
dasGeld desBundes. dpa

Infrastruktur Grün-Rot hat ein Ende der „Versprechenskultur“ von
Schwarz-Gelb angekündigt und jetzt eine Prioritätenliste vorgelegt.

Ab 2014Ortsumgehung
Holzgerlingen (Altdorfer
Kreuzung, B 464), Orts-
umgehung Süßen (B 10 neu) –
Donzdorf (B 466),West-
tangente Pforzheim, Immen-
staad–Friedrichshafen,
Ortsumgehung Ravensburg.

Ab 2015/2016 Süßen/
Ost–Gingen/Ost (Orts-
umgehungGingen, B 10),
Rottenburg–Tübingen (B 28),
Überlingen/West–
Überlingen/Ost (B 31),
Konstanz–Allensbach (B 33),
OrtsumgehungWinden.

Mittelfristig Backnang/West
- Nellmersbach (B 14),
SchwäbischHall–B 19,
Essingen–Aalen (B 29),
Ortsumgehungen Behla,
Mögglingen, Grenzach,
Wyhlen, Unlingen, A 3,
Erbach–Dellmensingen. StZ
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Zypern flüchtet unter Europas Rettungsschirm

DDie Republik Zypern kündigte am
Montagabend an, dass sie Finanz-
hilfen der EU beantragen wird. Als

Grund nannte Zypern die Auswirkungen
der Griechenlandkrise. Die Volkswirt-
schaften der beiden Nachbarländer sind
eng verflochten. Vor allem zyprische Ban-
ken sind stark auf dem griechischenMarkt
engagiert und müssen wegen der Verluste
beim griechischen Schuldenschnitt mit
Milliardenbeträgen rekapitalisiertwerden.

Die Regierung von Staatspräsident Di-
mitris Christofias hatte die Flucht unter
den Euro-Rettungsschirm bis zuletzt zu
vermeiden versucht wegen der damit ver-
bundenenAuflagen.

Zypern verhandelte deshalbüber bilate-
rale Kredite, dem Vernehmen nach mit
Russland ebenso wie mit China. Nachdem
am Montagmorgen die Ratingagentur

Fitch jedoch Zyperns Bonitätsnote herab-
gesetzt und das Land damit auf Ramsch-
niveau heruntergestuft hatte, blieb der Re-
gierung offenbar keine andere Wahl.
Staatschef Dimitris Christofias berief für
denheutigenDienstageinKrisentreffenal-
ler Spitzenpolitiker ein.

Die Finanzlage der Inselrepublik, die
2004 der EU beitrat und 2008 den Euro
einführte, ist prekär. Schon seit dem Mai
2011 ist Zypern wegen seiner schlechten
Kreditwürdigkeit praktisch von den Fi-
nanzmärkten ausgeschlossen. Ende 2011
besorgte Staatspräsident Dimitris Christ-
ofias, ein zu Sowjetzeiten in Moskau ge-
schulter Kommunist, einen russischen
Rettungskredit über 2,5 Milliarden Euro.
DasGeld sollte bis Ende 2012 reichen. Aber
jetzt tut sich ein neues Loch auf: Zypern
braucht sofort 1,8 Milliarden Euro für die

Rekapitalisierung der Laiki-Bank, die sich
mit griechischen Staatsanleihen verhoben
hat. Die Summe entspricht immerhin zehn
Prozent des zyprischen Bruttoinlandspro-
dukts (BIP). Die Zeit drängt: bis zumSams-
tag, dem 30. Juni, muss die Bank die Min-
destkapitalanforderungen der Europäi-
schen Bankenaufsicht erfüllen. Die EU hat
Zypern zwar Hilfe angeboten. Ein Kredit
des Rettungsfonds EFSF von rund zehn
Milliarden Euro ist im Gespräch. Für die
Eurostaaten wäre dieser Be-
trag relativ leicht zu stemmen,
und Zypernwäre damit für die
nächsten zwei, drei Jahre aus
demSchneider.

Aber Christofias wollte den
Gang unter den Euro-Ret-
tungsschirm bis zuletzt vermeiden. Er
scheute die damit verbundenen Sparaufla-
gen. Die starken Gewerkschaften und die
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, der
in Relation zur Bevölkerung auf Zypern so-
gar noch aufgeblähter ist als im benachbar-
tenGriechenland, bilden diewichtigste Ba-

sis der kommunistischen „Aufbaupartei
des werktätigen Volkes“ (Akel), als deren
Kandidat Christofias Anfang 2008 die Prä-
sidentenwahl gewann. Gehalts- und Ren-
tenkürzungen will er seinen treuesten An-
hängern möglichst nicht zumuten. Christ-
ofias fürchtet auch, dass die EU als
Bedingung für einen Rettungskredit Ände-
rungen inder Steuerpolitik verlangenwird.

Zypern besteuert Unternehmensgewin-
ne nur mit zehn Prozent. Das macht die

Insel zum Steuerparadies für
Briefkastenfirmen. Notfalls
werde man zwar die Hilfe der
Europartner in Anspruch
nehmen, prüfe aber „andere
Optionen“, erklärt die zypri-
sche Regierung. Christofias,

der fließend russisch spricht, verhandele
direkt mit Präsident Wladimir Putin über
einen neuen Rettungskredit, hieß es noch
am Wochenende in Nikosia. Moskau will
sich möglicherweise einen Zugriff auf die
vorderSüdküsteder Insel vermutetenErd-
gasvorkommen sichern.

Schuldenkrise II Die Inselrepublik braucht sofort Geld für die
Absicherung einer wichtigen Bank. Von Gerd Höhler, Athen

K ann er bleiben odermuss er gehen?
Gleich zu Wochenbeginn beendete
Dirk Notheis, der Deutschlandchef

der US-Investmentbank Morgan Stanley,
das seit Tagen andauernde Rätselraten um
seine Zukunft – allerdings nur teilweise.
Der Vorstandsvorsitzende habe den Auf-
sichtsrat informiert, dass er eine Auszeit
nehme, sagte eine Banksprecherin. Seine
Aufgabe als Landeschef übernehme der-
weil der Aufsichtsratsvorsitzende Lutz
Raettig, die operativen Aufgaben teilten
sich die übrigen Vorstände. Wie lange sich
Notheis aus dem Geschäft zurückzieht, ob
er überhaupt in die alte Funktion zurück-
kehrt – das alles blieb offen.

Massiv unter Druck stand der 44-Jähri-
ge Starbanker, seit immer mehr Details
über seine Rolle beim EnBW-Deal von Ex-
Ministerpräsident Stefan Mappus (beide
CDU) bekannt geworden waren. Interne

Mails belegten, dass er
nicht nur der Finanz-
berater von Mappus
war, sondern sich wie
der Regisseur des Mil-
liardengeschäfts ge-
rierte. Bis weit ins

Politische hinein machte er Vorgaben, die
Mappus zum Gutteil befolgte. Den Ein-
druck, er sei eine „Marionette“ seines
Freundes aus der Jungen Union gewesen,
wies derEx-Regierungschef jedoch zurück.

Schon das Bekanntwerden der Mails, in
denen er sich flapsig über Bundeskanzlerin
Angela Merkel („Mutti“) äußerte und den
EnBW-Aktienpreis als „mehr als üppig“ be-
zeichnete, hatte Zweifel an Notheis’ Zu-
kunft bei Morgan Stanley genährt. Warum
hatte die Bank die Mails dem Untersu-
chungsausschuss des Landtags überhaupt
allesamtzurVerfügunggestellt?DasRisiko,
dass sie je ans Licht kommen würden, war
schließlich gering. Die Investmentbank rü-
cke offenbar von ihremDeutschland-Statt-

halter ab und wolle in der leidigen Affäre
endlich reinen Tisch machen, wurde die
überraschendeTransparenz interpretiert.

Notheis selbst soll schon länger nicht
mehr Herr des Handelns gewesen sein; bei
seinemAuftrittEndeMärzvordemEnBW-
Ausschuss wirkte er bleich und nervös. Die
gesamte Aufarbeitung des EnBW-Deals
wurde zuletzt von der Europazentrale in
London aus gesteuert. Dort hatte man das
Milliardengeschäft, das heute zu einem
gravierenden Imageproblem für Morgan
Stanley geworden ist, einst ebenfalls beju-
belt. Der Europachef Michele Colocci sei
besonders im Blick auf den Platz in der
Rangliste der Investmentbanken darüber
erfreut, schrieb Notheis einst an seinen
französischen Kollegen René Proglio, den
Zwillingsbruder des EdF-Chefs. Colocci

habe auch angeregt zu erreichen, dass die
Franzosen keine eigene Investmentbank
einschalteten; dieswäre „fantastisch“.

Neben den weit gehenden Regieanwei-
sungen anMappus hatte vor allemdie Ton-
lage in Notheis’ Mails Befremden ausge-
löst. „Dreist, ungehobelt, schamlos“nannte
sie derAltbankerLudwigPoullain in einem
Zeitungsbeitrag. Die Grünen im Landtag
fordern inzwischen eine Entschuldigung
des Bankers, was auch andere für ange-
bracht hielten. Als „ethischen Versager“
rügte ihn ein aufWirtschaftsethik speziali-
sierter Personalberater – ein Vorwurf, der
Notheis besonders schwer treffen dürfte.
Er hatte bei seinen CDU-Parteifreunden
langedenEindruck erweckt, ethischeStan-
dards seien ihmbesonderswichtig. Zumin-
dest zuletzt sei davon nichts mehr erkenn-

bar gewesen, urteilte ein Unionsgrande
gleich nach dem EnBW-Deal: Notheis sei
zu einem „ganz gewöhnlichen Investment-
banker“ geworden, dem es vor allem ums
Geld gehe, registrierte er enttäuscht.

Mit seinem Aufstieg in der Finanzbran-
che hatte sich der Ettlinger Notheis immer
mehrausderPolitikzurückgezogen;Beisit-
zer im CDU-Landesvorstand war er indes
bis 2011 geblieben.Nach einigen Jahrenbei
der damaligen SGZ-Bank, wo er mit 27 per
SondergenehmigungDirektorwurde, hatte
er 1999 zuMorgan Stanley gewechselt und
wardort2009andieDeutschlandspitze ge-
rückt. Der Aufsichtsratsvorsitzende Lutz
Raettig, der nun zumindest vorübergehend
an seine Stelle tritt, galt als Freund und
Förderer von ihm.

Wie Notheis ist Raettig bestens in der
Politik vernetzt, seit einigen Jahren sitzt
der 69-Jährige für die CDU im Frankfurter
Magistrat. In der Affäre um den EnBW-
Dealhater sichstets äußerstbedecktgehal-
ten; Anfragen der StZ an ihn beschied er
stets abschlägig. Auch jetzt war von ihm
keineStellungnahmezuerhalten.EineZei-
tung berichtete, Raettig mache sich Vor-
würfe, dass erNotheisnichtdavonabgehal-
ten habe, das Mandat für dessen Freund
Mappus selbst zu betreuen. Es passte frei-
lich zu dem Ruf, den Notheis bei Morgan
Stanley genoss: Wie kaum ein anderer
schaffe er es, aus seinem Kontaktnetzwerk
Geschäfte für die Bank zu generieren, lobte
ein einstigerWeggefährte.

Ob die Bank ihn nur vorläufig aus dem
Schussfeld nimmt oder seine steile Karrie-
re dort beendet ist, gilt derzeit als offen.
Eine Ablösung zum jetzigen Zeitpunkt, ist
zu hören, erschiene wie ein Schuldeinge-
ständnis. Dabei beharrt Morgan Stanley
nachwie vor darauf, beimEnBW-Deal alles
richtig gemacht zu haben – auch bei der
Preisfindung. Sollten sichdieZweifel daran
erhärten, wäre eine Rückkehr vollends un-
vorstellbar. Einen ersten Fingerzeig gibt es
schon an diesem Dienstag, wenn der Lan-
desrechnungshof dem Land sein Gutach-
ten zurWertermittlung übergibt.

Notheis nimmt sich aus der Schusslinie
EnBW-Deal Der Deutschlandchef
von Morgan Stanley lässt seinen
Job vorerst ruhen. Seine Rückkehr
ist fraglich. Von Andreas Müller

Nach StefanMappus gerät auch sein Freund und Investmentbanker Dirk Notheis (rechts) in den Strudel des EnBW-Deals. Fotos: dpa, dapd

Morgan Stanley ist in Deutschland dick im Geschäft

F ür Lutz Raettig ist die Aufgabe nicht
neu. Der 69-Jährige war selber zehn
Jahre bis 2005 Deutschlandchef der

Tochtergesellschaft des amerikanischen
Wall-Street-SchwergewichtsMorgan Stan-
ley. Seitdem ist er Aufsichtsratsvorsitzen-
der und musste auch schon einmal vorü-
bergehend den Chefposten übernehmen,
als die damalige Vorstandsvorsitzende
Dagmar Kollmann im Februar 2008 Knall
auf Fall die Bank verließ. Ein Jahr dauerte
es, bis Raettig einen Nachfolger gefunden
hatte – der kam aus den eigenen Reihen
und saß schon seit 2006 im Vorstand, es
warDirkNotheis.

Auch wenn Morgan Stanley ebenso wie
der große Konkurrent Goldman Sachs in
der Folge der Finanzkrise offiziell den Sta-
tus einer Investmentbank aufgeben muss-
te, so ist das Aufgabengebiet doch unverän-

dert geblieben. In Deutschland berät die
Bank seit 1987 ihre institutionellen Kun-
den in allen wichtigen Fragen rund um
Übernahmen und Zukäufe, hilft bei der Fi-
nanzierung, organisiert Börsengänge und
verwaltet auch die Vermögen von Privat-
kunden. Unterstützt werden die Invest-
mentbanker dabei von ihren eigenen Ana-
lyseexperten.

Die Liste der Kunden ist ebenso langwie
prominent – und nicht weniger lang ist die
Liste der Auszeichnungen, die der Bank re-
gelmäßig verliehen werden. Zuletzt fädelte
die Bank die Übernahme des Betonpum-
penherstellers Putzmeister durch einen
chinesischenInvestor ein.AuchbeiPorsche
oder BMW sind die Banker von Morgan
Stanley gern gesehene Partner. Allerdings
läuft das Geschäft nicht immer rund. So
mussteaucheinImmobilienfondsvonMor-

gan Stanley der Krise Tribut zollen und
wurde geschlossen. Und auch beimBörsen-
gang vonAirBerlin gab esProbleme.

Doch vor allem im Geschäft mit Fusio-
nen undÜbernahmenmachten sich die gu-
ten Kontakte des Hauses zur deutschen
Wirtschaft bemerkbar. Im ersten Halbjahr
konnte die Bank hier auf dem deutschen
Markt sogar einen deutlichen Schritt nach
vorn machen. Zwar blieb die Deutsche
Bank mit 16 Mandaten und Geschäften im
Wert von 19,8MilliardenDollar der führen-
de Berater, doch Morgan Stanley kam mit
zehn Transaktionen für 16,8 Milliarden
Dollar auf einen guten zweiten Platz. Drit-
ter ist Goldman Sachs mit neun Deals im
Wert von 11,4 Milliarden Dollar. Dass Mor-
gan Stanley trotz der Diskussion um Not-
heis in der deutschen Rangliste der Fu-
sionsberater im erstenHalbjahr einen Satz
von Position zwölf auf zwei gemacht hat,
kommentierte dieser in einem Interview
so: „Die Ergebnisse zeigen, wie ungebro-
chen starkMorgan Stanleys Stellung in der
deutschenUnternehmenslandschaft ist."

Investmentbank Berater des Instituts gehen bei den guten Adressen
der deutschenWirtschaft ein und aus. Von Klaus Dieter Oehler

Mappuswill
keine
Marionette
gewesen sein.

Programmierter
Konflikt

Ü berzeugend ist das nicht.Wenn die
Investmentbank Morgan Stanley
sicher sein sollte, dass ihr Chef

Dirk Notheis sich nichts hat zuschulden
kommen lassen, dann gibt es für den 44-
Jährigen auch keinen Grund, eine Auszeit
zu nehmen. Er ist schließlich kein gewähl-
terPolitiker, der seinAmt füreineWeile ru-
hen lassen könnte, sondern ein hochrangi-
ger Angestellter. Und wenn aus Sicht der
Bank etwas bei dem EnBW-Deal nicht ge-
stimmthabensollte, dann ist einePause für
denChef auch keine adäquateReaktion.

Morgan Stanley scheint typisch zu sein
fürdieZunft der Investmentbanken, denen
ohnehin das Gefühl dafür abhandenge-
kommen ist, was geht undwas nicht. Gerne
wird in der Branche geprahlt, wie bestens
vernetzte Bankermal wieder irgendwelche
lukrativen Geschäfte an Land gezogen ha-
ben. Nun ist gegen gute Kontakte nichts
einzuwenden. Aber allzu große Nähe führt
fast zwangsläufig zu Interessenkonflikten
führen. Der EnBW-Deal ist geradezu ein
Paradebeispiel dafür.

So ist Dirk Notheis eng mit dem frühe-
ren Ministerpräsidenten Stefan Mappus
befreundet. Und genau so war die Diktion
ihres E-Mail-Dialogs, die angesichts der
Dimension des Geschäfts so völlig unange-
messen wirken muss: Da chatten zwei
Kumpel. Ein unabhängiger Berater spricht
anders mit seinem Auftraggeber, ein Kauf-
interessent verbittet sich solch einen Ton
eines Dienstleisters. Notheis hätte das
Mandat nicht betreuen dürfen. Aus Grün-
den der Seriosität hätte die Bank ganz auf
das gewiss lukrative Geschäft verzichten
müssen.DennauchzumVerkäufer bestand
eine nicht zu billigende Nähe. Bekanntlich
ist Frankreichstatthalter René Proglio der
Bruder von EdF-Chef Henri Proglio. So ist
dasMilliardengeschäftAusdruckderGroß-
mannssucht einer ganzenBranche, die kei-
neRegelnmehr anerkennenmag.

EnBW-Deal Morgan Stanley hätte das
Geschäft aus Gründen der Seriosität
ablehnen müssen. Von Michael Heller

Kommentar

U nter dem Druck der Finanzmärkte
hat Spanien nun auch offiziell Hilfe
der EU-Partner für seine maroden

Banken über bis zu 100Milliarden Euro be-
antragt. Das Land reichte den bereits vor
zwei Wochen angekündigten Antrag in
einem Schreiben an Eurogruppen-Chef
Jean-Claude Juncker formell ein, ohne je-
doch eine genaue Summe zu nennen. Sie
werde aber so groß sein, dass sie den Bedarf
decke sowie ein Sicherheitspolster beinhal-
te, sagte Wirtschaftsminister Luis de Guin-
dos.Erhofft,dassdieSummezusammenmit
den Bedingungen für die Hilfen bis zum 9.
Juli festgezurrtwerdenkann.Grundlage für
die Höhe der Hilfsgelder für Spanien solle
das vergangeneWoche vorgelegteErgebnis
einer Untersuchung durch private Wirt-
schaftsprüfer sein, bekräftigte deGuindos.

Diese haben eine Kapitallücke von ma-
ximal 62 Milliarden Euro ermittelt. Die
Eurohilfen können laut der Regierung in
drei bis vier Monaten an die Geldhäuser
fließen. In dringenden Fällen seien auch
vorübergehende Stützungen möglich. Spa-
niens Banken kämpfen nach dem Platzen
einer Immobilienblasemit einemBerg fau-
ler Kredite. Dabei geht es Regierungskrei-
sen zufolge vor allem um die verstaatlich-
ten Institute Bankia, Catalunya Caixa, No-
va Galicia and Banco de Valencia. Diese
Institute könnten möglicherweise schon
imJuli rund 40MilliardenEuro benötigen.

Ungeachtet der beantragtenHilfen stuf-
te die Ratingagentur Moody’s am späten
Abend die Kreditwürdigkeit von mehr als
zwei Dutzend Geldhäusern im Land herab
unddas umbis zu vier Stufen. dpa

Schuldenkrise II Die Geldhäuser
könnten bis zu 100 Milliarden
Euro brauchen.

Madrid beantragt
Hilfe für Banken

DasLand
verhandelt
offenbar auch
mitRussland.
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legte „Fairness Opinion“ habe nicht
ausgereicht, nötig wäre eine vertiefte
„Due Diligence“-Prüfung gewesen.
Die Folge: die schon damals erkennba-
ren Risiken der Unternehmensent-
wicklung seiennichtodernichthinrei-
chend berücksichtigtworden.

Offen lässt der Rechnungshof die
derzeit heißt diskutierte Frage, ob das
Land zu viel für die Aktien bezahlt ha-
be. Begründung: Die Angemessenheit
des Kaufpreises von 41,50 Euro je An-
teil könneman „mit denuns zuGebote
stehenden Erkenntnisquellen nicht
valide beurteilen“. Ob dies imNachhi-
nein überhaupt objektiv gelingen kön-
ne, sei fraglich, heißt es im Gutachten.
Insgesamt sei das Verfahren von dem
Bemühen geprägt gewesen, „die Ver-
handlungen um jeden Preis geheim zu
halten und binnen kürzester Frist ab-
zuschließen“. Dieser „ohne Not ge-
schaffene Zeitdruck“ habe verhindert,
dass „ein solch bedeutendes Rechtsge-
schäft mit der gebotenen Sorgfalt vor-
bereitetwurde“.

Hätte der Rechnungshof dieses ver-
nichtende Ergebnis vor der Landtags-
wahl präsentiert – StefanMappus hät-
te erst gar nicht mehr antreten müs-
sen. Seine Parteifreunde von der CDU
trösteten sich nun damit, dass die Prü-
fer wenigstens keine Aussage zum
Kaufpreis gemacht haben. Dies sei ein
„harter Schlag“ für den SPD-Finanz-
minister, der per SchiedsklageMilliar-
den von der EdF zurückwolle, verkün-
dete der Fraktionsgeschäftsführer
Volker Schebesta.

GrüneundSPDwertetendasUrteil
dagegen ganz anders. „Schallender
kann eine Ohrfeige gar nicht sein“,
sagte der Grünen-Fraktionsmanager
UlrichSckerl.Wer jetztnochgegendie
Schiedsklage wettere, „hat nichts ver-
standen“. „Schwerer kann ein Vor-
wurf an eine Landesregierung kaum
wiegen“, sekundierte sein SPD-Kolle-
ge Andreas Stoch. Nun habe man
schwarz auf weiß, dass Mappus’ Deal
„schlecht vorbereitet, verfassungs-
widrig und wirtschaftlich unseriös
war“. Auch Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann zeigte sich in sei-
ner Ansicht bestätigt, das Milliarden-
geschäft sei „völlig verantwortungs-
los“ gewesen.

MaxMunding, der den EnBW-Deal
erst gar nicht prüfen wollte, trägt das
Ergebnis übrigens mit. Im Senat des
Rechnungshofes wurde die Stellung-
nahme nach StZ-Informationen ein-
stimmigverabschiedet. SeinenSinnes-
wandel kann der Präsident in der
nächsten Sitzung des Untersuchungs-
ausschusses erläutern, wenn er, sein
Vize und die Chefprüferin Dette als
Zeugen gehörtwerden.

Kretschmannvermied amDienstag
einen Kommentar zuMundings Rolle,
unter Hinweis auf die Unabhängigkeit
des Rechnungshofes. In den Regie-
rungsfraktionen allerdings hatte es
schon Ende 2011 höchst kritische
Stimmen gegeben: Eigentlich, mein-
ten Abgeordnete, sei der Chefprüfer
nichtmehr tragbar.

D ie Worte des Rechnungshof-
präsidenten sind erst gut ein
halbes Jahr alt. Gewunden be-

gründeteMaxMunding (CDU) imNo-
vember gegenüber der StZ, warum
sich die Kontrollbehörde bisher nicht
mit dem EnBW-Deal befasst habe. Da
es sich „imKern“umeineverfassungs-
rechtliche Frage gehandelt habe, die
Sache des Staatsgerichtshofs sei, wäre
„eine eigenständigePrüfungdesRech-
nungshofs nicht weiterführend gewe-
sen“. ImÜbrigenhabeer vorderLand-
tagswahl „keine Prüfung verhindert“,
behaupteteMunding.

InWahrheit hatte ein anderer, par-
teiloser Chefprüfer Anfang 2011 erst
mündlich und dann schriftlich gefor-
dert, der Hof müsse das Milliardenge-
schäft von Stefan Mappus „dringend“
untersuchen.Dies habe er imSenat of-
fiziell angeregt, bestätigte er öffent-
lich. Doch der Präsident und die zu-
ständige Direktorin Hilaria Dette –
beide Christdemokraten, beide einst
in Diensten des CDU-geführten
Staatsministeriums – ließen den Vor-
stoß gezielt ins Leere laufen;Munding
verweigerte sogar das mehrfach ver-
langte Protokoll. Tätig wurde der
Rechnungshof erst, alsGrüneundSPD
ihn nach den StZ-Recherchen ein-
dringlich dazu aufforderten.

Nun, da das Ergebnis vorliegt,
nimmt sich Mundings Rechtfertigung
für die lange Untätigkeit mehr als
peinlich aus. Die federführende Prüfe-
rinDette gabdemDruckvonGrün-Rot
geschmeidig nach und setzte ihren
ganzen Ehrgeiz daran, die vorrangig
von ihrem Präsidenten zu verantwor-
tende Scharte auszuwetzen. Hatte es
anfangs noch geheißen, der EnBW-
Deal sei kein Fall für den Rechnungs-
hof, wird diese unhaltbare Einschät-
zung in demGutachten nun Lügen ge-
straft. Nachdem die Sparkommissare
unter öffentlichem Druck zum Jagen
getragen werdenmussten, fällt ihr Be-
fundnunumso vernichtender aus.

Das 80-seitige Gutachten ist eine Ge-
neralabrechnung mit dem Ex-Minis-
terpräsidenten geworden, dem die
Prüfer zu dessen Regierungszeiten
bloß nicht zu nahe tretenwollten. Erst
nach seiner Abwahl setzen sie sich so
kritisch mit dem EnBW-Deal ausei-
nander,wie das vonAnfang an geboten
gewesen wäre. Das im Alleingang
durchgezogene Milliardengeschäft, so
ihr bürokratisch formulierter, gleich-
wohl vernichtender Befund, habe „in
wesentlichen Teilen nicht den Anfor-
derungen genügt, die aus der Lan-
desverfassung und der Landeshaus-
haltsordnung folgen“. Es sei „nicht in
ausreichendem Maß gelungen, Rege-
lungen zu vermeiden, die für das Land
wirtschaftlich nachteilig sind“.

Punkt für Punkt zerpflücken die
Prüfer Mappus’ vermeintlichen Coup
als unverantwortlichen Umgang mit
Steuermilliarden. Schon das „wichtige
Landesinteresse“, das nach der Haus-
haltsordnung der Einstieg bei einem
Unternehmen erfordere, sei „nicht
hinreichend dargetan“ worden. Die

Stadtkind-Kolumne

WieMünchen, nur anders
In der Lange Straße gibt es einen neuen
Laden, praktisch direkt ausMünchen -
undmit Gewürzen vom Sternekoch.
www.stuttgarter-zeitung.de/stadtkind
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Fernsehprogramm ______34 „Die Umgehung des Parlaments war ein Fehler“

H err Strobl, ein Tiefschlag folgt dem nächsten:
Jetzt kritisiert auch noch der Landesrech-
nungshof den ehemaligen Ministerpräsiden-

ten Stefan Mappus scharf. Hätten Sie sich in Ihren
schlimmsten Albträumen vorstellen können, welche
Auswirkungen der EnBW-Aktienkauf hat?
Nein, ehrlich gesagt, in dieserDimensionnicht.

Was sagen Sie zu demBericht?
Die Behauptung der Grünen und der SPD, es sei ein
zu hoher Kaufpreis gezahlt worden, wird durch den
Rechnungshof ausdrücklich nicht bestätigt. Die
grün-roteLandesregierungwäre gutberaten, dieBa-
cken nicht allzu sehr aufzublasen und einen Gang
zurückzuschalten, damit das Unternehmen, das den
Steuerzahlern gehört, nicht Schadennimmt. Ichwill
allerdings nicht abstreiten, dass der Rechnungshof
in seinem Gutachten eine ganze Reihe von Fehlern
aufgelistet hat. Der grundlegende und schwere Feh-
ler, von dem alles seinen Ausgang genommen hat,
war die Umgehung des Parlaments. Hier bestätigt
sich mein früher Eindruck, dass es auch eklatante
Beratungsfehler gegebenhat.

Als Generalsekretär waren Sie sehr nahe dran an dem
damaligenMinisterpräsidenten:Was hatMappus bei
seinemAlleingang geritten?
Beim Rückkauf der Aktien war ich nicht nahe dran,
ich war in das Verfahren nicht eingebunden. Ob der
Rückkauf insgesamt ein Fehler war, wird die Ge-
schichte zeigen. Ich habe aber schon gesagt, dass
Fehler im Verfahren gemacht wurden, etwa die Ein-
samkeit der Entscheidung. Ich gehe aber davon aus,
dass diese Fehler nicht absichtlich gemacht worden
sind.Manwollte das Beste für das Land.

Hat sich die CDUStefanMappus ausgeliefert?
Das sehe ich nicht so. Die CDU ist im Untersu-
chungsausschuss an der Aufarbeitung maßgeblich
beteiligt.

Muss sichdiePartei nicht stärker vomehemaligenMi-
nisterpräsidenten distanzieren?
Nicht alles war gut bei Stefan Mappus, aber es war
auch nicht alles schlecht. Ich bin gegen pauschale
Verurteilungen, will aber auch nicht die Fehler ne-
gieren. Ich plädiere für eine differenzierte Betrach-
tung. Es kann sich möglicherweise noch als ein Se-
gen erweisen, dass das Land Baden-Württemberg
Eigentümer dieses Unternehmens ist, das im Be-
reich der Daseinsvorsorge und der Energiewende
ein wichtiges Unternehmen ist. Wahr ist aber
auch: die Nichtbeteiligung und Umgehung des Par-
laments war ein schwerer Fehler, der zu Folgefeh-
lern geführt hat.

Gibt es nicht bereits CDU-Mitglieder, die ein Partei-
ausschlussverfahren gegenMappus fordern?
Ich will nicht verhehlen, dass uns kritische, ja wü-
tende Stimmen erreichen. Die Forderung nach
einemParteiausschluss aber ist,mitVerlaub, absurd.
Wir haben auch keine entsprechenden rechtskräfti-
genAnträge vorliegen.

Wie stark beschädigt die Affäre um den EnBW-Deal
dasVerhältnis vonPolitik undWirtschaft?
Es gibt ein weit verbreitetes, aber nicht richtiges
Vorurteil, dass die Banker den Politikern sagen, wo
es langgeht. Es ärgertmich sehr, dass dieser E-Mail-
Verkehr zwischen Mappus und Dirk Notheis dieses
Vorurteil nährt. Ich betone aber: esmuss das Primat
der Politik gelten. Und es gilt auch: es geht umMil-
lionen undMilliarden, es sindRecht undVerfassung
zu beachten, auch wennmanchemÖkonomen diese
Verfahren zu schwerfällig erscheinen. Diese Verfah-
ren, etwa die Beteiligung des Parlaments, dienen der
Sicherheit und der Fehlervermeidung. Das ist auch
derVorteil gegenüber einsamenEntscheidungen.

DasGespräch führte Andrea Koch-Widmann.

Interview Der CDU-Landeschef Thomas
Strobl gibt Fehler beim EnBW-Deal zu.
Ein Parteiausschlussverfahren gegen
Stefan Mappus aber sei „absurd“.

AffenhausDieWilhelma wird sich künftig von einzelnen
Tierarten verabschiedenmüssen, meint Erik Raidt. SEITE 19
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Neue Studie veröffentlicht

So grillen die Deutschen
Wogrillen die Deutschen am liebsten? Und sindMänner
die besseren Grillmeister? Eine neue Studie gibt Auskunft.
www.stuttgarter-zeitung.de/foto

Entdecken

HighHeels schaden den Venen
Nicht nur Bewegungsmangel und genetische Veranlagung
erhöhen das Risiko für Krampfadern. Auch hohe Absätze
behindern den Blutabfluss in den Beinen. SEITE 18

Stuttgart & Baden-Württemberg

Nachgefragter Nahverkehr
Die Stuttgarter Straßenbahnen (SSB) haben im Jahr 2011
mehr als 192Millionen Passagiere transportiert. SEITE 20

Punkt für Punkt zerpflücken die
PrüferMappus’ angeblichenCoup

„Schallender kann eineOhrfeige
nicht sein“, sagen dieGrünen

DueDiligenceDueDili-
gence bezeichnet die „ge-
botene Sorgfalt“, mit der
beimKauf oder Verkauf
vonUnternehmensbeteili-
gungen oder Immobilien
oder einemBörsengang
das Kaufobjekt imVorfeld
der Akquisition oder des
Börsengangs geprüft wird.
Due-Diligence-Prüfungen
analysieren Stärken und

Schwächen desObjekts
sowie die Risiken des
Kaufs oder Börsengangs.

Kritik „Das Land hätte sich
nachhaltig um eineDue
Diligence bemühenmüs-
sen“, kritisiert der Landes-
rechnungshof. Für eine sol-
cheWirtschaftlichkeits-
berechnungwäre es auch
erforderlich gewesen,

„diemit demKauf verbun-
denen Ertragserwartungen
kritisch zu überprüfen. Die
schlichte Fortschreibung
der in den letzten fünf Jah-
ren gezahlten Dividenden,
dieMorgan Stanley gelie-
fert haben, genügt diesen
Ansprüchen nicht“.We-
sentliche Risiken für das
Unternehmen seien nicht
berücksichtigt worden. StZ

WESENTLICHE RISIKEN NICHT BERÜCKSICHTIGT

Vernichtendes Zeugnis für Mappus

Gutachten Erst wollte sich der Rechnungshof partout nicht
mit dem EnBW-Deal befassen. Nachdem sie zum

Jagen getragen worden sind, bescheinigen die Prüfer dem
Ex-Premier schwerste Verstöße gegen die Verfassung

und das Haushaltsrecht. Von Andreas Müller

Tagesthema

Das 80-seitige Gutachten ist eine Generalabrechnung mit dem ehemaligenMinis-
terpräsidenten StefanMappus. Fotos: dapd, dpa
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Ihr Kontakt zur Stuttgarter Zeitung
ParteichefDerHeilbronner Bundestagsabgeordnete
Thomas Strobl (52) ist seit Juli 2011 Landeschef der CDU.
Zuvor hatte er von 2005 bis 2011 als Generalsekretär für
dieMinisterpräsidentenGünther Oettinger und Stefan
Mappus die politischen
Schlachten geschlagen.
Angesichts des Desasters,
dasMappusmit dem
EnBW-Deal angerichtet hat,
muss derMarathonläufer
nun auch politisch Ausdauer
und Zähigkeit zeigen,
um die CDUwie-
der aus demTief
zu führen. StZ

DER VORSITZENDE DER LANDESPARTEI

Fo
to
:d

pa

CDU-FDP-Regierung habe es „weder
ausreichend geprüft noch überzeu-
gend begründet“; eine konkrete Ge-
fahr für die Versorgungssicherheit et-
wa sei nicht erkennbar gewesen.

Auch die Pflicht, bei einem Aktien-
kauf für 4,7MilliardenEuro „dieWirt-

schaftlichkeit sehr sorgfältig zu unter-
suchen“, sehen die Prüfer grob ver-
letzt. Dazu hätte sich das Land „alle
mit vertretbarem Aufwand verfügba-
ren Informationen“ über die EnBW
beschaffen müssen. Die von der In-
vestmentbank Morgan Stanley vorge-
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Redaktion Landespolitik
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E-Mail: suedwest@stz.zgs.de

Weitere Nachrichten aus Baden-Württemberg
finden Sie auf SEITE 27

„Fratze der Kriminalität“

D er baden-württembergische Land-
tag hat vor einer Verharmlosung
von Motorradbanden gewarnt.

„Die Rocker sind keine harmlosen Wildlin-
ge mit langen Haaren, die ein bisschen ge-
fährlich aussehen und gerne Motorrad fah-
ren“, warnte der innenpolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Nikolaos Sakellariou.
„Wir haben es mit Kriminellen der übelsten
Sorte zu tun.“ Er verwies darauf, dass in-
zwischen fast zwanzig Prozent der organi-
sierten Kriminalität den Ro-
ckerbanden zugeschrieben
werden. Es gehe vor allem um
Menschenhandel, Prostitu-
tion, Drogen und schwerste
Gewaltdelikte.

Die Rocker betrieben neu-
erdings Öffentlichkeitsarbeit
und versuchten ihr Image auf-
zupolieren. In Reutlingen et-
wa inszenierte der dortige
Hells-Angels-Chef jüngst in der Marienkir-
che seine Hochzeit, vergangenes Wochen-
ende demonstrierten etliche vor dem Ge-
fängnis in Stuttgart-Stammheim gegen die
Verhaftung eines Mitglieds. „Wir Bürger
müssen davor geschützt werden, dass die
Rocker in ihrem martialischen Auftreten
den öffentlichen Raum besetzen“, forderte
Sakellariou, die „Fratze der Rockerkrimi-
nalität“ müsse erkannt werden.

Mehr als 800 Personen zählen in Baden-
Württemberg zu diesen organisierten,
streng hierarchisch strukturierten Banden,
den Hells Angels, den Bandidos, Gremium
und den Outlaws. Dazu kämen weitere
rund 1000 Personen von rockerähnlichen

Gruppierungen wie den Black Jackets und
den United Tribuns, die „große Sorge und
große Probleme“ bereiteten, erklärte der
Innenminister Reinhold Gall (SPD). Wegen
zahlreicher Straftaten hatte Gall vor einem
Jahr das Pforzheimer Hells Angels Charter
Borderland verboten. Im Frühjahr dieses
Jahres ging die Pforzheimer Polizei mit
einer Razzia gegen den Club vor, da er sich
nicht an das Verbot gehalten hatte. Der In-
nenminister zeigte sich zuversichtlich,

dass „das scharfe Schwert
Vereinsverbot“ letztinstanz-
lich bestätigt werde.

Thomas Blenke, der innen-
politische Sprecher der CDU-
Fraktion, sagte dem Innenmi-
nister Unterstützung bei der
Bekämpfung der Motorrad-
banden zu. Es dürfe nicht ak-
zeptiert werden, dass diese
mit ihrem Ehrenkodex bis hin

zur Selbstjustiz sich über den Staat stellten.
„Das staatliche Gewaltmonopol muss un-
verrückbar bleiben“, betonte Blenke.

Auch für Ulrich Sckerl, den Innenexper-
ten der Grünen, ist „die Zeit der Romantik“
vorbei. Die Banden hätten mafiöse Struktu-
ren. Die Schwerpunktbildung bei Polizei
und Landeskriminalamt sei das richtige
Mittel, diese organisierte Kriminalität bes-
ser zu bekämpfen. Sckerl und der FDP-Ab-
geordnete Ulrich Goll mahnten jedoch,
nicht alle Motorradfahrer in Sippenhaft zu
nehmen. „Wir wollen Kriminelle bekämp-
fen, nicht Motorradfahrer“, sagte Goll, der
an diesem Morgen seine Harley „vorsichts-
halber in der Garage gelassen“ hatte.

Landtag Innenminister Gall (SPD) weiß das Parlament beim Kampf
gegen Rockerbanden hinter sich. Von Andrea Koch-Widmann

Mitsprache für Studenten

D as Anhörungsverfahren zum Ge-
setzentwurf war so aufwendig wie
kaum ein anderes und doch werfen

CDU und FDP der Koalition vor, mit ihrer
Politik des Gehörtwerdens sei es nicht weit
her. Von den vielen Einwänden gegen die
Wiedereinführung der Verfassten Studie-
rendenschaft (VS) habe die Regierung kei-
nen übernommen, kritisierten Dietrich
Birk (CDU) und Timm Kern (FDP) an die
Adresse der Wissenschaftsministerin The-
resia Bauer (Grüne). Gestern hat der Land-
tag eine Verfasste Studieren-
denschaft eingeführt. Damit
folgt der Südwesten dem Vor-
bild der anderen Länder, nur
in Bayern gibt es keine VS.

Die Opposition stört sich
nach wie vor daran, dass alle
Studenten Mitglieder der VS
sind und dass „Zwangsbeiträge“ erhoben
werden. Sie hätten lieber Urabstimmungen
über die Einführung gehabt, die mit Min-
destbeteiligungen verbunden werden soll-
te. Sie schließen sich der Kritik von Achim
Bubenzer, dem Vorsitzenden der Landes-
rektorenkonferenz der Hochschulen für
angewandte Wissenschaften (früher FH)
an, der sagt: „Man kann Erwachsene nicht
für die Leidenschaft für Politik entflam-
men, wenn man sie zwingt, politisch tätig
zu werden.“

Auch missfällt CDU und FDP das, was
die Regierung „politisches Mandat“ nennt.
Die Opposition will nicht, dass sich Studen-
ten zu allen politischen Themen äußern
können. Die Regierung betont, das Mandat
erstrecke sich nur auf die Politikfelder, die

mit dem Studium zu tun hätten. Dazu kann
auch der ÖPNV gehören, wenn es beispiels-
weise um das Semesterticket geht. Die CDU
hat verfassungsmäßige Bedenken, wenn
sich die Studenten als eine Bevölkerungs-
gruppe äußern. Theresia Bauer hält die
Frage für geklärt, da auch andere Länder
das politische Mandat so definieren wie Ba-
den-Württemberg. Sie sicherte zu, zwei
Jahre nach Einführung der VS zu überprü-
fen, ob zusätzliche Kosten entstehen. Sie
betonte, die Regierung habe mehr als 20

Veränderungsvorschläge auf-
genommen.

Die liberalen Hochschul-
gruppen und der CDU-nahe
RCDS hatten ein Studenten-
parlament bevorzugt. Aber
auch in den Unabhängigen
Studierendenausschüssen

(UStA) ist die Freude nicht ungetrübt. Sie
fordern Nachbesserungen zum Beispiel
eine Direktwahl von Studentenvertretern
in den Hochschulgremien.

Nicht umstritten ist dagegen der zweite
Teil der Gesetzesnovelle. Damit beschloss
der Landtag die Stärkung der akademi-
schen Weiterbildung. Die Hochschulen sol-
len sich in Zukunft deutlicher für Berufstä-
tige öffnen. Die Regierung erwartet, dass
mehr Teilzeitstudiengänge angeboten wer-
den. Auch berufsbegleitende Studien sollen
ermöglicht werden. Leistungen, die außer-
halb der Hochschulen erbracht wurden,
sollen angerechnet werden. Für die Weiter-
bildung können Gebühren erhoben wer-
den, die Vergütung der Hochschullehrer
sollen die Einrichtungen selbst regeln.

Hochschulgesetz Die Koalition hat gegen erbitterten Widerstand die
Verfasste Studierendenschaft wieder eingeführt. Von Renate Allgöwer

I n der grün-roten Koalition zeichnet
sich ein Streit um die Frauenquote für
die Kandidatenlisten bei Kommunal-

wahlen ab. Die Grünen haben am vergange-
nen Wochenende einen Parteitagsbe-
schluss gefasst, der eine Änderung des
Wahlrechts vorsieht. Künftig sollen die
Kandidatenlisten nach dem Reißver-
schlussverfahren abwechselnd mit Frauen
und Männern besetzt werden – und zwar
verpflichtend. Nur so könne der niedrige
Frauenanteil in den Gemeinderäten (22
Prozent) und in den Kreistagen (16 Pro-
zent) erhöht werden, sagte die Grünen-
Landesvorsitzende Thekla Walker.

Doch nun meldet der innenpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Niko-
laos Sakellariou, „erhebliche verfassungs-
rechtliche Bedenken“ an. Zwar stehe außer
Frage, dass der Frauenanteil in den Kom-
munalparlamenten erhöht werden müsse,
schreibt Sakellariou in einem Positions-
papier. Er warnt aber davor, die gute Sache
durch einen möglichen Verfassungsverstoß
in eine „politische Katastrophe“ zu führen.
Der SPD-Politiker verweist auf das in Arti-
kel 21 des Grundgesetzes verankerte Par-
teienprivileg, welches den Parteien das
Recht gewährleiste, die Bewerberaufstel-
lung nach den eigenen politischen Vorstel-
lungen und Überzeugungen vorzunehmen.

Wenn der Landtag mit einer gesetzli-
chen Regelung im Kommunalwahlrecht die
Quotierung erzwinge, gerate er mit dem
Grundrecht der Parteienfreiheit in Kon-
flikt. Dazu komme: Wenn eine Partei – aus
welchen Gründen auch immer – mehr
Männer als Frauen in ihren Reihen zähle,
könne der Zwang zur Quotierung zu einem
„unverhältnismäßigen Ungleichgewicht
innerhalb einer politischen Partei und der
dortigen Mehrheitsverhältnisse führen“.
Letztlich müsse es den Parteien überlassen
bleiben, mit welchem personellen Angebot
sie vor die Wähler treten. Mehr als die Hälf-
te der Wähler in Baden-Württemberg seien
Frauen. „Wenn derzeit ein Überhang an
Männern feststellbar ist, so ist dies auch
durch das mehrheitliche Votum von Frau-
en zustande gekommen.“

Eine „starre Quotierung“ verstößt laut
Sakellariou auch gegen die in Artikel 38 des
Grundgesetzes gewährleistete Wahlgleich-
heit: das Geschlecht als bestimmendes Kri-
terium für die Platzierung auf der Liste
komme einer Einschränkung des passiven
Wahlrechts nahe. Bei Grünen-Landesche-
fin Thekla Walker ziehen diese Argumente
nicht. Sie führt Artikel 3 des Grundgesetzes
an, in dem seit 1994 steht, dass der Staat die
„tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern“ zu
fördern habe. Außerdem gebe die Möglich-
keit des Panaschierens und Kumulierens
den Wählern die Möglichkeit, die Quotie-
rung auf der Wahlliste zu durchbrechen.
Die CDU hatte zuletzt vorgeschlagen, die
Parteien sollten sich auf freiwilliger Basis
auf eine Quotierung verständigen.

Wahlrecht Der SPD-Innenexperte
Sakellariou hat Bedenken wegen
der Verfassung. Von Reiner Ruf

Grün-Rot ist
bei Frauenquote
uneinig

Ermittler prüfen Bericht des Rechnungshofes

N ach dem vernichtenden Prüfbe-
richt des Landesrechnungshofs ge-
rät die Staatsanwaltschaft Stutt-

gart unter wachsenden Druck, doch noch
Ermittlungen zum EnBW-Deal aufzuneh-
men. Die Behörde habe das 80-seitige Gut-
achten angefordert und werde es nun aus-
werten, berichteten das Justizministerium
und die übergeordnete Generalstaatsan-
waltschaft auf StZ-Anfrage. An der Prü-
fung, „deren Ergebnis abzuwarten bleibt“,
werde auch die Schwerpunktabteilung für
Wirtschaftskriminalität beteiligt, sagte ein
Sprecher des Generalstaatsanwaltes.

Federführend für die Aufarbeitung des
EnBW-Skandals ist weiterhin die „politi-
sche“ Abteilung des umstrittenen Ober-
staatsanwalts Bernhard Häußler. Trotz
zahlreicher Strafanzeigen, teilweise auch
von Juristen, hatte diese bisher keinen An-

lass für Ermittlungen gesehen. Zuletzt hat-
te es nach dem Bekanntwerden der E-Mails
des Investmentbankers Dirk Notheis ge-
heißen, man sehe nach wie vor keinen An-
fangsverdacht, beobachte aber weiterhin
die Arbeit des Untersuchungsausschusses.
Nun wurde ein förmlicher „Beobachtungs-
vorgang“ eingeleitet, wie eine Sprecherin
sagte. Zudem gebe es zwei neue Anzeigen.

Angesichts der Befunde des Rechnungs-
hofs erscheint die Einschätzung der Staats-
anwaltschaft zusehends fraglich, es gebe
keine Anhaltspunkte für ein „treuwidriges
Risikogeschäft“ oder einen Verstoß gegen
die Regeln der „kaufmännischen Sorgfalt“.
Die Prüfer sprechen demgegenüber von
schweren Verstößen gegen das Haushalts-
recht und unwirtschaftlichem Verhalten zu
Lasten des Landes. Strafrechtlich relevant
könnten etwa Rügen im Zusammenhang

mit der Beauftragung von Morgan Stanley
sein. Für das Honorar von knapp 13 Millio-
nen Euro habe es keinen Haushaltsansatz
und keine Verpflichtungsermächtigung ge-
geben, moniert der Rechnungshof und
nennt es „zweifelhaft“, ob die Höhe „wirt-
schaftlich“ gewesen sei.

Die bisherige Weigerung der Staatsan-
waltschaft, tätig zu werden, stößt derweil
bundesweit auf Verwunderung.
Das „Handelsblatt“ wertet den
Prüfbericht als „Anklage-
schrift“ und zitiert den Wirt-
schaftsstrafrechtler Thomas
Rönnau mit den Worten:
„Wenn fremdes Vermögen ver-
schleudert wurde, ohne er-
sichtlichen Grund, gerät Un-
treue in den Blick.“ Die „Hessi-
sche-Niedersächsische Allgemeine“ in
Kassel kommentierte: „Strafrechtliche Er-
mittlungen sind nach diesen Feststellungen
zwingend erforderlich.“

Justizminister Rainer Stickelberger
(SPD) sieht nach Auskunft einer Spreche-

rin weiterhin „keinen Anlass“ für eine Wei-
sung an die Staatsanwaltschaft. Er lehne
„jegliche politische Einflussnahme“ auf die
Arbeit der Ermittler ab. Denkbar wäre je-
doch, dass das Land selbst Strafanzeige
gegen die Verantwortlichen des EnBW-
Deals erstattet – so wie es das jüngst im Fall
des Chefs der Schlösserverwaltung tat, ge-
gen den wegen eines Gratisurlaubs ermit-

telt wird. Auf die Frage nach
dieser Möglichkeit sagte Mi-
nisterpräsident Winfried
Kretschmann: „Das müssen
wir alles prüfen.“

CDU und FDP bekommen
im Bestreben, die Schiedsklage
gegen die EdF zu erhalten, der-
weil Unterstützung von der
Landtagsverwaltung. In einem

Gutachten gelangt diese zum Ergebnis, das
Land sei nicht gehindert, die Klage dem
EnBW-Ausschuss zu überlassen – allerdings
auch nicht verpflichtet. Bisher hat die Regie-
rung dies wegen der vereinbarten Vertrau-
lichkeit abgelehnt.

EnBW-Deal Der Justizminister will die Staatsanwälte nicht anweisen.
Das Land könnte selbst Strafanzeige erstatten. Von Andreas Müller

PrinzWillem-Alexander undMáxima werden Baden-Württemberg besuchen. Foto:dpa

Gemeindeprüfer

Kommunalfinanzen
wieder im Plus
Nach zwei Krisenjahren mit dickem Minus
haben die Städte und Gemeinden in Baden-
Württemberg 2011 ein Plus von rund 1,65
Milliarden Euro verbucht, teilte die Ge-
meindeprüfungsanstalt (GPA) am Mitt-
woch in Karlsruhe mit. Für 2012 erwartet
die Behörde ein „mindestens ebenso gutes
Ergebnis“. Die Gesamtverschuldung steige
dennoch weiter, die kommunale Krise sei
nicht überwunden. Gründe für die guten
Zahlen seien die „stark gestiegenen Ein-
nahmen aus der Gewerbesteuer, die gute
Konjunktur, historisch niedrige Zinsen
und Zurückhaltung bei den Investitionen“,
sagte GPA-Chef Klaus Notheis. Im Länder-
vergleich hatte Baden-Württemberg 2011
die geringste kommunale Verschuldung.
Von den Gemeinden über 4000 Einwohner
waren im vergangenen Jahr 86 schulden-
frei – als größte Stadt Bietigheim-Bissingen
(Kreis Ludwigsburg), gefolgt von Engen
(Kreis Konstanz) und Möckmühl (Kreis
Heilbronn). Die rote Laterne trägt Aulen-
dorf im Kreis Ravensburg (5613 Euro). lsw

Die Hochschulen
sollen sich künftig
deutlicher für
Berufstätige
öffnen.

Die Hells Angels berei-
ten Probleme. Foto: dpa

„Wenn fremdes
Geld verschleudert
wurde, gerät
Untreue in den
Blick.“
Der Wirtschaftsstrafrechtler
Thomas Rönnau

Kronprinzenpaar geht auf
Werbetour für seine Heimat

B aden-Württemberg erwartet könig-
lichen Besuch. Der niederländische
Thronfolger Kronprinz Willem-

Alexander und seine Gattin, Prinzessin
Máxima, haben die Absicht, im kommen-
den Frühjahr dem Land eine kurze Visite
abzustatten. Das sagte der niederländische
Botschafter Marnix Krop am Rande eines
Aufenthaltes in Stuttgart. Das königliche
Paar wird allerdings keine Vergnügungsrei-
se absolvieren. Es werde ein Arbeitsbesuch
an der Spitze einer Delegation aus Vertre-
tern der niederländischen Wirtschaft, er-
klärte der Diplomat weiter.

Die Visite des Thronfolgers und seiner
Frau in Baden-Württemberg ist Teil einer
langfristig angelegten Initiative der nieder-
ländischen Regierung. Ziel ist, die Zusam-
menarbeit zu verstärken. Die Beziehungen
der Niederlande zum großen Nachbarn
Deutschland seien eine Erfolgsgeschichte,
unterstreicht Marnix Krop. „Unsere Fir-
men investieren jedes Jahr über 120 Mil-
liarden Euro in Deutschland und schaffen
damit mehr als 600 000 Arbeitsplätze vor
Ort“, erklärte der Botschafter nach Besu-
chen einiger Unternehmen und Kulturein-
richtungen im Land. Die wirtschaftlichen
und kulturellen Verflechtungen seien nur
noch mit denen mit den USA und Kanada
zu vergleichen.

Die Regierung in Den Haag sieht aller-
dings auch ein Problem: die Zusammen-
arbeit konzentriert sich bisher vor allem

auf die beiden benachbarten deutschen
Bundesländer Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen. „Hier wollen wir die Ge-
wichte in Zukunft etwas verschieben“, er-
klärte der Botschafter in Stuttgart.

Vor allem Baden-Württemberg ist ein
attraktiver Markt. Denn die Niederlande
exportieren nicht nur Tulpen und Toma-
ten, sondern sind, nach Angaben des Bot-
schafters, auch ein wichtiger Standort für
viele Automobilzulieferer. Diese sorgten
vom Sonnendach über das Automatikge-
triebe bis zum Navigationsgerät für die ge-
hobene Ausstattung vieler Fahrzeuge.
„Wenn man ein deutsches Auto fährt, kom-
men rund 25 Prozent des Wagens aus den
Niederlanden“, unterstrich der Diplomat.

Als einen zukunftsträchtigen Sektor für
die Kooperation erkannte Krop auch den
Energiebereich. Die Niederlande seien ein
Exporteur von Strom, der auch aus Gas-
kraftwerken gewonnen werde. Die zählten
zur sogenannten Brückentechnologie und
könnten für Deutschland nach dem Ab-
schalten der Atomkraftwerke in langen,
kalten, düsteren und windstillen Wintern
von großem Nutzen sein. Im selben Atem-
zug merkte der Botschafter noch an, dass
Flüssiggas oft in Rotterdam verladen wer-
de: „Das ist übrigens der größte Hafen
Deutschlands. Dort werden so viele Güter
für den Transport aus und nach Deutsch-
land umgeschlagen, wie in den Häfen Ham-
burgs und Bremens zusammen.“

Wirtschaft Die Niederlande haben Baden-Württemberg als großen
Absatzmarkt für ihre Exporte erkannt. Von Knut Krohn
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Grün-Rot ist beim Sparen noch ganz am Anfang

D ie Zeit der ausgeglichenen Haus-
halte ist vorbei. Für die kommen-
den zwei Jahre plant die Landesre-

gierung neue Schulden in Höhe von insge-
samt 3,2 Milliarden Euro. Das ist ein
Rückschritt, hatte das Land doch in den
vergangenen fünf Jahren immerhin vier-
mal die Nettonull erreicht: 2008 und 2009
legte die Regierung Oettinger ausgegliche-
neHaushalte vor, 2011und2012gelangdies
auch der grün-roten Koalition unter Füh-
rung vonWinfriedKretschmann.

NurStefanMappusnahm2010denKre-
ditmarkt zusätzlich in Anspruch: 1,6 Mil-
liarden Euro neue Schulden fielen an. Dies
war indes kein Ausdruck von Verschwen-
dungssucht, sondern dem Wirtschaftsein-
bruch infolge der Finanzkrise geschuldet.
Mappus frevelte dafür an anderer Stelle.
Für den Rückkauf der EnBW-Aktien im

Wert von 4,7 Milliarden Euro schuf er eine
Art Schattenhaushalt.

Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) und Finanzminister Nils
Schmid (SPD) bemühten sich gestern bei
der Vorstellung der Eckpunkte für den
Doppelhaushalt 2013/2014 redlich, den
Kulissenwechsel – weg von der Nettonull,
hin zurNeuverschuldung – zu erklären. 2,5
MilliardenEurobeträgt dieDeckungslücke
im Etat. Laut Finanzminister Schmid ent-
fallen dabei 560MillionenEuro auf fehlen-
de Einnahmen, knapp zwei Milliarden
Euro auf steigendeAusgaben.

Um bei Letzteren zu bleiben: etwa 630
Millionen Euro kommen zum Beispiel bei
den Personalausgaben hinzu: 330 Millio-
nen Euro für höhere Gehälter, 300 Millio-
nenEuro für die steigendeZahl der Pensio-
näre sowie die Beihilfe, also die Kranken-

versorgung der Beamten. Auf der
Einnahmeseite des Etats fehlen nach Aus-
kunft Schmids vor allemdie Rücklagen, die
in den vergangenen Jahren zuverlässig zur
Verfügung standen. Die
Steuerquellen sprudeln zwar
noch immer, doch nicht mehr
so starkwie zuletzt.

Bis zum Jahr 2020 muss
das strukturelle Defizit von
mindestens 2,5 Milliarden
Euro aus dem Haushalt he-
rausgeschwitzt werden. Dann
tritt die Schuldenbremse des
Grundgesetzes in Kraft, die
Länder dürfen keine neuen
Schuldenmehrmachen, es sei
denn, es käme zu einer schweren Rezes-
sion. Regierungschef Kretschmann und
sein Finanzminister sprachen von einem
„Abbaupfad“, auf den sie sich begeben.
Kretschmann sagte, der Doppelhaushalt
sei eine schwierige Angelegenheit, „aber
wenn wir den Abbaupfad einhalten wollen,
müssen wir jetzt anfangen“. Damit der An-

fang nicht gar zu beschwerlich wird, fasst
dasLandzunächst einmal tief hinein inden
kommunalen Finanzausgleich. Finanzmi-
nister Schmid wollte gestern noch nicht

verraten, wie viel er abzweigt.
Zu rechnen ist mit etwa 400
MillionenEuro.Zuletztwaren
es 365 Millionen Euro. Es
handelt sich also umdie bloße
Fortschreibung einer schon
länger geübten Praxis. Struk-
turelles Sparen sieht anders
aus. DasGreifen in fremdeTa-
schen ist noch kein Sparen.
Zusammen mit einem Spar-
beitrag des öffentlichen
Dienstes lautet das Sparziel

für 2012 insgesamt 550MillionenEuro. Bis
2020 sollen dann pro Jahr jeweils etwa 250
bis 300 Millionen Euro zusätzlich gespart
werden, um 2020 zu einer dauerhaften
Nullverschuldung zu kommen. Aus dieser
Strategie erhellt sich: mit jedem Jahr wer-
den die Einschnitte schmerzhafter, das Ge-
lingen ist fraglich.

Haushalt Die Landesregierung stöhnt schon jetzt, doch die Sanierung
des Etats wird erst in den nächsten Jahren schwierig. Von Reiner Ruf

D ie beiden Themen bescheren der
EnBW gleichermaßen Negativ-
schlagzeilen, scheinen aber nichts

miteinander zu tun zu haben. Hier der
Skandal um den Aktienrückkauf durch Ex-
Ministerpräsident Stefan Mappus, da die
Affäre um undurchsichtige Russlandge-
schäfte, deretwegen neuerdings die Staats-
anwaltschaft ermittelt – ein Zusammen-
hangwar bis jetzt nicht ersichtlich.

Nun aber stellt sich heraus, dass es sehr
wohl einen gab, sogar einen hochbrisanten:
Nachforderungen der Électricité de France
(EdF) wegen der „russischen Angelegen-
heit“, enthüllennochunveröffentlichteRe-
cherchen des Landesrechnungshofes, hät-
ten den EnBW-Deal fast in letzter Minute
platzen lassen. Sie waren der Anlass für die
inzwischen bundesweit bekannte Wut-
Mail, in der der Investmentbanker Dirk
Notheis den Franzosenmit einer Interven-
tion von Bundeskanzlerin Angela Merkel
drohte. Die müsse sich für Mappus einset-
zen, weil er sie sonst parteiintern „mit sei-
nenTruppen killen“ könnte.

Wenige Tage vor Vertragsabschluss hat-
ten die EdF-Vertreter ein neues, überra-
schendes Ansinnen nachgeschoben: Ihre
bisherigen Aufsichtsratsmitglieder bei der
EnBW – darunter der Europa- und der
Deutschlandchef – müssten von der Haf-
tung für den „russian deal“ freigestellt wer-
den. Siewolltenkeineswegs für jeneMillio-
nen in Regress genommen
werden, die der Karlsruher
Energiekonzern durch seine
Geschäfte mit dem Moskauer
Lobbyisten Andrey Bykov zu
verlieren drohte. Notheis war
überdasBegehrendeshalbbe-
sonders empört, weil er es für
unerfüllbar hielt. „Was wird
hier gespielt?“, schrieb er auf
Englisch an den EdF-Finanz-
chef. „Niemand auf der Welt“,
schon gar nicht ein für Justiz
und Gerichte zuständiges
Bundesland, könne einen sol-
chen Haftungsausschluss ge-
währen. „This is an absolute
no go! Get rid of those games!“

In einer Mail an seinen
Kollegen Kai Tschöke und
einen der Anwälte wurde der Banker noch
deutlicher. EdF räume einerseits ein „mög-
liches schuldhaftesVerhalten“einundwol-
le andererseits eine solche Garantie – „das
geht zuweit“.ErwerdeMappusempfehlen,
das geplanteTelefonatmitEdF-ChefHenri
Proglio abzusagen „und stattdessen eine
Pressekonferenz in Stuttgart zu geben, den
gesamten Fall publik zumachen und zu er-
klären, dassdieEdFausAngst vordenKon-
sequenzen des russischen Atomskandals
die Schraube überdreht hat und er sich
nicht erpressen lässt“. Am Ende kam es
doch nicht zum Eklat, die Franzosen be-
standen nicht auf ihrer Forderung. Die ge-
wünschte Freistellung erhielten sie nur für
die Monate zwischen der Vertragsunter-
zeichnung und dem Abschluss der Trans-
aktion, nicht aber für die Zeit davor.

Eines irritierte die Prüfer des Rech-
nungshofs anderEskalation auf derZielge-
raden besonders: wenn die Russlandthe-
matik derart wichtig gewesen sei, dassman
ihretwegen sogar die gesamten Verhand-
lungen hätte platzen lassen, hätte sie Ein-
fluss auf den Kaufpreis haben müssen.
Doch das Prozessrisiko durch die Ausei-
nandersetzungenmit Bykov, die die EnBW
schon rund 50Millionen Euro gekostet ha-
ben, sei nicht berücksichtigtworden.

Die Verbindung zur Bykov-Affäre ist
einer der spannendsten Punkte im 90-sei-
tigen Gutachten des Rechnungshofes, von
dem bis jetzt nur die vierseitige Zusam-
menfassung bekannt ist. Schon diese fällt
fürMappus und seinen BankerfreundNot-
heis, wie berichtet, vernichtend aus: Lan-
desverfassung und Haushaltsgrundsätze
seien in vielerlei Hinsicht grob missachtet
worden. Doch die Langfassung enthält
noch ungleich mehr Zündstoff. Brisant ist

etwa, was der frühere EnBW-
Chef Gerhard Goll den Prü-
fern berichtete.

Ein halbes Jahr vor dem
Deal habe die EdF weder, wie
vonMappus behauptet, unbe-
dingt dieMehrheit inKarlsru-
he haben wollen noch den
Verkauf ihrer Anteile geplant.
Bei einem Treffen in Paris, so
Goll, habe ihm EdF-Chef Pro-
glio zwar dargelegt, dass die
Situation für die Franzosen
„unbefriedigend“ sei, sie hät-
ten aber anLösungen gearbei-
tet: der Konsortialvertrag mit
dem Zweckverband Ober-
schwäbische Elektrizitäts-
werke (OEW) sollte neu ver-
handelt werden, der Auf-

sichtsratsvorsitzende und OEW-Berater
Claus Dieter Hoffmann möglichst durch
„eine andere Person“ ersetztwerden.

Über das Treffen habe er Mappus vor
dessen Gespräch mit Proglio im Juli be-
richtet. Sein Rat an ihn: Er solle sich als
Vermittler zwischen OEW und EdF anbie-
ten, um die Zusammenarbeit zu verbes-
sern. Nach seiner Erinnerung im Oktober
erfuhr Goll dann aber aus Paris, dass Map-
pus die Anteile zurückkaufen wolle. Der
EdF-Chef sei „überrascht und unentschie-
den“ gewesen, auch im Vorstand habe es

zwei Lager gegeben. Am Ende setzte sich
jenes durch, dessen Sicht der frühere
EnBW-Chef so schilderte: Da sich die wirt-
schaftliche Lage des Karlsruher Konzerns
„rapide“ zuverschlechterndrohe, dürfedas
„sehr günstige Angebot des Landes nicht
ausgeschlagenwerden“.

Erkennbar fassungslos schildern die Fi-
nanzkontrolleure, wie es zum Preis von
41,5 Euro je Aktie kam. Obwohl bei dem
Milliardendeal über ein Sechstel des Lan-
deshaushalts verfügt wurde, habe es keine
gründliche Unternehmensbewertung ge-
geben: Anstelle einer vertieften „Due Dili-
gence“-Prüfung, bei der auch interne
Daten ausgewertet werden, habe Morgan
Stanley nur eine weitaus weniger aussage-
kräftige „Fairness Opinion“ abgegeben.
Gleichwohl sprachenMappus und Notheis
stets von einer Due Diligence auf der Basis
öffentlich verfügbarer Informationen – of-
fenbar bewusste Augenwischerei. „Eine
Due Diligence bei der EnBW erfolgte
nicht“, hatten die Anwälte von Gleiss Lutz
zuvor ehrlich festgestellt,wasNotheis’Kol-
legen Tschöke arg missfiel: „Wennmöglich
ehervermeiden“ sollemandenHinweis auf
die fehlendePrüfung.

Ein tiefer Einblick ins Unternehmen,
argumentiert der Rechnungshof, wäre
dringend nötig und durchaus möglich ge-
wesen. Anstatt „die Katze im Sack“ zu kau-
fen, wären dann diverse Risiken offenbar
geworden. Als Beispiele nennen die Prüfer

die Beteiligungen am Oldenburger Regio-
nalversorger EWE und der Energieversor-
gungNiederösterreich (EVN), die später zu
Abschreibungen von mehr als 600 Millio-
nenEuro führten.DerStreit umdasLeipzi-
ger GasunternehmenVNGhätte EnBWso-
gar fast 1,5Milliarden Euro kosten können.
Für diese Risiken „hätte versucht werden
müssen, Abschläge vom Kaufpreis durch-
zusetzen“, urteilen die Finanzkontrolleu-
re. Stattdessen habe Mappus einen Auf-
schlag von rund einerMilliarde Euro dafür
bezahlt, dass er die Anteile später erklär-
termaßen in andere Hände weitergeben
wollte. Den „Paketzuschlag“ hätte er näm-
lichnichterhebenkönnen,wenndieAktien
an diverse Stadtwerke gegangenwären.

Erkennbar für unseriös hält der Rech-
nungshof Mappus’ Kalkül, die Milliarden-
anleihen für den Aktienkauf durch die
EnBW-Dividende zu finanzieren; das Land
mache dabei sogar noch Gewinn. Auch
Morgan Stanley sei bewusst gewesen, wie
fragwürdig diese Rechnung war. Man habe
„eigentlich keine Basis“, um – wie der Ex-
Premier – von einer bei 1,50 Euro bleiben-
den Dividende auszugehen, schrieb der
Banker Tschöke an einen der Anwälte.
Noch offener äußerte er sich gegenüber
den PR-Beratern, die den Deal vermarkten
sollten: „Wie schon mehrfach angemerkt
ist unsere Argumentation des Dividenden-
überschusses über die Finanzierungskos-
ten am angreifbarsten.“ Öffentlich ließ
Mappus indes keinerlei Zweifel erkennen.

Besonders schwer dürfte den Altminis-
terpräsidenten die Einschätzung desRech-
nungshofes zu seiner Glaubwürdigkeit
treffen. Wenn sie die Verfassungswidrig-
keit des Milliardendeals auch nur erahnt
hätten, wäre das Geschäft sofort abgebro-
chen worden, hatten Mappus und sein Ex-
Staatsminister Helmut Rau versichert.
„Diese Aussage überzeugt jedoch nicht“,
schreiben die Prüfer. Schon aus denUnter-
lagen ergebe sich, dass die beiden „keines-
wegs gutgläubig davon ausgehen konnten,
der Weg (über das Notbewilligungsrecht,
dieRed.) sei eine problemloseAlternative“.
Dafür hätten die Rechtsanwälte „deutlich
genug auf dieRisiken (. . .) hingewiesen“.

Russlandaffäre ließ EnBW-Deal fast platzen

Die Franzosen wollten eigentlich an der EnBW festhalten, berichtete der frühere Konzernchef Gerhard Goll den Prüfern. Foto: dapd

Gutachten Der Rechnungshof
enthüllt brisante Fakten und lässt
Mappus wie Notheis schlecht
aussehen. Von Andreas Müller

Die Schlüsselfigur im „russischen Atomskandal“: der Lobbyist Andrey Bykov Foto: StZ

„DieseAussage
überzeugt nicht.
DieAkteurewaren
keineswegs
gutgläubig.“
Rechnungshof zu Mappus,
hier Präsident Munding

Foto: StZ

Mannheim

Nicht existierendes
Gold für die Anleger
DieMannheimerWirtschaftsstaatsanwalt-
schaft hat Anklage gegen einen Kaufmann
erhoben, der zwei Jahre lang nicht existie-
rendes Gold verkauft und vertrauensselige
Anleger um 4,33 Millionen Euro gebracht
haben soll. Der 34-Jährige, der aus Bayern
kam, soll als Verantwortlicher einer Bank
auf den Komoren zwischen 2009 und 2011
von einer Vertretung inMannheim aus An-
legern Feingold zum halben Marktpreis
versprochen haben. Er erklärte, das Edel-
metall werde zwei Jahre lang in der Bank
verwahrt, die es anschließend zum doppel-
ten Preis zurückkaufe. Sie könne das Gold
so günstig anbieten, weil sie Anteilseigne-
rin einerMine in Sierra Leone sei.

366 Anleger aus ganz Deutschland sind
nach Angaben des Sprechers der Staatsan-
waltschaft auf dieAngebotehereingefallen.
Tatsächlich habe das verkaufte Gold nicht
existiert.DasGeldderAnlegerhabederBe-
schuldigtebenutzt, umProvisionenanVer-
triebsmitarbeiter zu zahlen und selbst teils
hochriskante Anlagen zu tätigen. So habe
er ohne Sicherheiten 1,5 Millionen Euro in
Neuseeland investiert, sich an einer Bar in
Mailand beteiligt oder Schürfrechte für
eine Goldmine in Brasilien erworben. Auf
seine Spur seimandurch einenZufallsfund
bei einer Durchsuchung in einem anderen
Fall gekommen, sagte der Sprecher. joe

Berlin

Kanzlerin Gast bei
Stallwächterparty
Nach derWahlschlappe der CDU inBaden-
Württemberg im vergangenen Jahr hatte
BundeskanzlerinAngelaMerkel (CDU)der
neuen grün-roten Regierung noch einen
Korb gegeben. Doch diesmal hat sie ihr
Kommen zur traditionellen Stallwächter-
party in der Landesvertretung Baden-
Württemberg zugesagt, bestätigte einSpre-
cher von Bundesratsminister Peter Fried-
rich (SPD) am Dienstag in Stuttgart. Die
CDU-Chefin ist derprominentesteGast bei
dem Sommerfest, bei dem dieses Mal auch
der 60.Geburtstag desLandes gefeiertwer-
den soll. Motto: „Wir feiern in die Zukunft
rein.“ Der musikalische Top-Act blieb als
rundeGeburtstagsüberraschung geheim.

Es werden 1500 Gäste erwartet. Merkel
wird voraussichtlich noch zwei Minister
aus ihrem Kabinett dabeihaben: Kanzler-
amtschef Ronald Pofalla und Forschungs-
ministerin Annette Schavan (beide CDU),
die ihren Wahlkreis in Ulm hat und früher
das Kultusressort in Stuttgart geleitet hat.
Angekündigt haben sich auchMerkels Par-
teigeneral Hermann Gröhe und Regie-
rungssprecher Steffen Seibert. Die SPD ist
unter anderem mit dem rheinland-pfäl-
zischen Ministerpräsidenten Kurt Beck
und dem neuen Regierungschef in Kiel,
Torsten Albig, vertreten. Gastgeber Win-
fried Kretschmann (Grüne) darf sich auch
auf grüne Bundesprominenz freuen: Die
Fraktionsvorsitzenden im Bundestag, Re-
nate Künast und Jürgen Trittin, sowie Par-
teichef CemÖzdemirwollenmitfeiern. Die
FDPwehrt auch ein Jahr nach demMacht-
verlust in Stuttgart noch immer Einladun-
gen zu grün-roten Feiern im großen Stil ab.
DerWehrbeauftragtedesBundestags,Hell-
mut Königshaus (FDP), kennt da keine Be-
rührungsängste. dpa

G9-Züge

Sieben Gymnasien
stellen komplett um
Fast jede dritte der 22 Modellschulen mit
neunjährigen Zügen stellt ganz um: Sieben
Gymnasienbieten vomkommendenSchul-
jahr an nur noch den neunjährigen Weg
zum Abitur an. Aber auch an den übrigen
Versuchsschulen sinddie längerenZüge im
Vergleich zu den achtjährigen beliebter.
Nach Angaben des Kultusministeriums
werden kommendes Schuljahr insgesamt
78 G9-Züge und 23 G8-Züge eingerichtet.
Damit besuchen andenModellschulen ins-
gesamt 2179 Schüler einen G9-Zug, 502
einen G8-Zug. Nach den Worten von Mi-
nisterin Gabriele Warminski-Leitheußer
(SPD) ist der Schulversuch hinsichtlich der
eingesetzten Ressourcen voll im Plan. Für
den gesamten Schulversuch an dann insge-
samt 44 Modellschulen sind 133 Lehrer-
stellen veranschlagt. Für die zweite
Tranche, die zum Schuljahr 2013/14 mit
demSchulversuch starten soll, läuft dieAn-
tragsfrist noch bis AnfangDezember. dpa

PrüferDer EnBW-Ausschuss
tagt am Freitag nächsterWo-
chewieder. Als Zeugenwer-
den dann der Rechnungshof-
chefMaxMunding, sein Vize
Günter Kunz und die zuständi-
ge Chefprüferin Hilaria Dette

befragt. Sie sollen über ihr
GutachtenAuskunft geben,
aber auch dazu, warum sie
erst so spät tätig wurden.

BankerZudem sind zwei wei-
tere (Ex-)Mitarbeiter der In-

vestmentbankMorgan Stan-
ley geladen. Die Bank hatte
die Kritik des Rechnungshofs
scharf zurückgewiesen. Sie
kannte das vollständige Gut-
achten damals jedoch noch
nicht und forderte es an.mül

DIE FINANZKONTROLLEURE ERLÄUTERN IHR GUTACHTEN

„Manmuss das
betrachtenwie
dieAlpen. Sie sind
einfachda, auch
wenn sie einemdie
Sicht nach Italien
versperren.“
Winfried Kretschmann
über die Schuldenbremse
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Anwaltskanzlei Gleiss Lutz sein; das
Land habe in den Ministerien schließ-
lich erfahrene eigene Juristen.

Der Sinneswandel kam indes spät,
sehr spät. Mehr als anderthalb Jahre
verstrichen seit dem Coup vom 6. De-
zember 2010, ehe Ermittlungen anlie-
fen. Dabei hatte es gleich danach etliche
Strafanzeigen gegeben – und seither
immer wieder. Mal machten darin Bür-
ger nur allgemein ihrem Unmut Luft,
mal erläuterten Juristen konkrete An-
haltspunkte für einen Anfangsverdacht
– etwa wegen der Einschaltung von
Morgan Stanley. Doch die Staatsan-
waltschaft konnte nie einen Anlass zum
Tätigwerden erkennen. Noch vor der
Landtagswahl, früher als ursprünglich
angekündigt, wur-
den die ersten An-
zeigeerstatter be-
schieden, dass es
nichts zu ermitteln
gebe.

Seither wurden
mehrfach ausführ-
liche „Nichtein-
leitungsverfügun-
gen“ verschickt –
auch an jene baye-
rische Staatsan-
wältin, die über
ihre Stuttgarter
Kollegen fassungs-
los war. Es grenze
an „Strafvereite-
lung im Amt“, em-
pörte sie sich,
wenn die Staatsan-
waltschaft nicht endlich aktiv werde.
Doch die stellte sich bis vor wenigen Ta-
gen stur: Nein, es gebe keine Anhalts-
punkte für ein „treuwidriges Risikoge-
schäft“, ein Verstoß gegen die „kauf-
männische Sorgfalt“ sei nicht
erkennbar.

Vielleicht lag es daran, dass die
„politische“ Abteilung unter dem um-
strittenen Oberstaatsanwalt Bernhard
Häußler die Ermittlungen führte –
und nicht die als zupackender bekann-
ten Ermittler von der Schwerpunktab-
teilung für Wirtschaftskriminalität.
Erst der Bericht des Rechnungshofes
öffnete Häußler, über dessen etwaige
Parteizugehörigkeit die Behörde keine
Auskunft gibt, offenbar die Augen. Da-
bei waren die Zweifel an dem Milliar-
dengeschäft, die darin detailliert be-
schrieben wurden, im Grundsatz seit
Langem bekannt. Wären die Ermittler
früher aktiv geworden, hieß es aus
Polizeikreisen, hätten sie eher noch et-
was gefunden. Aber nach anderthalb
Jahren sei eine Razzia erfahrungsge-
mäß nicht besonders ergiebig.

Aus Mappus’ Sicht war die Durch-
suchung ohnehin unbegründet. Das
Verfahren werde am Ende „mangels
hinreichenden Tatverdachts“ einge-
stellt, ließ er seine Anwälte prophe-
zeien. Er habe sich keine Untreue vor-
zuwerfen, sondern „ausschließlich im
Interesse des Landes gehandelt“. Der
Rechnungshof dagegen verkenne „in
vielfacher Weise“ die damalige Situa-
tion. Denkbar knapp fiel die Stellung-
nahme von Morgan Stanley aus: Man
bestätige den Besuch der Staatsanwäl-
te und werde sie unterstützen. Bei
Dirk Notheis kam die Antwort auf die
Mailanfrage automatisch: „I am out of
office“, er sei nicht im Büro.

S tefan Mappus fühlte sich offen-
bar ziemlich sicher vor der
Staatsanwaltschaft. Nein, ver-

lautete noch vor Kurzem aus seinem
Umfeld, Ermittlungen wegen des
EnBW-Deals fürchte er nicht. Er hoffe
nur darauf, dass die Aufarbeitung des
Milliardengeschäfts endlich abge-
schlossen werde und er beruflich bald
wieder durchstarten könne.

Am Mittwoch erwies sich das als
schwere Fehleinschätzung. Da
schwärmten gut fünfzig Beamte von
Polizei und Staatsanwaltschaft aus,
um Privat- und Geschäftsräume in
acht Orten zu durchsuchen – unter an-
derem Mappus’ Wohnhaus in Pforz-
heim. Es bestehe der Verdacht auf Un-
treue gegen den Ex-Ministerpräsiden-
ten und der Beihilfe zur Untreue gegen
seinen Freund, den Banker Dirk Not-
heis, stand auf den Durchsuchungsbe-
schlüssen, mit denen sich die Fahnder
Einlass verschafften. Man habe „be-
reits schriftliche Unterlagen und
Datenträger sichergestellt“, die nun
auszuwerten seien, meldete die Staats-
anwaltschaft am späten Vormittag.

Eine halbe Stunde zuvor hatte die
Behördensprecherin noch keine Silbe
über die spektakuläre Razzia verraten.
Ob die Ermittler das Gutachten der
vom Land beauftragten Wirtschafts-
prüfer anfordern würden, demzufolge
Mappus fast 840 Millionen Euro zu viel
für das EnBW-Aktienpaket bezahlt ha-
be? Das müsse sie erst einmal intern in
Erfahrung bringen, lautete die Antwort
auf die StZ-Anfrage. Erst vor Kurzem
hatten sich die Ermittler schließlich
auch das Gutachten des Landesrech-
nungshofs verschafft, das dem einsti-
gen Regierungschef schwere Verstöße

gegen die Verfas-
sung und Haus-
haltsordnung be-
scheinigte.

Just jene 94-
seitige Expertise
war es, die sie nun
zum Handeln be-
wegte. Der Ver-
dacht der Untreue
und der Beihilfe
dazu, wurde per

Pressemitteilung erläutert, ergebe
sich aus dem Bericht der Kontrollbe-
hörde. Darin fänden sich „zureichende
tatsächliche Anhaltspunkte“, dass
Mappus und Notheis sich strafbar ge-
macht haben könnten. Das Milliarden-
geschäft sei „nicht ordnungsgemäß
vorbereitet“ worden, es habe „keine
ausreichende Wirtschaftlichkeitsprü-
fung“ stattgefunden, das für den Deal
notwendige „wichtige Landesinteres-
se“ sei nicht ausreichend untersucht
worden – immer wieder wird aus dem
Prüfbericht zitiert.

Auch bei dem womöglich entstan-
denen Vermögensnachteil stützt sich
die Staatsanwaltschaft auf den Rech-
nungshof. Weil Mappus den Kaufpreis
je Aktie von 39,90 Euro auf 40 Euro
aufrundete, sei der Gesamtbetrag um
11,2 Millionen Euro gestiegen. An-
schießend habe er sogar noch 1,50
Euro für die Dividende draufgelegt,
was das Geschäft um weitere 170 Mil-
lionen verteuerte. Strafrechtlich rele-
vant könnten zudem der Pauschalauf-
trag an die Investmentbank Morgan
Stanley und die Beauftragung der

Tiere im Medienzoo

Ein Krokodil in Bayern?
Von der Kultkuh Yvonne bis zum
Problembären Bruno:Wir zeigen Ihnen
die Sommerloch-Tiere der letzten Jahre.
www.stuttgarter-zeitung.de/foto

Heute in der Zeitung

Aus aller Welt

Rockern keine Chance
Die Polizei will der Hells Angels Herr
werden. Dafür hat sie eine neue
Bekämpfungsstrategie verfasst. SEITE 9

Zwischen Demokratie und Religion
Die Lage in Tunesien ist fragil. Die Regierung tut sich
schwer, Position zu beziehen. SEITE 8

Politik

Neuer Versuch Endlagersuche
Peter Altmaier, derMinister für Umwelt, forciert
die Gespräche zwischen Bund und Ländern. SEITE 4

Wirtschaft

EU prüft Porsche-Subventionen
Für 522Millionen Euro Investitionen in Leipzig will Porsche
43,7Millionen Euro Subventionen. Die EU prüft dies. SEITE 12

Bausparkasse für Steuererleichterung
Der Schwäbisch-Hall-Chef plädiert für Abschreibungs-
möglichkeiten bei energetischen Haussanierungen. SEITE 13

Der Orca will nicht mehr
Bruno Dobelmann gibt nach der gescheiterten Bodensee-
längsquerung das Langzeitschwimmen auf. SEITE 25

Reportage

Lernen auf hohemNiveau
Die Volkshochschule Stuttgart überrascht mit einem neuen
Kurs: Sie lehrt jetzt auch das Gehen in High Heels. SEITE 28

Kultur

OB-Kandidat Kuhn und die Kultur
Bei den „Kulturgesprächen“ werden alle OB-Kandidaten
zu ihren Plänen befragt. ZumAuftakt kam Fritz Kuhn. SEITE 30

Indisches Filmfest vor demAuftakt
Mehr als nur Bollywood: in wenigen Tagen startet im
StuttgarterMetropol-Kino das indische Filmfestival. SEITE 31

Sport
Weindorfer und die Stars
Für das Turnier auf demWeissenhof
baut der Organisator EdwinWeindorfer
auf deutsche Tennisstars. SEITE 34

Kommentare & Kolumnen
Centrotherm-InsolvenzDie Solarbranche ist in der Krise,
hat aber langfristig Potenzial, meint Rüdiger Bäßler. SEITE 11
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„Ausschaltung der zuständigen Organe“
W er Untreue begeht, muss mit einer Haft-

strafe bis zu fünf Jahren rechnen. Laut
Strafgesetzbuch veruntreut ein Täter

fremdes Vermögen, wenn er es mindert oder auch
nur gefährdet, obwohl er die Pflicht übernommen
hat, mit ihm sorgfältig und nach den Anweisungen
des Besitzers umzugehen. Dabei muss der Täter das
Geld nicht in die eigene Tasche stecken; es geht nicht
nur um Eigennutz. Es gibt wenige Paragrafen im
Strafgesetzbuch, die so vage formuliert sind, und in-
zwischen keinen anderen, der von den Richtern so
ausufernd interpretiert wird.

Ursprünglich galt die Strafdrohung vor allem
kleinen Menschen, Bankkassierern und Hausver-
waltern beispielsweise. Dann entdeckte die Justiz
die Möglichkeit, mit Hilfe des Untreueparagrafen je-
ne Wirtschaftsgrößen vor den Kadi zu
zerren, die für jeden erkennbar etwas
Verwerfliches getan, aber gegen keine
andere Regel des Strafgesetzbuches
verstoßen hatten und sonst straflos ge-
blieben wären. Es begann die Zeit, da
sich erst Manager, dann auch Vorstandsvorsitzende
und Aufsichtsräte vor Gericht wegen des Vorwurfs
der Untreue verantworten mussten. Manchmal wur-
de ihnen – wie dem Deutsche-Bank-Chef Josef
Ackermann im Mannesmann Prozess – am Ende
noch ein Verbotsirrtum zugebilligt. Doch es ist in

Deutschland auch schon ein – eigenwilliger – Unter-
nehmer wegen Untreue verurteilt worden, der sei-
nem Sohn einen kleinen Bruchteil des eigenen Ver-
mögens geschenkt hat und das Geschenk unmittel-
bar darauf durch ein nicht nur bei ihm übliches
risikobehaftetes Wirtschaften geschädigt haben soll.

Gegenüber ihresgleichen, also denen im öffentli-
chen Dienst, vor allem aber gegenüber denen über

ihnen, also gegenüber Ministern und
anderen Spitzenpolitikern, waren
Richter lange Zeit zurückhaltender.
„Haushaltsuntreue“ heißt hier der
Fachbegriff. Zwar wurden schon früh
Lehrer wegen Untreue verurteilt, die in

Ermangelung anderer Gelder die Mittel für eine
Fortbildung aus der Portokasse der Schule nahmen.
Werner Schmidt-Hieber, einst Oberstaatsanwalt in
Stuttgart, beklagte aber schon 1996, dass „die Justiz
vor Politik und Parteien einen übergroßen Respekt
zeigt“. Wenn es zu Ermittlungen kommt, dann meist

wegen „Peanuts“. Der einstige Bundeslandwirt-
schaftsminister Karl-Heinz Funke steht gerade vor
Gericht, weil 8000 Euro für eine Familienfeier von
einem Wasserverband gezahlt worden sein sollen.
Bürgermeister hat es schon in Serie getroffen.

Die Stuttgarter Justiz setzte 1996 neue Maßstäbe.
Es wertete die Verschwendung von Steuergeldern
als Haushaltsuntreue – am Beispiel des örtlichen
Theaterintendanten, der systematisch seine Bud-
gets überzogen hatte. Gegen den Berliner CDU-
Fraktionschef Klaus Rüdiger Landowsky wurde
beim Berliner Bankenskandal wegen Untreue ermit-
telt, freilich in seiner Eigenschaft als Vorstandschef
der Berlin-Hyp. Landowsky hat Rechtsgeschichte
geschrieben. Das Bundesverfassungsgericht hat ihm
mit einer Entscheidung aus dem Jahre 2010 zu
einem Freispruch verholfen, weil es die Anforderun-
gen an die Justiz erhöht hat, die Höhe des Schadens
nachzuweisen.

Zu den entscheidenden Kriterien für eine Un-
treue zählt die Rechtsprechung insbesondere die
„Ausschaltung der zuständigen Organe“, das „Han-
deln außerhalb der Entscheidungsbefugnis“, die
„Vernachlässigung von Informationspflichten“ und
„bewusstes Handeln entgegen kaufmännischer
Sorgfalt“. Ein subjektiv verfolgter „guter Zweck“
entlastet dagegen nicht vom Vorwurf der Untreue.
Es wird eng für Stefan Mappus.

Strafrecht Für die Justiz fällt unter den
Untreuevorwurf längst mehr als der Griff
in die Portokasse. Auch Manager und ihr
Tun sind betroffen. Von Stefan Geiger

AlbtraumOskar Beck hat ein Interviewmit Bundestrainer
Joachim Löw geträumt – und aufgeschrieben. SEITE 35

stuttgarter-zeitung.de
Rolling Stones

50 Jahre Sex, Drugs and Rock ’n’ Roll
Bei ihrem ersten Konzert sahen die Rolling Stones noch
ziemlich unschuldig aus – die Bandgeschichte in Bildern.
www.stuttgarter-zeitung.de/foto

Entdecken

Wie gläsern soll der Surfer sein?
Internetbrowser sollen künftig signalisieren, wenn deren
Nutzer nicht möchten, dass ihre Daten zuWerbezwecken
ausgewertet werden. Darüber ist ein Streit entbrannt. SEITE 18

Stuttgart & Baden-Württemberg

Ärger über private Konkurrenz
Drei Rektoren beruflicher Schulen haben harsche Kritik
an Einrichtungen privater Träger geäußert. SEITE 21

Der Fachbegriff
heißt
Haushaltsuntreue.

Landtag Parallel zur Justiz
wird der EnBW-Deal wei-
terhin von einemUntersu-
chungsausschuss des
Landtags aufgearbeitet.
Der Ausschusschef Ulrich
Müller (CDU) befürchtet
keine Beeinträchtigung
durch das Verfahren. Aller-
dings dürfte die für den
Herbst geplante zweite
Vernehmung von Stefan
Mappus undDirk Notheis

(beide CDU)wenig ergie-
big werden: Beide können
sich nun auf ein Aussage-
verweigerungsrecht beru-
fen, weil sie sich nicht
selbst belastenmüssen.

GerichtNoch länger dürfte
die Aufarbeitung vor dem
Schiedsgericht der Inter-
nationalenHandelskam-
mer dauern. Dort verlangt
das Land bis jetzt gut zwei

Milliarden Euro von der
Electricité de France zu-
rück. Nach demGutachten
vonWirtschaftsprüfern
(die StZ berichtete) wird
es diese Forderung auf gut
840Millionen Euro redu-
zieren. Der erste Termin ist
imHerbst angesetzt. Auch
die EdF und das Gericht
dürften Gutachter ein-
schalten. Ein Urteil kommt
wohl nicht vor 2013.mül

AUFARBEITUNG VOR U-AUSSCHUSS UND SCHIEDSGERICHT

Die späte Erkenntnis der Ermittler

Justiz Seit anderthalb Jahren gibt es immer wieder
Strafanzeigen wegen des EnBW-Deals. Doch erst jetzt
sieht die Staatsanwaltschaft einen Anfangsverdacht.

Dabei ist die Kritik des Rechnungshofes, auf die sie nun
reagiert, im Kern keineswegs neu. Von Andreas Müller

Tagesthema

Der Rechnungshofbericht hat für die Staatsanwaltschaft den Anstoß gegeben, we-
gen des EnBW-Deals gegen StefanMappus zu ermitteln. Fotos: dapd
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Ermittlungen gegen StefanMappus Die Staatsanwaltschaft prüft Untreueverdacht

Mappus’
Aufrundung
um zehn Cent
kostet das
Land mal
eben elf
Millionen
Euro.

Mappus habe
allein im
Interesse
des Landes
gehandelt,
sagen seine
Anwälte.

Foto: dapd
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D ie Floskel gehört zum Repertoire
fast aller Politiker. Nein, pflegen
sie abzuwehren, hypothetische

Fragen beantworte man nicht. Was (gewe-
sen) wäre, wenn – darüber lohne es sich
nicht den Kopf zu zerbrechen.

Im Fall des Ex-Ministerpräsidenten
Stefan Mappus und seines EnBW-Deals
lohnt sich das Gedankenspiel sehr wohl.
Was wäre eigentlich gewesen, wenn CDU
und FDP die Landtagswahl noch einmal
gewonnen hätten? Viel hätte dazu nicht
gefehlt, die Christdemokraten erhielten
schließlich – trotz Mappus-Malus und Fu-
kushima – immer noch stattliche 39 Pro-
zent. Wäre das dubiose Milliardenge-
schäft dann ähnlich gründlich aufgearbei-
tet worden, wie es jetzt geschieht? Wäre
Mappus’ brachiale Art der Machtaus-
übung, sein spezielles Demokratiever-
ständnis dann innerparteilich überhaupt
problematisiert worden?

Der Wahlsieger wäre zunächst ein Held
gewesen. Unter widrigsten Umständen die
Bastion Baden-Württemberg für die CDU
verteidigt zu haben – das hätte ihn fürs
Erste unangreifbar gemacht. „Der hätte
vor Kraft kaum noch laufen können“, sagt
ein Abgeordneter. Seine parteiinternen
Kritiker hätten in Deckung gehen müssen
und nur hoffen können, dass er Wichtige-
res zu tun habe, als mit ihnen abzurech-
nen. Auftrieb hätten all jene Gefolgsleute
verspürt, die dem Pforzheimer noch Grö-
ßeres zutrauten. „Wir werden auch noch
Kanzler“, verlautete schon vor der Wahl
aus seinem persönlichen Umfeld, in dem
sich weit mehr naive Bewunderer als kriti-
sche Köpfe tummelten. Manchen Christ-
demokraten schien es nur
eine Frage der Zeit, bis Map-
pus sich mit Angela Merkel
anlegen würde – so wie er das
stets mit Leuten getan hatte,
die ihm im Wege standen.

Hätte ein Nachspiel zum
EnBW-Deal seinen Aufstieg
bremsen, ihn ernsthaft in Be-
drängnis bringen können?
Hätte es ein glasklares Urteil
des Staatsgerichtshofs, einen Unglaubli-
ches zu Tage fördernden Untersuchungs-
ausschuss, einen vernichtenden Prüfbe-
richt des Rechnungshofs, staatsanwalt-
schaftliche Ermittlungen gegeben?
Zweifel sind angebracht.

Schon das Urteil des Staatsgerichts-
hofs, glauben Strategen der früheren Ko-
alition, wäre bei einem schwarz-gelben
Wahlsieg anders ausgefallen. Die Richter
hätten wohl nicht umhinkönnen, die Aus-
schaltung des Landtags als Verfassungs-

bruch einzustufen. Doch ihre Entschei-
dung wäre ungleich milder, verständnis-
voller begründet worden. Sie hätten das
Dilemma zwischen der bei Aktiengeschäf-
ten notwendigen Geheimhaltung und der
Beteiligung des Parlaments in den Vor-
dergrund gerückt, meint ein hochrangiger
CDU-Mann. Der Präsident des Staatsge-
richtshofs, Eberhard Stilz (CDU), kom-
mentiert solche Einschätzungen natür-
lich nicht – allenfalls mit einer säuerli-
chen Miene. Das Urteil bestätigt freilich
einen alten Kalauer, der politisch besetzte
Staatsgerichtshof heiße so, weil dort meis-
tens der Staat gewinne – soll heißen: die

jeweils regierenden Parteien.
Auch der Untersuchungs-

ausschuss wäre wohl anders
verlaufen, hätten CDU und
FDP noch die Mehrheit –
wenn es denn überhaupt
einen gegeben hätte. Selbst
die Grünen hatten das Gre-
mium zunächst bekanntlich
mit der Begründung abge-
lehnt, es fehle an Akten für

die Aufarbeitung. Ob jemals so viele und
entlarvende Unterlagen auf den Tisch
gekommen wären, wie es jetzt der Fall ist,
darf man bezweifeln. Der Ausschuss wäre
ähnlich verlaufen wie jener zum „schwar-
zen Donnerstag“, mutmaßt ein CDU-
Grande: Schwarze und Gelbe hätten so
viele „Nebelkerzen“ geworfen, dass Map-
pus’ Verantwortung dahinter verschwun-
den wäre. Ob Morgan Stanley ohne den
Aufklärungsdruck durch die Regierungs-
mehrheit jemals den verräterischen

E-Mail-Verkehr herausgegeben hätte, er-
scheint ebenfalls fraglich. Am Ende hät-
ten SPD und Grüne ein kritisches Minder-
heitsvotum abgegeben, CDU und FDP
hätten den Coup ihres Vormannes da-
gegen mehrheitlich abgesegnet – allen-
falls mit sparsam dosierter Selbstkritik.

Höchst fraglich ist auch, ob und wann
der Rechnungshof aktiv geworden wäre.
Laut seinem Präsidenten Max Munding
(CDU) wollte er eigentlich das Urteil des
Staatsgerichtshofs abwarten. Dabei ging es
darin um Verfassungsfragen
und nicht um die Domäne der
Finanzkontrolleure, den
Haushalt. Doch auch nach
dem Richterspruch blieb die
Kontrollbehörde wochen-
lang untätig. Erst als die StZ
enthüllte, wie ein interner
Vorstoß zur Prüfung des
EnBW-Deals von Munding
vor der Wahl abgeblockt wor-
den war, drohten Grüne und SPD mit
einem offiziellen Auftrag; daraufhin
machten sich die Prüfer flugs an die
Arbeit. Ob sie sich von einer rot-grünen
Opposition genauso hätten in Marsch set-
zen lassen? Ob der Bericht dann ebenso
kritisch ausgefallen wäre? „Auf den Rech-
nungshof ist Verlass“, hatten CDU-Strate-
gen früher gelobt. Sollte heißen: er tue der
Regierung nicht wirklich weh. Nun lamen-
tieren die gleichen Christdemokraten da-
rüber, wie sich die Kontrollbehörde bei der
neuen grün-roten Mehrheit anbiedere.

Ohne den Rechnungshofbericht aber
wäre der EnBW-Deal womöglich nie ein

Fall für die Justiz geworden. Anderthalb
Jahre lang konnte die Staatsanwaltschaft
Stuttgart, die etwa bei Stuttgart-21-Geg-
nern einen beachtlichen Verfolgungseifer
an den Tag legt, partout keinen Ansatz für
Ermittlungen erkennen. Erst als ihr die –
im Kern hinlänglich bekannten – Fakten
schwarz auf weiß präsentiert wurden, hat-
te sie keine andere Wahl mehr. Angesichts
der klaren Befunde hätte weitere Untätig-
keit tatsächlich an „Strafvereitelung im
Amt“ gegrenzt, wie eine bayerische

Staatsanwältin schon vor
Monaten monierte. Warum
die Staatsanwaltschaft an-
derthalb Jahre brauchte, um
zu erkennen, dass das Ak-
tiengeschäft besser bei der
Schwerpunktabteilung für
Wirtschaftskriminalität als
bei den für Politiker zustän-
digen Ermittlern aufgehoben
ist, vermochte dieser Tage

auch Justizminister Rainer Stickelberger
(SPD) nicht zu erklären. Justizinsider
können das sehr wohl: Über Jahrzehnte
habe die CDU dafür gesorgt, dass an den
maßgeblichen Stellen die richtigen,
sprich zuverlässigen Leute sitzen.

Vieles spricht dafür, dass eine in der
Regierung bestätigte CDU den EnBW-
Skandal erfolgreich kleingehalten hätte.
Nachdenklicheren Amts- und Mandats-
träger graute es bereits davor, wie der ent-
fesselte Ministerpräsident losgelegt hät-
te. Die Abwahl empfanden sie nicht wie
Mappus als „schlechten Tag für Baden-
Württemberg“, sondern als „Befreiung“.

Aufklärung nur dank Mappus’ Abwahl

Nach einemWahlsieg, glaubten Parteifreunde, hätte sich StefanMappus irgendwann auch mit AngelaMerkel angelegt. Foto: dapd

EnBW-Deal Was wäre ans Licht
gekommen, wenn die CDU
noch einmal gesiegt hätte?
Ein Szenario. Von Andreas Müller

Bloß keine Vorwürfe machen – oder vielleicht doch?

S elten haben die Christdemokraten
im Land so bangen Herzens auf
einen Parteitag geschaut. Zum

zweiten Mal nach der Niederlage bei der
Landtagswahl im März 2011 treffen sie
sich. Vor fast genau einem Jahr, am 23. Ju-
li 2011, hatten sie in Ludwigsburg mit
Thomas Strobl einen neuen Landeschef
gewählt. In den CDU-Bezirken kamen in
der Folge neue Vorsitzende ans Ruder: in
Nordwürttemberg Steffen Bilger, in Würt-
temberg-Hohenzollern Tho-
mas Bareiß, in Südbaden
Andreas Jung – allesamt jun-
ge Leute, alle drei Bundes-
tagsabgeordnete mit einigem
Abstand zum Gebaren der
früheren Landesregierung
unter dem Ministerpräsiden-
ten Stefan Mappus.

Nach der personellen
Neuaufstellung sollte an die-
sem Samstag in Karlsruhe
eigentlich die inhaltliche
Neupositionierung folgen. In
Ludwigsburg hatte die Partei
eine Projektgruppe „Zu-
kunftswerkstatt“ unter Lei-
tung von Strobls Stellvertre-
ter Winfried Mack einge-
setzt. Der Auftrag lautete,
einen „strukturierten Diskussionsprozess
über die inhaltliche und organisatorische
Ausrichtung der Partei in Gang zu setzen“.
Hinter dem rhetorischen Dunst verbirgt
sich der Versuch, die Episode Mappus ver-
gessen zu machen und den Karren, den
derselbe an die Wand gefahren hat, wieder
flottzukriegen. Dieses Unterfangen aber

gestaltet sich indes weitaus schwieriger
als zunächst gedacht.

Die Ermittlungen der Staatsanwalt-
schaft gegen Mappus und die beiden Ex-
Minister Willi Stächele sowie Helmut Rau
haben die Partei aufs Neue aufgewühlt.
Vorangegangen waren der Bericht des
Landesrechnungshofs über den EnBW-
Deal sowie die Veröffentlichung des bizar-
ren E-Mail-Verkehrs zwischen Mappus
und dem Banker Dirk Notheis in dersel-

ben Angelegenheit. Die Fol-
ge: nicht die Zukunftswerk-
statt beschäftigt die Partei,
sondern die Vergangenheits-
bewältigung.

„Was wir brauchen, ist
eine Reinigung“, sagte ein
Landtagsabgeordneter die-
ser Tage – ein purifizierender
Akt, welcher der Partei den
„blinden Autoritätsglauben“
austreibe. „Wenn wir uns
nicht ändern, werden uns die
Wähler ändern.“

Das setzt jedoch Selbst-
kritik voraus. Und darin liegt
das Problem. Der Abgeord-
nete erinnert an den Wechsel
von Günther Oettinger zu
Stefan Mappus. Viele in der

Partei hätten in dem Pforzheimer den
durchsetzungsfähigen Politiker gesehen,
den sie sich nach dem wankelmütigen
Oettinger ersehnten. „Endlich wieder ein
waschechter Konservativer“, hätten viele
gejubelt – verkennend, dass Mappus nur
den Konservativen spielte, weil er die
emotionale Leerstelle im Seelenhaushalt

der Partei erkannt und diese aus Macht-
kalkül besetzt hatte.

CDU-Landeschef Strobl versuchte in
einer Erklärung vor dem Parteitag zu ret-
ten, was nur schwer zu retten ist. „Wir
dürfen nicht die wichtigen Sachthemen
aus den Augen verlieren, mit denen wir in
der Landespolitik konfrontiert sind“, ließ
er verlauten. Er versuchte es mit einem
Angriff auf die grün-rote Landesregie-
rung: „desaströse Schulpolitik“, Neuver-
schuldung, Infrastruktur – da lägen doch
die wahren Probleme. Aber auch Strobl
räumte ein: „Wir müssen die Fehler der
Vergangenheit offen ansprechen und uns
einer ehrlichen Diskussion stellen.“

Dieser Aufruf zur Selbstkritik erschien
Strobl auch mit Blick auf Äußerungen
einiger Berliner Parteigrößen angezeigt,
und zwar solchen, die aus dem Südwesten
stammen. Bildungsministerin Annette
Schavan hatte die Südwest-CDU ermahnt:
„Es ist jetzt wichtig, dass wir zusammen-
halten, uns nicht gegenseitig Vorwürfe
machen.“ Strobl konterte gallig, das Letz-
te, was Mappus zu Fall gebracht habe, sei
mangelnde Loyalität gewesen. Auch Vol-
ker Kauder, der Chef der Bundestagsfrak-
tion, ließ die Südwest-CDU wissen, sie
solle sich keine Diskussionen über die
Vergangenheit aufdrängen lassen. Die
Wortmeldungen Schavans und Kauders
kamen im Land gar nicht gut an. Solche
Ratschläge ausgerechnet von diesen bei-
den, die in Berlin darauf hingearbeitet
hatten, den Ministerpräsidenten Oettin-
ger nach Brüssel wegzuloben und durch
Mappus zu ersetzen, gelten als Provoka-
tion. Schavans Einfluss in der baden-
württembergischen CDU schmilzt wie der
Schnee in der Sonne; viel ist nicht mehr
da. Auch Kauder gilt vielen im Landesver-
band als Auslaufmodell. Auf dem Partei-
tag wird er aber sprechen.

Was aber wird aus der inhaltlichen Er-
neuerung? „Vielfältig, bodenständig, bür-
gernah. Moderne Bürgerpartei auf siche-
rem Fundament“ – so lautet der Titel des
Leitantrags aus Winfried Macks Zu-
kunftswerkstatt. Der Aalener Landtags-
abgeordnete will die Partei aus der, wie er
findet, wirtschaftspolitischen Verengung
der vergangenen Jahre herausführen.
„Über zwei Drittel der Themen haben wir
nicht mehr gesprochen“, sagt er und
meint damit „Wertethemen“. Er plädiert
für ein „Zurück zur Gesellschaftspolitik“.

Das Papier beginnt bedeutungsschwer
mit dem Satz: „Wir hören zu.“ Der grün-
rote Slogan der „Politik des Gehörtwer-
dens“ lässt grüßen. Manches gemahnt an
den Altministerpräsidenten Erwin Teu-
fel, so zum Beispiel, wenn die CDU als
„Anwalt der kleinen Leute“ positioniert
wird. Das christliche Menschenbild spielt
eine große Rolle. Die Formulierung „Wir
wollen eine klare Orientierung in Stilfra-
gen“ klingt wie eine direkte Antwort auf
die E-Mail-Botschaften, die Mappus und
sein Freund Notheis wechselten. Mack
war in der Vergangenheit übrigens eher
dem Mappus-Lager zuzuordnen. Woraus
sich erhellt: die CDU ist ein lernender Or-
ganismus – aber auch ein verletzter, lei-
dender, widerspruchsvoller. Eine „Haus-
ordnung für ein Seniorenstift“ nennt aus-
gerechnet ein Abgeordnetenkollege den
Leitantrag.

Mit der Landtagsfraktion ist es über-
haupt so eine Sache. Deren Chef Peter
Hauk ist keineswegs unangefochten. Aber
das gilt derzeit praktisch für alle, die in der
Landes-CDU ein Amt bekleiden. Er er-
kenne nur „Mittelmaß und Milchzähne“,
klagt ein Südwürttemberger. So wie sich
die Lage darstellt, liegt vor der CDU noch
ein steiniger Weg. Wohin er führt, wagt
derzeit niemand in der Partei zu sagen.

Parteitag Selbstkritik zu üben, ist die Landes-CDU nicht gewohnt.
Kein Wunder, dass sie jetzt verunsichert wirkt. Von Reiner Ruf

Das Urteil des
Staatsgerichtshofs
wäre ungleich
verständnisvoller
ausgefallen,
glauben
CDU-Strategen.

Superkluge
Ratschläge aus
Berlin nimmt
CDU-Landeschef
Thomas Strobl
derzeit ungern
entgegen.

Foto: dpa

Hätten sich der
Rechnungshof und
die Staatsanwälte
jemals an die
Arbeit gemacht?
Zweifel sind
angebracht.

W er Steuern hinterzogen hat,
kann der strafrechtlichen Ver-
folgung entgehen, wenn er sich

rechtzeitig selbst bei den Finanzbehörden
anzeigt und die verheimlichten Vermö-
genserträge nachträglich veranlagt. Von
dieser Möglichkeit wurde im Jahr 2010 viel
Gebrauch gemacht, als deutsche Behörden
schon einmal Datenträger mit Kunden-
informationen aus der Schweiz und aus
Liechtenstein angekauft hatten. Jetzt ist es
wieder so weit: Nordrhein-Westfalen hat
einen neuen Datensatz erworben; es wird
kolportiert, dass es nicht nur bei einem ge-
blieben sei. Diese Nachrichten sind aber
noch zu frisch, um bereits eine Massenbe-
wegung sich selbst anzeigender Steuerhin-
terzieher ausgelöst zu haben. „Ich würde
noch nicht von einer Welle sprechen“, sagt
ein Sprecher von Baden-Württembergs Fi-
nanzminister Nils Schmid (SPD).

Bis zum Jahr 2010 gab es überhaupt kei-
ne systematische Erhebung von Selbstan-
zeigen im Land. Seither wurden bis zum
15. Juli 2012 insgesamt 9074 dieser Mel-
dungen aufgenommen. Die überwiegende
Mehrzahl kam 2010 herein. Weihnachten
2010 zählte man 7436 Vorgänge. 1,1 Milliar-
den Euro wurden nachveranlagt, was dem
Land 350 Millionen Euro zusätzliche
Steuereinnahmen einbrachte.

Danach beruhigte sich das Selbstanzei-
gegeschehen. Bis November 2011 kamen
1000 neue Fälle dazu. Diese Taktzahl setzte
sich auch bis zur vergangenen Woche fort,
bis zu der rund 600 weitere Selbstanzeigen
eingegangen sind. Erst von jetzt an wird
man sehen, ob es angesichts des Sommer-
schlussverkaufs von Steuerdaten-CDs wie-
der eine Welle von Selbstanzeigen gibt. Un-
wahrscheinlich ist das nicht: „Das kann ja
noch kommen“, sagte Schmids Sprecher. tb

Steuerflucht Der neue Ankauf von
Daten-CDs durch die Behörden
hat sich noch nicht ausgewirkt.

Erst wenige
Selbstanzeigen

EnBW

Studie: Wasserkraft
stark ausbaufähig
Baden-Württemberg hat seine Potenziale
für Wasserkraft laut einer Studie noch lan-
ge nicht ausgeschöpft. Rund 30 Prozent der
Landesfläche sind für den Bau von Pump-
speicherkraftwerken geeignet, wie der
Energiekonzern EnBW am Freitag mitteil-
te. „Wir waren überrascht, wieviel Poten-
zial die Wasserkraft noch hat“, sagte der
Technikvorstand Hans-Josef Zimmer. Laut
einer Studie könnten an 13 Standorten in
Baden-Württemberg Anlagen mit einer
Gesamtleistung von rund 19 Gigawatt er-
richtet werden.

Auch die Laufwasserkraft sei im Süd-
westen ausbaufähig, hieß es. Nach einer
weiteren Studie der Universität Stuttgart
könnte die Leistung bereits bestehender
Kraftwerke in Nebengewässern des Ober-
rheins um 29 Prozent gesteigert werden.
Außerdem gebe es Neubaupotenziale im
Umfang von mehr als 200 Gigawattstun-
den. Der große Haken dabei ist: Der Bau
neuer Querbauwerke sei aber wegen ökolo-
gischer und rechtlicher Anforderungen
schwer zu realisieren.

Aktuell gibt es nach Angaben EnBW im
Südwesten 1250 Wasserkraftanlagen mit
einer installierten Leistung von 775 Mega-
watt. Der Karlsruher Konzern selbst be-
treibt davon 65 Laufwasser- und zwei
Pumpspeicherkraftwerke. lsw

Beamtenrecht

Lebenspartnerschaft
Ehe gleichgestellt
Schwule und lesbische Beamte in Baden-
Württemberg sind künftig ihren heteroge-
nen Kollegen gleichgestellt. Der Landtag
beschloss in dieser Woche das von der Lan-
desregierung eingebrachte Gesetz. Danach
sind eingetragene gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaften im öffentlichen
Dienst- und Besoldungsrecht in vollem
Umfang mit der Ehe gleichgestellt. Alle vier
Fraktionen stimmten dem Gesetzentwurf
zu. Finanz- und Wirtschaftsminister Nils
Schmid (SPD) rechnet mit zusätzlichen
Ausgaben für die Besoldung von 250 000
Euro pro Jahr und durch die vorgesehene
Rückwirkung mit einmalig einer Million
Euro. Im Bereich der Hinterbliebenenver-
sorgung werde es Mehrkosten von 1,04 Mil-
lionen Euro und für die Rückwirkung von
einmalig 4,42 Millionen Euro geben. Im
laufenden Jahr sind 92 Paare beim Landes-
amt für Besoldung und Versorgung gemel-
det, die in einer gleichgeschlechtlichen
Partnerschaft leben. Baden-Württemberg
war eines der letzten Bundesländer, das
Ernst macht mit der Gleichstellung. Die
Regierung folgt einer Vorgabe der EU. lsw
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